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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD als 

Einzelrichter über die Beschwerden 1. des XXXX , geb. am XXXX , 2. der XXXX , geb. am XXXX , 

3. der XXXX , geb. am XXXX , 4. des XXXX , geb. am XXXX , 5. der XXXX , geb. am  XXXX  sowie 

6. der XXXX , geb. XXXX , alle StA.: Irak, die letzten vier gesetzlich vertreten durch die Mutter, 

alle rechtlich vertreten durch die Bundesagentur für Betreuungs- und 

Unterstützungsleistungen (BBU) Gesellschaft mbH in 1020 Wien,  XXXX in 6845 Hohenems und 

RA Mag. German BERTSCH in 6800 Feldkirch, gegen die Bescheide des Bundesamtes für 

Fremdenwesen und Asyl vom 15.12.2017, Zahlen XXXX ,  XXXX ,  XXXX ,  XXXX und  XXXX  sowie 

vom 12.07.2021, Zahl XXXX , nach öffentlicher mündlicher Verhandlung, zu Recht erkannt:  

A) 

I. Die Beschwerden gegen Spruchpunkt I. der angefochtenen Bescheide werden gemäß  

§ 3 Abs. 1 AsylG 2005 als unbegründet a b g e w i e s e n .  

II. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG wird den Erst- bis Sechstbeschwerdeführern jeweils der Status 

eines subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Irak   

z u e r k a n n t . 
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III. Gemäß § 8 Abs. 4 AsylG wird den Erst- bis Sechstbeschwerdeführern jeweils eine 

befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiär Schutzberechtigte für die Dauer von 12 

Monaten e r t e i l t . 

IV. In Erledigung der Beschwerden werden die jeweiligen Spruchpunkte III. bis VI. der 

angefochtenen Bescheide e r s a t z l o s  aufgehoben. 

B) Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

1. Der Erstbeschwerdeführer (im Folgenden: BF1) stellte am 14.05.2015, die Zweit- bis 

Fünftbeschwerdeführer (im Folgenden: BF2 bis BF5) stellten am 25.10.2015, die 

Sechstbeschwerdeführerin (im Folgenden: BF6) am 19.04.2021 jeweils einen Antrag auf 

Gewährung internationalen Schutzes gemäß § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005, wobei BF1 und BF2 

diese für ihre gemeinsamen Kinder (BF 3 bis BF6) einbrachten. 

2. Am 15.05.2015 fand die Erstbefragung des BF1 und am 25.10.2015 jene der BF2 jeweils vor 

einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes statt.  

3. Am 16.11.2015 wurde BF1 und am 19.09.2017 BF2 jeweils von einem Organ des 

Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA), zu ihren jeweiligen 

Fluchtgründen, der Fluchtroute und ihren sowie den persönlichen Verhältnissen von BF3 bis 

BF5 einvernommen. 

4. Am 30.06.2021 fand eine weitere niederschriftliche Einvernahme der BF2 vor Organen des 

BFA zu den Fluchtgründen der BF6 sowie deren persönlichen Verhältnissen statt. 

5. Mit gemeinsamen Schreiben vom 07.12.2016 und 20.10.2017 gaben BF1 bis BF5 

Stellungnahmen zum vorliegenden Fall ab.  

6. Mit den oben im Spruch angeführten Bescheiden des BFA, BF1 bis BF5 zugestellt am 

20.12.2017 bzw. BF6 am 12.07.2021, wurden die Anträge auf Gewährung internationalen 

Schutzes sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 

1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG (jeweils Spruchpunkt I.), als auch hinsichtlich der Zuerkennung des 

Status der subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Irak § 8 Abs. 1 iVm.    
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§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 (jeweils Spruchpunkt II.) abgewiesen, den Beschwerdeführern (im 

Folgenden: BF) ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß § 57 

AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt III.), gegen sie gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm       

§ 9 BFA-VG eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen (Spruchpunkt IV.) 

sowie gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass ihre Abschiebung in den Irak gemäß § 46 FPG 

zulässig sei (Spruchpunkt V.). Darüber hinaus wurde eine Frist zur freiwilligen Ausreise von 14 

Tagen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG eingeräumt 

(Spruchpunkt VI.).  

7. Mit am 09.01.2018 bzw. 04.08.2021 beim BFA eingebrachten Schriftsätzen erhoben die BF 

teils durch ihre damals bevollmächtigte Rechtsvertretung, dem Verein Menschenrechte, teils 

durch ihre aktuelle Rechtsvertretung (im Folgenden: RV1) Beschwerde gegen die sie 

betreffenden – oben im Spruch genannten – Bescheide des BFA.  

Darin wurde beantragt, eine mündliche Beschwerdeverhandlung anzuberaumen, die 

angefochtenen Bescheide zu beheben und den BF jeweils den Status eines Asylberechtigten, 

in eventu jeweils den Status eines subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 

zuzuerkennen, in eventu die Rückkehrentscheidungen zu beheben, in eventu die 

angefochtenen Bescheide ersatzlos zu beheben und zur Verfahrensergänzung und 

neuerlichen Entscheidung an das BFA zurückzuverweisen. 

8. Die gegenständlichen Beschwerden und die zugehörigen Verwaltungsakte wurden vom BFA 

vorgelegt und langten am 12.01.2018 bzw. am 10.08.2021 beim Bundesverwaltungsgericht 

(im Folgenden: BVwG) ein. 

9. Mit Schriftsätzen vom 14.07.2020, 20.07.2021 und 10.11.2021 gaben die BF ergänzende 

Stellungnahmen zum gegenständlichen Sachverhalt ab und brachten diverse Unterlagen in 

Vorlage.  

10. Am 16.11.2021 fand vor dem BVwG, Außenstelle Graz, eine öffentliche mündliche 

Verhandlung statt, an welcher BF1 und BF2 sowie deren – oben im Spruch genannte – aktuelle 

RV1 teilnahmen und ein Dolmetscher der Sprache Arabisch beigezogen wurde. 

11. Im Zuge dieser Verhandlung wurde den BF nochmals Parteiengehör zur Situation im Irak 

eingeräumt und eine Frist zur Abgabe einer Stellungnahme von 14 Tagen eingeräumt. 

12. Mit auf eletronischem Wege am 25.11.2021 beim BVwG eingebrachtem gemeinsamen 

Schreiben gaben die BF durch ihre RV1 eine ergänzende Stellungnahme ab.  
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13. Mit email vom 20.12.2021 erstattete  XXXX (im Folgenden: RV2) ein Empfehlungsschreiben 

für die Familie der BF. 

14. Am selben Tag legte  XXXX ein von BF1 und BF2 als „Vollmacht“ unterzeichnetes 

Schriftstück vor. Da aus diesem Schreiben der Vollmmachtsumfang nicht hervorging, wurde 

sie von der zuständigen Referentin des BVwG aufgefordert, diesen darzulegen. Dieser 

Aufforderung kam sie mit Schreiben vom 23.12.2021 nach. 

15. Mit Schriftsatz vom 29.12.2021 gab RA Mag. German BERTSCH bekannt, dass (auch) er 

nunmehr alle BF vertrete und stellte einen Fristsetzungsantrag (der ihm auch gewährt) wurde. 

16. Am 10.01.2022 langte die abschließende Stellungnahme des soeben genannten dritten 

Rechtsvertreters beim erkennenden Gericht ein (im Folgenden: RV 3). 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

1.1. Die BF führen die im Spruch jeweils angegebene Identität (Namen und Geburtsdatum), 

sind irakische Staatsbürger, Angehörige der Volksgruppe der Araber und bekennen sich zum 

sunnitischen Islam. Die Muttersprache der BF ist Arabisch.  

BF1 und BF2 sind miteinander verheiratet und beide Eltern von BF3 bis BF6. Alle BF leben im 

gemeinsamen Haushalt. 

BF1 verließ den Irak im April 2015 auf dem Luftweg vom Flughafen  XXXX nach Istanbul, von 

wo er über Bulgarien, Serbien und Ungarn nach Österreich weiterreiste, wo er letztlich am 

14.05.2015 den gegenständlichen Antrag auf Gewährung Internationalen Schutzes stellte. 

BF2 bis BF5 verließen Mittte Oktober 2015 ebenfalls per Flugzeug ihren Herkunftsstaat 

Richtung Türkei, von wo sie über Griechenland und weitere unbekannte Länder nach 

Österreich weiterreisten und letztlich am 25.10.2015 die gegenständlichen Anträge auf 

Gewährung internationalen Schutzes stellten.  

BF6 wurde in Österreich geboren und stellte BF1 und BF2 für diese am 19.04.2021 den 

gegenständlichen Antrag auf Erteilung internationalen Schutzes.  

Die BF sind gesund, BF1 und BF2 zudem arbeitsfähig. BF5 bedarf aufgrund teils festgestellter 

unterdurchschnittlicher intellektueller Fähigkeiten logopädischer und ergotherapeutischer 

Förderung.  
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BF1 und BF2 gehen keiner Erwerbstätigkeit in Österreich nach und leben die BF überwiegend 

von Leistungen aus der staatlichen Grundversorgung. 

1.2. Zu den einzelnen BF: 

1.2.1. BF1 wurde in der Stadt  XXXX im Government Salah ad-Din im Irak geboren, wo er auch 

aufwuchs.  Er besuchte im Irak 12 Jahre lang die Grundschule und besuchte im Anschluss daran 

5 Jahre lang die Universität in Bagdad; dort machte er seinen Abschluss als Informatiker.  

BF1 war zuletzt als Informatiker bei einer im Besitz des Irakischen Staates befindlichen Öl-

Raffinerie in der Stadt Baidschi erwerbstätig und brachte zuletzt US $ 1.600,00 monatlich ins 

Verdienen. 

BF1 lebte mit BF2, BF3 und BF4 im gemeinsamen Haushalt und wurde ihm die Unterkunft von 

seinem Arbeitgeber gegen eine geringe Monatsmiete zur Verfügung gestellt. Im 

Herkunftsstaat halten sich nur mehr wenige Angehörige von BF1 auf. Der Großteil seiner 

Familie lebt im Ausland. Der Vater des BF1 hält sich aktuell in Österreich auf. 

BF1 hat Deutschkurse des Niveaus „A2“ und „B1“ besucht sowie die Integrationsprüfung auf 

„B1“-Niveau am XXXX .2020 bestanden.  

BF1 hat am Workshop „Training für liebevolle Erziehung“ des  XXXX teilgenommen, einen 

Erste-Hilfe-Kurs beim Roten Kreuz  XXXX im Ausmaß von 6 Stunden besucht und engagiert sich 

ehrenamtlich bei XXXX ,  XXXX in XXXX .  

1.2.2. BF2 wurde in  XXXX im Government Salah al-Din geboren und wuchs ebendort auf. Sie 

besuchte insgesamt 12 Jahre lang die Schule im Herkunftsstaat, welche sie mit Reifeprüfung 

abschloss. Danach besuchte sie die Universität in Bagdad und schloss diese mit einem 

Bachelor in Geschichte ab. Sie half ehrenamtlich älteren Menschen und war zudem 

gelegentlich als Schneiderin im Irak tätig. 

Im Herkunftsstaat halten sich nach wie vor Familienangehörige der BF2 auf, jedoch pflegt sie 

zu diesen keinen Kontakt.  

BF2 besuchte Deutschkurse, bestand am XXXX .2018 die Integrationsprüfung des Niveaus „A2“ 

erfolgreich und nahm am Workshop „Training für liebevolle Erziehung“ des  XXXX teil. 

1.2.3. BF3 und BF4 besuchen derzeit Schule in Österreich.  
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1.2.4. BF5 besuchte den Kindergarten in Österreich und erfolgt dessen Einschulung in die 

Vorschule im heurigen Jahr.  

1.3. Alle BF sind strafrechtlich unbescholten. 

1.4. Zum Fluchtvorbringen der BF: 

Es konnte nicht festgestellt werden, dass die BF im Fall ihrer Rückkehr in den Herkunftsstaat 

mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einer gezielten Verfolgungsgefahr oder Bedrohung 

durch schiitische Milizen, Anhängern der Terrormiliz „IS“, Privatpersonen oder von staatlicher 

Seite ausgesetzt wären.  

1.5. Zur entscheidungsrelevanten Lage im Irak: 

Zur allgemeinen Lage im Irak werden die vom BVwG im Rahmen der mündlichen 

Beschwerdeverhandlung am 16.11.2011 in das Verfahren eingeführte Länderinformation der 

Staatendokumentation und fallrelevante Länderberichte als entscheidungsrelevante 

Feststellungen zum endgültigen Gegenstand dieses Erkenntnisses erhoben. 

Daraus ergibt sich: 

Aus dem vom Bundesverwaltungsgericht im Rahmen der mündlichen Verhandlung ins 

Verfahren eingebrachten Konvolut an Länderberichten der Staatendokumentation ergibt sich: 

COVID-19  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Auswirkungen auf die Bewegungs- und die Versammlungsfreiheit  

Im März und April 2020 verhängte die Regierung in Bagdad Sperren aufgrund von COVID-19, welche die 

Bewegungsfreiheit zwischen den Provinzen stark einschränkten und zur Schließung der Grenzübergänge führten 

(FH 3.3.2021). Die im föderalen Irak am 9.6.2021 verhängte Ausgangssperre ist noch aktiv. Ausgangssperren 

gelten zwischen 22:00 Uhr und 5:00 Uhr und sind von Freitag bis Sonntag zusätzlich verschärft (IOM 18.6.2021). 

Im April und Mai 2020 nutzten die Behörden im Irak die COVID-19-Maßnahmen, um Proteste niederzuschlagen 

und die Pressefreiheit, das Versammlungsrecht und die Aktivitäten der Opposition stark einzuschränken (FH 

3.3.2021). Nutzer sozialer Medien und Blogger wurden mit Verleumdungsklagen konfrontiert, weil sie die 

schlechte Reaktion der lokalen Behörden auf die COVID-19-Pandemie kritisierten (FH 3.3.2021).  

Auswirkungen auf die Religionsfreiheit  

Die Hadsch- und Umrah-Behörde registriert keinen Bürger, der die Umrah- und Hadsch-Pilgerreise antreten 

möchte, wenn dieser keinen Impfnachweis vorweisen kann (GoI 13.4.2021).  
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Auswirkungen auf die Wirtschaftslage  

Die von den irakischen Behörden und der kurdischen Regionalregierung (KRG) verhängten Abriegelungen 

verschlimmerten die finanziellen Nöte von Niedriglohnarbeitern und Kleinunternehmern (FH 3.3.2021). Die 

Erwerbsbeteiligung im Irak war mit 48,7% im Jahr 2019 bereits vor der Ausbreitung des COVID-19-Virus eine der 

niedrigsten in der Welt. Der wirtschaftliche Abschwung im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie hat die 

Beschäftigungsmöglichkeiten deutlich verringert und die Löhne gesenkt. Bei kleinen und mittleren Unternehmen 

(KMUs) wurde aufgrund der Pandemie und der damit verbundenen Einschränkungen ab April 2020 ein 

durchschnittlicher Beschäftigungsrückgang von 40% verzeichnet. Am stärksten betroffen waren KMUs im 

Baugewerbe und in der verarbeitenden Industrie, mit einem Verlust von 52% der Arbeitsplätze, gefolgt vom 

Lebensmittel- und Agrarsektor, mit einem Verlust von 45% der Arbeitsplätze (IOM 18.6.2021). Seit dem Ausbruch 

der Corona-Krise haben staatliche Angestellte im gesamten Land keine regelmäßige und volle Gehaltsauszahlung 

erhalten (GIZ 1.2021b). Die irakische Regierung hat Schwierigkeiten, die Löhne und Gehälter der sechs Millionen 

im öffentlichen Sektor Angestellten zu zahlen. Millionen Menschen, die im privaten und informellen Sektor 

gearbeitet haben, haben ihren Arbeitsplatz und ihre Lebensgrundlage verloren. Nach Schätzungen von UNICEF 

und der Weltbankgruppe leben im Jahr 2020 schätzungsweise 4,5 Millionen Iraker unter die Armutsgrenze von 

1,90 USD pro Tag (IOM 18.6.2021).  

Auswirkungen auf die medizinische Versorgung  

Die COVID-19-Pandemie hat das ohnehin schon marode irakische Gesundheitswesen stark in Mitleidenschaft 

gezogen, das mit der großen Zahl von Menschen, die sich mit dem Virus infiziert haben, nur schwer 

zurechtkommt (FH 3.3.2021). Anfang 2020, zu Beginn der COVID-19-Krise, pausierten die 

Gesundheitseinrichtungen die meisten Dienstleistungen und konzentrierten sich auf die Erforschung des Virus 

und seine Auswirkungen. Im September 2020 nahm der öffentliche Gesundheitssektor seine Arbeit und seine 

Dienste wieder auf, mit zusätzlichen Vorschriften wie z. B., dass Krankenhäuser nur nach Terminvereinbarung 

aufgesucht werden dürfen, strengere Hygienemaßnahmen, und dass medizinisches Personal im 

Rotationsverfahren eingesetzt wird, was längere Wartezeiten zur Folge hat (IOM 18.6.2021). Im Jahr 2021 

arbeiteten sowohl der öffentliche als auch der private Gesundheitssektor fast wieder auf normalem Niveau, 

jedoch mit hohen Vorsichtsmaßnahmen gegen die Ausbreitung von COVID-19 auf Anweisung des irakischen 

Gesundheitsministeriums (MoH) (IOM 18.6.2021). Eine Umfrage deutet darauf hin, dass im Jahr 2020, infolge 

der COVID-Krise, die Zahl der Rückkehrerhaushalte, die mehr als 20% ihrer monatlichen Gesamtausgaben für 

Gesundheit oder Medikamente ausgeben, stark auf 38% gestiegen ist (gegenüber 7% im Jahr 2019) (IOM 

18.6.2021).  

Auswirkungen auf den Bildungszugang  

Als Sofortmaßnahme gegen die COVID-19-Pandemie hat das Bundesbildungsministerium Ende Februar 2020 alle 

Schulen im Irak schließen lassen (UNICEF 20.1.2021). Die Schulen waren von März bis November 2020 

geschlossen. Kinder ohne Zugang zu digitalen Lernmöglichkeiten, insbesondere Kinder von Vertriebenen und in 

Armut lebenden Familien, sind besonders vom Bildungsverlust betroffen. Besonders hart betroffen sind jene 

Kinder, die bereits vor der Pandemie durch das Leben unter IS-Herrschaft mehrere Jahre an Bildungszugang 

verloren haben (HRW 13.1.2021). Ende November 2020 wurden die Schulen wieder geöffnet, mit einem Tag 

Präsenzunterricht pro Woche für jede Klasse (UNICEF 20.2.2021). Kurdische Region im Irak (KRI)  
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Auswirkungen auf die Bewegungs- und die Versammlungsfreiheit  

Die in der KRI eingeführten Maßnahmen unterscheiden sich von denen im föderalen Irak (IOM 18.6.2021). Im 

März und April 2020 verhängte auch die Kurdische Regionalregierung (KRG) aufgrund von COVID-19 

Abriegelungen, welche die Bewegungsfreiheit zwischen den Provinzen stark einschränkten und zur Schließung 

der internationalen Grenzen führten. Die KRG verhängte beson2 ders harte und lange Abriegelungen im Laufe 

des Jahres 2020: die erste von März bis Mitte Mai, eine weitere Anfang Juni und eine weitere Anfang Juli (FH 

3.3.2021). Personen, die in die KRI zurückkehren, müssen unter Quarantäne gestellt werden. Bei Nichteinhaltung 

der Vorschriften wird eine Geldstrafe von einer Million Dinar [559,59 EUR] verhängt. Wird eine Person positiv 

getestet und hat andere infiziert, so hat sie die gesamten Behandlungskosten zu tragen und es können zusätzliche 

rechtliche Schritte gegen sie eingeleitet werden (Gov.KRD 30.6.2021). Alle gesellschaftlichen Versammlungen 

und Feiern sind seit dem 30.3.2021 bis auf Weiteres verboten. Jede Lokalität, die bei einem Verstoß gegen diese 

Regeln erwischt wird, wird für zehn Tage geschlossen und der Besitzer muss eine Geldstrafe von 1.000.000 IQD 

[559,59 Euro] zahlen. Restaurants und Cafés sollen ihre Dienstleistungen im Freien anbieten. Falls kein Platz im 

Freien zur Verfügung steht, muss die Anzahl der Gäste im Inneren begrenzt werden, Fenster und Türen müssen 

immer offen gehalten werden, und die Tische sollten in einem sozial sicheren Abstand zueinander stehen (nicht 

weniger als 2 Meter). Alle öffentlichen Räume, wie z. B. Märkte, Restaurants und Geschäfte, dürfen nicht ohne 

Masken betreten werden (IOM 18.6.2021). Für die Einwohner der KRI gilt Maskenpflicht und eine Abstandsregel 

von 1,5 Metern. Personen, die in öffentlichen Innenräumen keine Maske tragen, droht eine Geldstrafe von 

20.000 Dinar (Gov.KRD 30.6.2021). Im April und Mai nutzten besonders die Behörden in der Region Kurdistan, 

die COVID-19- Maßnahmen, um Proteste niederzuschlagen und die Pressefreiheit, das Versammlungsrecht und 

die Aktivitäten der Opposition stark einzuschränken (FH 3.3.2021). Jede Bewegung ist innerhalb der KRI möglich 

und der Handel zwischen den Provinzen und autonomen Verwaltungen der Region geht weiter (IOM 18.6.2021). 

Reisen zwischen der Region Kurdistan und irakischen Provinzen sind hingegen weiterhin verboten. Eine 

Reiseausnahme wird für folgende Personen erteilt, die zwischen der Region Kurdistan und den irakischen 

Provinzen reisen, wenn sie ein gültiges COVID-19 PCR-Testergebnis an den entsprechenden Kontrollpunkten 

vorlegen: Mitarbeiter von Einrichtungen der Vereinten Nationen Organisationen, der Koalitionsstreitkräfte, 

Diplomaten und offizielle Delegationen; Einwohner der Region Kurdistan, die aus anderen Provinzen des Iraks 

zurückkehren; Patienten, die dringend medizinische Versorgung in der Region Kurdistan benötigen (Gov.KRD 

30.6.2021; vgl. IOM 18.6.2021).  

Auswirkungen auf die Religionsfreiheit  

Moscheen, Kirchen und andere Gebetsstätten sind offen und dürfen unter strengen Richtlinien Pflichtgebete 

abhalten (Gov.KRD 30.6.2021; vgl. IOM 18.6.2021). Alle Angestellten müssen sich entweder Impfen lassen oder 

alle 72 Stunden einen COVID-Test durchführen. Einrichtungen, die sich nicht an die Vorgaben halten, werden 

geschlossen (Gov.KRD 30.6.2021). Begräbnisfeiern mit Gästen sind verboten. Verstöße werden mit einer 

Geldstrafe von 2.000.000 irakischen Dinar geahndet (Gov.KRD 30.6.2021). Auswirkungen auf die 

Meinungsfreiheit 3 Das Verbreiten von Desinformation in den sozialen Medien ist gerichtlich strafbar (Gov.KRD 

30.6.2021).  

Auswirkungen auf die medizinische Versorgung  
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Einer Studie zufolge hatte die Mehrheit der Binnenvertriebenen (IDPs) und Rückkehrer in der KRI im 

Berichtszeitraum von Juli bis September 2020 Schwierigkeiten beim Zugang zur Gesundheitsversorgung (IOM 

18.6.2021). Auswirkungen auf den Bildungszugang In der KRI wurden die Schulen im März 2020 bis zum Ende des 

Schuljahres geschlossen (HRW 13.1.2021).  

Quellen:  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html, Zugriff 3.3.2021  

• GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (1.2021b): Irak - Wirtschaft & Entwicklung, 

https://www.liportal.de/irak/wirtschaft-entwicklung/, Zugriff 16.3.2021 [Anm.: Der Link ist nicht mehr abrufbar. 

Die Daten sind jedoch bei der Staatendokumentation archiviert und einsehbar.]  

• GoI - Government of Iraq (13.4.2021): Covid-19: Iraqi government amends curfew hours, announces other 

measures, https://gds.gov.iq/covid-19-iraqi-government-amends-curfew -hours-announces-other-measures/ , 

Zugriff 25.8.2021  

• Gov.KRD - Kurdistan Regional Governemnet (30.6.2021): Situation Update Coronavirus (COVID-19), 

https://gov.krd/coronavirus-en/situation-update/ , Zugriff 25.8.2021  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 10.2.2021  

• IOM - International Organization for Migration (18.6.2021): Information on the socio-economic situation in the 

light of COVID-19 in Iraq and in the Kurdish Region, requested by the Austrian Federal Office for Immigration and 

Asylum, Zugriff 21.6.2021  

• UNICEF - UN Children’s Fund, Central Statistical Organization (20.1.2021): Iraq Humanitarian Situation Report 

(IDP Crisis): End-Year 2020, https://reliefweb.int/sites/reliefweb.in 

t/files/resources/UNICEF%20Iraq%20Humanitarian%20Situation%20Report%20%28IDP %20Crisis%29%20-

%20End-Year%202020.pdf, Zugriff 25.8.2021 

Politische Lage  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Mit dem gewaltsamen Sturz Saddam Husseins und der Ba’ath-Partei im März 2003 (DFAT 17.8.2020, S.9) wurde 

die politische Landschaft des Irak enorm verändert (KAS 2.5.2018, S.2; vgl. Fanack 8.7.2020). 2005 hielt der Irak 

erstmals demokratische Wahlen ab und führte eine Verfassung ein, die zahlreiche 

Menschenrechtsbestimmungen enthält. Das Machtvakuum infolge des Regimesturzes und die Misswirtschaft 

der Besatzungstruppen führten hingegen zu einem langwierigen Aufstand gegen die US-geführten 

Koalitionstruppen (DFAT 17.8.2020, S.9). Dieses gemischte Bild ist das Ergebnis der intensiven politischen 

Dynamik, die durch den Aufstieg des sog. Islamischen Staates auf eine harte Probe gestellt wurde (KAS 2.5.2018, 

S.2). Beherrschende Themenblöcke der irakischen Innenpolitik sind Sicherheit, Wiederaufbau und  

Grundversorgung, Korruptionsbekämpfung und Ressourcenverteilung, die systemisch miteinander verknüpft 

sind (GIZ 1.2021a). Gemäß der Verfassung von 2005 ist der Irak ein demokratischer, föderaler und 

parlamentarischrepublikanischer Staat. Der Islam ist Staatsreligion und eine der Hauptquellen der Gesetzgebung 

(AA 22.1.2021, S.8; vgl. Fanack 8.7.2020). Das Land ist in 18 Gouvernements (muhafazāt) unterteilt (Fanack 

8.7.2020), jedes mit einem gewählten Rat, der einen Gouverneur ernennt (DFAT 17.8.2020; S.17). Artikel 47 der 

Verfassung sieht eine Gewaltenteilung zwischen Exekutive, Legislative und Judikative vor (BS 29.4.2020, S.11; 

vgl. GIZ 1.2021a, RoI 15.10.2005). An der Spitze der Exekutive steht der Präsident, welcher mit einer 
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Zweidrittelmehrheit des irakischen Parlaments (arab.: majlis al-nuwwāb, engl.: Council of Representatives, dt.: 

Repräsentantenrat) für eine Amtszeit von vier Jahren gewählt wird. Eine einmalige Wiederwahl ist möglich. Er 

genehmigt Gesetze, die vom Parlament verabschiedet werden. Der Präsident wird von zwei Vizepräsidenten 

unterstützt, mit denen er den Präsidialrat bildet, welcher einstimmige Entscheidungen trifft (Fanack 8.7.2020).  

Der Präsident ist das Staatsoberhaupt und repräsentiert die Souveränität und Einheit des Staates (DFAT 

17.8.2020, S.17). Das zweite Organ der Exekutive ist der Premierminister, welcher vom Präsidenten designiert 

und vom Parlament bestätigt wird (Fanack 8.7.2020; vgl. RoI 15.10.2005). Der Premierminister führt den Vorsitz 

im Ministerrat und leitet damit die tägliche Politik und ist zudem Oberbefehlshaber der Streitkräfte (Fanack 

8.7.2020; vgl. DFAT 17.8.2020, S.17). Die Legislative wird durch den Repräsentantenrat, d.h. das Parlament, 

ausgeübt (Fanack 8.7.2020; vgl. KAS 2.5.2018, S.2). Er besteht aus 329 Abgeordneten, die für eine Periode von 

vier Jahren gewählt werden (FH 3.3.2021; vgl. GIZ 1.2021a). Neun Sitze sind per Gesetz für Minderheiten 

reserviert (AA 22.1.2021, S.11; vgl. FH 3.3.2021, USDOS 30.3.2021) - fünf für Christen und je einer für Jesiden, 

Manäer-Sabäer, Schabak und für Faili-Kurden aus dem Gouvernement Wassit (AA 22.1.2021, S.11; vgl. FH 

3.3.2021, USDOS 30.3.2021). Die festgeschriebene Mindest-Frauenquote im Parlament liegt bei 25% (USDOS 

30.3.2021; vgl. FH 3.3.2021). Die Judikative wird vor allem durch den Bundesgerichtshof repräsentiert (KAS 

2.5.2018, S.2). Die Grenzen zwischen Exekutive, Legislative und Judikative sind jedoch häufig fließend (FH 

3.3.2021). Unabhängige Institutionen, die stark genug wären, die Einhaltung der Verfassung zu kontrollieren und 

zu gewährleisten, existieren nicht (GIZ 1.2021a). In Artikel 19 der Verfassung heißt es beispielsweise, dass die 

Justiz unabhängig ist, und keine Macht über der Justiz steht, außer dem Gesetz selbst. Die Justiz ist jedoch eine 

der schwächsten Institutionen des Staates, und ihre Unabhängigkeit wird häufig durch die Einmischung 

politischer Parteien über PatronageNetzwerke und Klientelismus untergraben (BS 29.4.2020, S.11). Das 

politische System des Iraks wird durch das sogenannte Muhasasa-System geprägt. Muhasasa im irakischen 

Kontext bedeutet die Vergabe von staatlichen Ämtern entlang ethnisch-konfessioneller (Muhasasa Ta’ifiyya) 

oder parteipolitischer (Muhasasa Hizbiyya) Linien. Der Aufteilung wird ein geschätzter Zensus zu Grunde gelegt, 

sodass die drei größten Bevölkerungsgruppen (Kurden, Sunniten, Schiiten) ihren Bevölkerungsanteilen gemäß 

proportional repräsentiert werden. Einige Minderheiten wie Christen und Jesiden sind durch für sie reservierte 

Sitze repräsentiert. Mit der Vergabe staatlicher Ämter ergibt sich auch ein Zugang zu staatlichen Ressourcen, z.B. 

durch Zugang zu Budgets von Ministerien oder lokalen Behörden (BAMF 5.2020, S.2f.). Das Muhasasa-System 

gilt auch für die Staatsführung. So ist der Parlamentspräsident gewöhnlich ein Sunnit, der Premierminister ist ein 

Schiit und der Präsident der Republik ein Kurde (Al Jazeera 15.9.2018; vgl. FH 3.3.2021). Das konfessionelle 

Proporzsystem im Parlament festigt den Einfluss ethnisch-religiöser Identitäten und verhindert die 

Herausbildung eines politischen Prozesses, der auf die Bewältigung politischer Sachfragen abzielt (AA 2.3.2020, 

S.8). Das seit 2003 etablierte politische Muhasasa-System steht in weiten Teilen der Bevölkerung in der Kritik 

(BAMF 5.2020, S.30), insbesondere bei säkularen und nationalen Kräften (GIZ 1.2021a).  

Seit 2015 richten sich die Demonstrationen im Irak zunehmend auch gegen das etablierte MuhasasaSystem als 

solches. Das Muhasasa-System wird für das Scheitern des Staates verantwortlich gemacht (BAMF 5.2020, S.1). 

Vom Muhasasa-System abgesehen, stehen viele sunnitische Iraker der schiitischen Dominanz im politischen 

System kritisch gegenüber (AA 2.3.2020, S.8). Für die Durchführung der Wahlen im Irak ist die Unabhängige Hohe 

Wahlkommission (IHEC) verantwortlich. Sie genießt generell das Vertrauen der internationalen Gemeinschaft 

und der irakischen Bevölkerung. Der Irak hält regelmäßig, kompetitive Wahlen ab. Die verschiedenen 

parteipolitischen, ethnischen und konfessionellen Gruppen des Landes sind im Allgemeinen im politischen 

System vertreten. Allerdings wird die demokratische Regierungsführung in der Praxis durch Korruption und 
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Sicherheitsbedrohungen behindert (FH 3.3.2021). Am 12.5.2018 fanden im Irak Parlamentswahlen statt, die 

fünften landesweiten Wahlen seit der Absetzung Saddam Husseins im Jahr 2003. Die Wahl war durch eine 

historisch niedrige Wahlbeteiligung und Betrugsvorwürfe gekennzeichnet, wobei es weniger Sicherheitsvorfälle 

gab als bei den Wahlen in den Vorjahren (ISW 24.5.2018; vgl. FH 3.3.2021). Aufgrund von Wahlbetrugsvorwürfen 

trat das Parlament erst Anfang September 2018 zusammen (ZO 2.10.2018; vgl. FH 3.3.2021). Am 2.10.2018 

wählte das neu zusammengetretene irakische Parlament den moderaten kurdischen Politiker Barham Salih von 

der Patriotischen Union Kurdistans (PUK) zum Präsidenten des Irak (FH 3.3.2021; vgl. DW 2.10.2018, ZO 

2.10.2018, KAS 5.10.2018). Bereits ein Jahr nach seiner Ernennung, reichte Premierminister Adel Abdul Mahdi 

Ende November 2019 als Folge der seit dem 1.10.2019 anhaltenden Massenproteste seinen Rücktritt ein. Die 

Proteste richteten sich gegen die Korruption, den sinkenden Lebensstandard und den ausländischen Einfluss im 

Land, insbesondere durch den Iran, aber auch durch die Vereinigten Staaten (RFE/RL 24.12.2019; vgl. RFE/RL 

6.2.2020; GIZ 1.2021a). Nachdem Muhammad Tawfiq Allawi an der Regierungsbildung scheiterte und nach einem 

Monat am 1.3.2020 seinen Rücktritt verkündete (GIZ 11.2020a; vgl. Standard 2.3.2020; Reuters 1.3.2020), 

misslang auch dem als säkular geltenden Adnan az-Zurfi (GIZ 1.2021; vgl. Reuters 17.3.2020), wegen des 

Widerstands der drei schiitischen Koalitionen Fatah, Dawlat al-Qanoon und Hikma, die Bildung einer Regierung. 

Präsident Salih beauftragte daraufhin am 9.4.2020 den von den schiitischen Blöcken favorisierten Kandidaten 

Mustafa alKadhimi mit der Regierungsbildung (GIZ 1.2021a), auf den sich die großen Blöcke im Parlament und 

ihre ausländischen Unterstützer letztlich einigten (FH 3.3.2021). Im Dezember 2019 hat das irakische Parlament 

eine der Schlüsselforderung der Demonstranten umgesetzt und einem neuen Wahlgesetz zugestimmt (RFE/RL 

24.12.2019; vgl. NYT 24.12.2019; Al Monitor 2.11.2020). Das neue Wahlgesetz sieht vor, dass künftig für 

Einzelpersonen statt für 6 Parteilisten gestimmt werden soll (NYT 24.12.2019; vgl. FH 3.3.2021). Die 

Gouvernements werden hierzu in eine Reihe neuer Wahlbezirke unterteilt, in denen für jeweils 100.000 

Einwohner ein Abgeordneter gewählt wird (FH 3.3.2021). Unklar ist für diese Einteilung jedoch, wie viele 

Menschen in den jeweiligen Gebieten leben, da es seit über 20 Jahren keinen Zensus gegeben hat (FH 3.3.2021; 

vgl. NYT 24.12.2019). Einige politische Parteien befürchten Wahlbetrug und lehnen die Einteilung der 

Wahlbezirke ab. Besonders die traditionellen Parteienblöcke befürchten einen Verlust an Einfluss durch die 

Aufteilung ihrer Wählerschaft in die neuen, kleineren Wahlbezirke (Al Monitor 2.11.2020). Die aus den letzten 

Wahlen im Mai 2018 hervorgegangenen vier größten Allianzen wurden alle von schiitischen Parteien angeführt, 

wobei unterschiedliche Anstrengungen unternommen wurden, die konfessionellen Grenzen zu überwinden. 

Unter den verschiedenen kurdischen Parteien dominierten die Demokratische Partei Kurdistans (KDP) und die 

Patriotische Union Kurdistans (PUK). Die restlichen Sitze verteilten sich auf sunnitisch geführte Bündnisse, 

kleinere Parteien und Unabhängige (FH 3.3.2021), wobei die sunnitische politische Szene im Irak durch 

anhaltende Fragmentierung und Konflikte zwischen Kräften, die auf Gouvernements-Ebene und solchen, die auf 

Bundesebene agieren, gekennzeichnet ist. Lokale sunnitische Kräfte haben sich als langlebiger erwiesen als 

nationale (KAS 2.5.2018). Sairoun, das Bündnis aus der schiitischen Sadr-Bewegung und der Kommunistischen 

Partei, erlangte bei den Wahlen 2018 54 Sitze im Parlament, gefolgt von den vier schiitisch geprägten Bündnissen, 

der Fatah-Koalition mit 47, der Nasr-Allianz mit 42, der Dawlat al Qanoon-Allianz mit 25 Sitzen sowie der Hikma-

Koalition mit 19 Sitzen. Die säkulare Wataniya-Allianz, angeführt von Ex-Premier Allawi, errang 21 Mandate. Das 

größte sunnitische Bündnis unter Osama alNujaifi errang 11 Sitze. Die beiden großen Kurden-Parteien KDP und 

PUK gewannen 25 bzw. 18 Sitze (LSE 7.2018). Die Gründung von Parteien, die mit militärischen oder 

paramilitärischen Organisationen in Verbindung stehen, ist eigentlich verboten (RCRSS 24.2.2019) und laut 

Executive Order 91, die im Februar 2016 vom damaligen Premierminister Abadi erlassen wurde, sind Angehörige 

der Volksmobilisierungskräfte (PMF) von politischer Betätigung ausgeschlossen (Wilson Center 27.4.2018). Die 
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Milizen streben jedoch danach, politische Parteien zu gründen (CGP 4.2018). Im Jahr 2018 traten über 500 

Milizionäre und mit Milizen verbundene Politiker, viele davon mit einem Naheverhältnis zum Iran, bei den 

Wahlen an (Wilson Center 27.4.2018). Etliche errangen tatsächlich auch Sitze im Parlament (FH 3.3.2021). Im Juli 

2020 hat Premierminister al-Kadhimi ein Versprechen an die Protestbewegung erfüllt und die Vorverlegung der 

Parlamentswahlen auf 6.6.2021 beschlossen (Reuters 31.7.2020; vgl. GIZ 1.2021a; Al Monitor 9.12.2020). Auf 

Vorschlag der Unabhängigen Hohen Wahlkommission (IHEC), die um mehr Zeit für die Umsetzung der rechtlichen 

und logistischen Maßnahmen bat, hat das Kabinett einstimmig entschieden, die Parlamentswahlen auf den 

10.10.2021 zu verschieben. Die Amtszeit für das aktuelle Parlament endet offiziell 2022 (Al Jazeera 19.1.2021). 

Am Vorabend der Parlamentswahlen im Oktober 2021 sahen sich reformorientierte Kandidaten bei Vorbereitung 

gegen die etablierten Parteien des Landes anzutreten, zu denen auch bewaffnete Milizen gehören, die das 

irakische Parlament seit 2018 dominieren, mit beunruhigenden Hindernissen konfrontiert (MEI 22.3.2021). Nach 

wiederholten Verzögerungen wurden die ursprünglich für 2017 geplanten Wahlen zu den Provinzräten im 

November 2019 auf unbestimmte Zeit verschoben (FH 3.3.2021). Das irakische Parlament hatte Ende Oktober 

2019 beschlossen, die Provinzräte aufzulösen, mit Ausnahme jener in der Region Kurdistan (KRI). Es beschloss 

jedoch, die Gouverneure im Amt zu belassen, welche die Aufgaben der Räte übernehmen, aber unter der 

Kontrolle der Zentralregierung stehen. Das irakische Bundesgericht bestätigte Anfang Juni 2021 nach einer 

vorausgegangenen Klage die Entscheidung des Parlaments von 2019 (Rudaw 2.6.2021).  
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Sicherheitslage  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die Sicherheitslage im Irak hat sich seit dem Ende der groß angelegten Kämpfe gegen den sog. Islamischen Staat 

(IS) erheblich verbessert (FH 3.3.2021). Derzeit ist es jedoch staatlichen Stellen nicht möglich, das 

Gewaltmonopol des Staates sicherzustellen (AA 22.1.2021). Der sog. IS ist zwar offiziell besiegt, stellt aber 

weiterhin eine Bedrohung dar, und es besteht die ernsthafte Sorge, dass die Gruppe wieder an Stärke gewinnt 

(DIIS 23.6.2021). Zusätzlich agieren insbesondere schiitische Milizen, aber auch sunnitische Stammesmilizen 

eigenmächtig. Die ursprünglich für den Kampf gegen den IS mobilisierten, zum Teil vom Iran unterstützten 

Milizen sind nur eingeschränkt durch die Regierung kontrollierbar und stellen eine potenziell erhebliche 

Bedrohung für die Bevölkerung dar (AA 22.1.2021). Die Volksmobilisierungskräfte (PMF) haben erheblichen 

Einfluss auf die wirtschaftliche, politische und sicherheitspolitische Lage im Irak und nutzen ihre Stellung zum 

Teil, um unter anderem ungestraft gegen Kritiker vorzugehen. Immer wieder werden Aktivisten ermordet, 

welche die vom Iran unterstützten PMF öffentlich kritisiert haben (DIIS 23.6.2021). Durch die teilweise 

Einbindung der Milizen in staatliche Strukturen (zumindest formaler Oberbefehl des Ministerpräsidenten, 

Besoldung aus dem Staatshaushalt) verschwimmt die Unterscheidung zwischen staatlichen und nicht-staatlichen 

Akteuren (AA 22.1.2021). Siehe hierzu Kapitel: Volksmobilisierungskräfte (PMF) / al-Hashd ash-Sha‘bi Im Jahr 

2020 blieb die Sicherheitslage in vielen Gebieten des Irak instabil (USDOS 30.3.2021). Die Gründe dafür liegen in 

sporadischen Angriffen durch den sog. IS (UNSC 30.3.2021; vgl. USDOS 30.3.2021), in Kämpfen zwischen den 

irakischen Sicherheitskräften (ISF) und dem IS in dessen Hochburgen in abgelegenen Gebieten des Irak, in der 

Präsenz von Milizen, die nicht vollständig unter der Kontrolle der Regierung stehen, einschließlich bestimmter 

Volksmobiliserungskräfte (PMF) sowie in ethno-konfessioneller und finanziell motivierter Gewalt (USDOS 

30.3.2021). Die zunehmenden Spannungen zwischen dem Iran und den USA, die am 3.1.2020 in der gezielten 

Tötung von Qasem Soleimani, Kommandant des Korps der Islamischen Revolutionsgarden und der Quds Force, 

und Abu Mahdi al-Muhandis, Gründer der Kataib Hisbollah und de facto Anführer der Volksmobilisierungskräfte, 

bei einem Militärschlag am Internationalen Flughafen von Bagdad gipfelten, haben einen destabilisierenden 

Einfluss auf den Irak (DIIS 23.6.2021). Schiitische Milizenführer drohen regelmäßig damit, die von den USA 

unterstützten Streitkräfte im Irak anzugreifen. Anschläge mit Sprengfallen (IEDs) gegen militärische 

Versorgungskonvois der USA sind im Irak an der Tagesordnung. Es wird häufig über Anschläge in der südlichen 

10 Region des Landes berichtet, darunter in den Gouvernements Babil, Basra, Dhi Qar, Qadisiyyah und 
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Muthanna. Aber auch aus den zentralen Gouvernements Bagdad, Anbar und Salah ad-Din wurden Anschläge 

gemeldet. Konvois werden oft auf Autobahnen angegriffen, wobei diese Vorfälle selten Opfer oder größere 

Schäden zur Folge haben (Garda 15.7.2021).  

Die Zahl der Angriffe pro-iranischer Milizen hat ihren bisherigen monatlichen Höhepunkt mit 26 im April 2021 

erreicht und ist seitdem zurückgegangen. Diese Gruppen versuchen, die US-Präsenz im Irak einzuschränken, was 

ihr auch gelungen ist, da sich die Amerikaner nun auf den Schutz ihrer Truppen konzentrieren, anstatt mit den 

irakischen Sicherheitskräften zusammenzuarbeiten (Wing 2.8.2021). In der Wirtschaftsmetropole Basra im 

Süden des Landes können sich die staatlichen Ordnungskräfte häufig nicht gegen mächtige Stammesmilizen mit 

Verbindungen zur Organisierten Kriminalität durchsetzen. Auch in anderen Landesteilen ist eine Vielzahl von 

Gewalttaten mit rein kriminellem Hintergrund zu beobachten (AA 22.1.2021). Im Nordirak führt die Türkei zum 

Teil massive militärische Interventionen durch, die laut der Türkei gegen die PKK gerichtet sind, und die Türkei 

unterhält temporäre Militärstützpunkte (GIZ 1.2021a). Die Gründung weiterer Militärstützpunkte ist geplant 

(Reuters 18.6.2020). Die Regierungen in Bagdad und Erbil haben im Mai 2021 eine Vereinbarung über den 

gemeinsamen Einsatz ihrer Sicherheitskräfte (ISF und der Peshmerga) in den Sicherheitslücken zwischen den von 

ihnen kontrollierten Gebieten getroffen (Rudaw 14.5.2021; vgl. Rudaw 21.6.2021). Seitdem wurden mehrere 

„Gemeinsame Koordinationszentren“ eingerichtet (Rudaw 21.6.2021). In vier neuen Gemeinsamen 

Koordinationszentren, in Makhmour, in Diyala, in Kirkuks K1 Militärbasis und in Ninewa, werden kurdische und 

irakische Kräfte zusammenarbeiten und Informationen austauschen, um den sog. IS in diesen Gebieten zu 

bekämpfen (Rudaw 25.5.2021). - Jene Sicherheitslücken werden vom sog. IS erfolgreich ausgenutzt. In einigen 

Gebieten ist die Sicherheitslücke bis zu 40 Kilometer breit. Der sog. IS gewinnt dort an Stärke und führt tödliche 

Angriffe auf kurdische und irakische Kräfte und Zivilisten durch (Rudaw 14.5.2021).  
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ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 
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targets-convoy-carrying-military-supplies-in-dh i-qar-governorate-july-15 , Zugriff 25.8.2021  

• GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (1.2021a): Geschichte & Staat, 

https://www.liportal.de/irak/geschichte-staat/ , Zugriff 16.3.2021 [Anm.: Der Link ist 11 nicht mehr abrufbar. Die 

Daten sind jedoch bei der Staatendokumentation archiviert und einsehbar.]  
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https://www.reuters.com/article/us-turkey-security-iraq/turkey-plans-more-military-bases-i n-north-iraq-after-

offensive-official-idUSKBN23P12U , Zugriff 16.3.2021  
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https://www.rudaw.net/english/kurdistan/210620212 , Zugriff 21.6.2021  
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https://www.rudaw.net/english/kurdistan/25052021 , Zugriff 21.6.2021  

• Rudaw (14.5.2021): Erbil, Baghdad agree on joint deployment to combat ISIS threat: Peshmerga ministry, 

https://www.rudaw.net/english/kurdistan/14052021 , Zugriff 21.6.2021  

• UNSC - United Nations Security Council (30.3.2021): Conflict-related sexual violence; Report of the Secretary-

General [S/2021/312], https://www.ecoi.net/en/file/local/2049397 /S_2021_312_E.pdf , Zugriff 1.4.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

• Wing, Joel, Musings on Iraq (2.8.2021): Violence Picks Up Again In Iraq In July 2021, 
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Islamischer Staat (IS)  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Im Dezember 2017 erklärte der Irak offiziell den Sieg über den sogenannten Islamischen Staat (IS), nachdem im 

Monat zuvor mit Rawa im westlichen Anbar, das letzte urbane Zentrum des IS im Irak zurückerobert worden war 

(Al Monitor 11.7.2021). Der IS stellt nach wie vor eine Bedrohung dar (DIIS 23.6.2021; vgl. MEE 4.2.2021, Garda 

15.4.2021). Er ist als klandestine Terrorgruppe aktiv, deren Fähigkeit zu operieren dadurch verringert ist, dass er 

weder Territorium noch Zivilbevölkerung beherrscht (FH 3.3.2021). Laut irakischen Kommandanten ist der IS 

nicht mehr in der Lage Territorien zu halten (MEE 4.2.2021). Nur eine Minderheit der IS-Kräfte ist aktiv in Kämpfe 

verwickelt, besonders in einigen Gebieten im Nord- und Zentralirak. In Gebieten mit sunnitischer 

Bevölkerungsmehrheit konzentriert sich der IS auf die Doppelstrategie der Einschüchterung und Versöhnung mit 

den lokalen Gemeinschaften, während er auf ein erneutes Chaos oder den Abzug der internationalen Anti-

Terrortruppen wartet (NI 19.5.2020). Der IS unterhält im gesamten West- und Nordirak Zellen, die gut 

ausgerüstet und äußerst mobil sind. Es wird angenommen, dass sie die Unterstützung aus den marginalisierten 

sunnitischen Gemeinschaften in der Region erhalten (Garda 15.4.2021). Schätzungen über die Stärke des IS 

gehen von 2.000 bis zu 10.000 IS-Kämpfer im Irak, dürften aber zu hoch gegriffen sein und sich zur Hälfte aus 

Unterstützern und Schläfern zusammensetzen (NI 18.5.2021).  

Eine grundlegende geografische Verteilung der IS-Kämpfer lässt sich aus deren Operationen ableiten, die sie 

gegen die Sicherheitskräfte und die PMF durchführen. Diese betreffen hauptsächlich Anbar, Bagdad, Babil, 

Kirkuk, Salah ad-Din, Ninewa und Diyala (NI 18.5.2021). Nach der territorialen Niederlage im Jahr 2017 haben 

sich Zellen des IS weitgehend im Gebietsdreieck zwischen den Gouvernements Salah ad-Din, Diyala und Kirkuk, 

einschließlich des Hamrin-Gebirges, im Nordirak neu gruppiert. Das Gebiet liegt zwischen den Zuständigkeiten 

der irakischen Sicherheitskräfte und denen der kurdischen Regionalregierung (KRG), den Peshmerga (MEE 

4.2.2021).  

Um die 2.000 der Kämpfer sollen sich in diversen Dreiecksgebieten konzentrieren:  

Das Gebiet zwischen Nord, West und Süd Bagdad, das Gebiet zwischen den nördlichen Hamreenbergen, 

Südkirkuk und dem Osten von Salah-ad-Din, das Gebiet zwischen Makhmour, Shirqat und den Khanoukenbergen 

im nördlichen Salah ad-Din, das Gebiet zwischen Baaj in Ninewa, Rawa im nördlichen Anbar und dem Tharthar 

See, das Gebiet zwischen Wadi Hauran, Wadi al-Qathf und Wadi al-Abyad in Anbar (NI 19.5.2020). Auch 

Informationen irakischer Sicherheitsbeamter deuten darauf hin, dass der IS auf abgelegene Stützpunkte tief in 
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der Wüste in Anbar, Ninewa, in Gebirgszügen, Tälern und Obstplantagen in Bagdad, Kirkuk, Salah ad-Din und 

Diyala zurückgreift, um seine Kämpfer unterzubringen und Überwachungs- und Kontrollpunkte zur Sicherung der 

Nachschubwege einzurichten. Er nutzt diese Stützpunkte auch, um Kommandozentren und kleine 

Ausbildungslager einzurichten. In urbanen Gebieten hat der IS seine Kämpfer in kleinen mobilen Untergruppen 

reorganisiert und seine Aktivitäten in Gebieten in denen er noch Einfluss hat verstärkt, indem er die internen 

Probleme des Iraks ausnutzt und sich vertrautes geografisches Gebiet zunutze macht (NI 18.5.2021). (Quelle: NI 

19.5.2020) Der verstärkte Einsatz von mobilen Gruppen, die in verschiedenen Gebieten operieren, oft weit 

entfernt von ihren Stützpunkten oder von Unterkünften wie den Madafat (Anm.: Grundausbildungslager), die 

sich in unwegsamem Gelände, Felsenhöhlen oder unterirdischen Tunneln befinden, bedeutet, dass die 

tatsächliche Präsenz der Gruppe nicht anhand ihrer territorialen Ansprüche oder von Ankündigungen irakischer 

Behörden beurteilt werden kann (NI 18.5.2021). Der IS verlässt sich bei der Planung und Ausführung seiner 

Aktivitäten auf geografisches Terrain. Obwohl die Gruppe nicht mehr als Staat agiert, wie es in den Jahren des 

Kalifats von 2014 bis 2018 der Fall war, beziehen sich ihre Kommuniqués, in denen sie sich zu Anschlägen 

bekennt, immer noch auf das Wilayat als Teil ihrer PR-Strategie (NI 18.5.2021).  

Der IS wählt seine Einsatzgebiete nach strategischen Faktoren aus:  

Ein Faktor ist die Generierung von Finanzmitteln, an den Handelsrouten zum Iran, zu Syrien und zwischen den 

irakischen Gouvernements, durch Steuern bzw. Schutzgelder, die Transportunternehmen auferlegt werden, 

sowie aus dem Schmuggel von Medikamenten, Waffen, Zigaretten, Öl, illegalen Substanzen und Lebensmitteln. 

Ein anderer Faktor ist die Schaffung strategischer Tiefe und sicherer Häfen. So konzentriert sich der IS auf die 

Ansiedlung in verlassenen Dörfern im Nord- und Zentralirak, wo natürliche geographische Barrieren und 

Gelände, wie Täler, Berge, Wüsten und ländliche Gebiete, konventionelle Militäroperationen zu einer 

Herausforderung machen. Hier nutzt der IS Höhlen, Tunnel und Lager zu Ausbildungszwecken, auch um sich 

Überwachung, Spionage und feindlichen Operationen zu entziehen. Ein weiterer Faktor ist die direkte Nähe zum 

Ziel. Der IS konzentriert sich beispielsweise auf Randgebiete um Städte und große Dörfer, die eine große Präsenz 

von einerseits Stammesmilizen oder lokalen Streitkräften und andererseits von nicht-lokalen loyalistischen PMF-

Milizen aufweisen, sowie auf niederrangige Beamte, die mit der Regierung für die Vertreibung des IS 

zusammengearbeitet haben. Solche Gebiete sind häufig instabil aufgrund von Friktionen zwischen den 

verschiedenen Kräften. Einheimische, vor allem solche, die durch die anwesenden Kräfte geschädigt wurden, 

können dem IS gegenüber aufgeschlossener sein (CPG 5.5.2020).  

Der IS hat die jüngsten Entwicklungen im Irak, wie die weitreichenden öffentlichen Proteste, den Rücktritt der 

Regierung und die daraus resultierende politische Stagnation, die Machtkämpfe um die Ermordung des Führers 

der Popular Mobilization Forces (PMF), Abu Mahdi al-Muhandis, durch die USA und den Abzug von US-

Streitkräften aus dem Irak, operativ genutzt und in eher kleinen Gruppen von neun bis elf Männern Anschläge in 

Diyala, Salah ad-Din, Ninewa, Kirkuk und im Norden Bagdads verübt (CPG 5.5.2020). Seit Sommer 2021 häufen 

sich Angriffe auf das irakische Stromnetz. Diese Angriffe werden von den Behörden terroristischen Kräften oder 

dem IS zugeschrieben (AN 14.8.2021). Der IS hat sich zu Dutzenden solcher Anschläge bekannt und bedroht auch 

andere lebenswichtige Infrastruktur. Es wird angenommen, dass der IS versucht Panik zu verbreiten, indem er 

das Elektrizitätsnetz angreift (Rudaw 8.8.2021). Nach der Tötung des „Kalifen“ Abu Bakr al-Baghdadi wurde Abu 

Ibrahim al-Hashimi al-Qurashi 2019 der neue Anführer des IS. Dieser wurde als Ameer Muhammed Sa’id al-Salbi 

al-Mawla identifiziert, ein langjähriger Anführer des IS aus Tal Afar im Nordirak (NI 19.5.2020; vgl. CISAC 2021). 

Dem neuen Kalifen sind zwei fünfköpfige Ausschüsse unterstellt: ein Shura (Beratungs-) Rat und ein 
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Delegiertenausschuss. Jedes Mitglied des letzteren ist für ein Ressort zuständig (Sicherheit, sichere Unterkünfte, 

religiöse Angelegenheiten, Medien und Finanzierung). Die verschiedenen Sektoren des IS arbeiten auf lokaler 

Ebene dezentralisiert, halbautonom und sind finanziell autark (NI 19.5.2020). Ende Jänner 2021 wurde der Wali 

[Anm.: Gouverneur] für den Irak Jabbar Salman Ali Farhan al-Issawi, bekannt als Abu Yasser, in einer Operation 

als Vergeltung für den IS-Bombenanschlag in Bagdad vom 21.1.2021 im Süden Kirkuks getötet (WIng 4.2.2021; 

vgl. Al-Monitor 1.3.2021, VOA 7.2.2021). Abu Yasser hatte Berichten zufolge seit 2017 den IS-Aufstand im Irak 

angeführt (VOA 7.2.2021).  
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Sicherheitsrelevante Vorfälle, Opferzahlen 

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Vom Irak-Experten Joel Wing wurden für den gesamten Irak im Lauf des Monats Jänner 2021 77 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit 92 Toten (46 Zivilisten) und 176 Verwundeten (125 Zivilisten) verzeichnet. 64 

dieser Vorfälle werden dem sog. Islamischen Staat (IS) zugeschrieben und 13 pro-iranischen Milizen. Die meisten 

Opfer gab es in Bagdad mit 145, gefolgt von 36 in Diyala, 28 in Ninewa und 26 in Salah ad-Din (Wing 4.2.2021).  

Im Februar 2021 waren es 63 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 39 Toten (elf Zivilisten) und 77 Verwundeten (elf 

Zivilisten). 47 dieser Vorfälle werden dem IS zugeschrieben, 16 pro-iranischen Milizen. Die Meisten Opfer 16 gab 

es in Diyala mit 38, gefolgt von 26 in Kirkuk und 21 in Anbar (Wing 8.3.2021).  

Im März 2021 waren es 79 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 39 Toten (16 Zivilisten) und 44 Verwundeten (14 

Zivilisten). 59 dieser Vorfälle werden dem IS zugeschrieben, 20 pro-iranischen Milizen. Die Meisten Opfer gab es 

in Salah ad-Din mit 22, gefolgt von 19 in Diyala und 18 in Kirkuk (Wing 5.4.2021).  

Im April 2021 waren es 107 Vorfälle mit 54 Toten (19 Zivilisten) und 132 Verwundeten (52 Zivilisten). 80 dieser 

Vorfälle werden dem IS zugeschrieben, 27 pro-iranischen Milizen. Diyala hatte mit 62 die meisten Opfer zu 

beklagen, gefolgt von 39 in Kirkuk, 30 in Bagdad, 24 in Salah ad-Din und 22 in Ninewa (Wing 3.5.2021).  

Im Mai 2021 waren es 113 Vorfälle mit 59 Toten (elf Zivilisten) und 100 Verwundeten (24 Zivilisten). 89 dieser 

Vorfälle werden dem IS zugeschrieben, 24 pro-iranischen Milizen. Die Meisten Opfer gab es in Kirkuk mit 53, 

gefolgt von 31 in Salah ad-Din, 26 in Diyala und 19 in Anbar (Wing 7.6.2021).  

Im Juni 2021 wurden 83 sicherheitsrelevante Vorfälle verzeichnet. Dabei wurden 36 Menschen (16 Zivilisten) 

getötet und 87 verwundet (50 Zivilisten). 62 dieser Vorfälle werden dem IS zugeschrieben, 17 proiranischen 

Milizen. Vier weitere Vorfälle konnten nicht zugewiesen werden. Die meisten Opfer gab es in Bagdad mit 47, 

gefolgt von 31 in Diyala und 23 in Kirkuk (Wing 6.7.2021). Im Juli 2021 waren es 107 sicherheitsrelevante Vorfälle 

mit 106 Toten (76 Zivilisten) und 164 (114 Zivilisten) Verwundeten. 90 dieser Vorfälle werden dem IS 

zugeschrieben, 17 pro-iranischen Milizen. Die Meisten Opfer gab es in Bagdad, wo ein Bombenanschlag 101 

Opfer forderte, gefolgt von 65 in Salah ad-Din, 33 in Anbar, 25 in Diyala, 21 in Kirkuk und 20 in Ninewa (Wing 

2.8.2021). Im August 2021 wurden schließlich 103 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 54 Toten (15 Zivilisten) und 

82 Verwundeten (34 Zivilisten) verzeichnet. 73 der Vorfälle werden dem IS zugeschrieben, 30 pro-iranischen 

Milizen. Die Meisten Opfer gab es in Salah ad-Din mit 48, gefolgt von 23 in Kirkuk, 19 in Bagdad und 18 in Diyala 

(Wing 6.9.2021).  

Im Jahr 2021 wurden bis Juli 2021 bisher 417 zivile Todesopfer verzeichnet. Bis auf die Monate April und Juli 

waren es jeweils weniger als in den Vergleichsmonaten des Vorjahres (IBC 8.2021). 19 (IBC 8.2021)  
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Sicherheitslage Bagdad 

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Das Gouvernement Bagdad ist das kleinste und am dichtesten bevölkerte Gouvernement des Irak mit einer 

Bevölkerung von mehr als sieben Millionen Menschen. Die Mehrheit der Einwohner Bagdads sind Schiiten. In der 

Vergangenheit umfasste die Hauptstadt viele gemischte schiitische, sunnitische und christliche Viertel, der 

Bürgerkrieg von 2006-2007 veränderte jedoch die demografische Verteilung in der Stadt und führte zu einer 

Verringerung der sozialen Durchmischung sowie zum Entstehen von zunehmend homogenen Vierteln. Viele 

Sunniten flohen aus der Stadt, um der Bedrohung durch schiitische Milizen zu entkommen. Die Sicherheit des 

Gouvernements wird sowohl vom „Baghdad Operations Command“ kontrolliert, das seine Mitglieder aus der 

Armee, der Polizei und dem Geheimdienst bezieht, als auch von den schiitischen Milizen, die als stärker werdend 

beschrieben werden (OFPRA 10.11.2017). Entscheidend für das Verständnis der Sicherheitslage Bagdads und der 

umliegenden Gebiete sind sechs mehrheitlich sunnitische Gebiete (Latifiya, Taji, al-Mushahada, al-Tarmiya, Arab 

Jibor und al-Mada’in), die die Hauptstadt von Norden, Westen und Südwesten umgeben und den sogenannten 

„Bagdader Gürtel“ (Baghdad Belts) bilden (Al Monitor 11.3.2016). Der Bagdader Gürtel besteht aus Wohn-, 

Agrar- und Industriegebieten sowie einem Netz aus Straßen, Wasserwegen und anderen Verbindungslinien, die 

in einem Umkreis von etwa 30 bis 50 Kilometern um die Stadt Bagdad liegen und die Hauptstadt mit dem Rest 

des Irak verbinden. Der Bagdader Gürtel umfasst, beginnend im Norden und im Uhrzeigersinn die Städte: Taji, 

Tarmiyah, Baqubah, Buhriz, Besmaja und Nahrwan, Salman Pak, Mahmudiyah, Sadr al-Yusufiyah, Fallujah und 

Karmah und wird in die Quadranten Nordosten, Südosten, Südwesten und Nordwesten unterteilt (ISW 2008). Im 

Ort Tarmiya im nördlichen Teil des Gouvernement Bagdad, hat der sog. Islamische Staat (IS) eine Zelle reaktiviert 

(Wing 2.8.2021). Im August 2021 haben Sicherheitskräfte eine Operation gegen diese IS-Zelle gestartet, nachdem 

der IS seine Angriffe in den vorangegangenen Monaten verstärkt hatte (Anadolu 23.8.2021). Seit Beginn des 

Sommers 2021 häufen sich Angriffe auf das irakische Stromnetz, das ohnehin bereits mit schweren 



- 21 - 

Stromengpässen zu kämpfen hat. Mitte August 2021 wurde beispielsweise bei Tarmiya ein Strommast gesprengt, 

der die dortige Pumpstation mit Strom versorgt. Deren Stillstand hatte den Ausfall der Wasserversorgung für 

mehrere Millionen Menschen im Westen Bagdads zur Folge. Diese Angriffe werden von den Behörden 

terroristischen Kräften oder dem IS zugeschrieben (AN 14.8.2021). Die zunehmenden Spannungen zwischen dem 

Iran und den USA, die am 3.1.2020 in der gezielten Tötung von Qasem Soleimani, Kommandant des Korps der 

Islamischen Revolutionsgarden und der Quds Force und Abu Mahdi al-Muhandis, Gründer der Kata’ib Hisbollah 

und de facto 21 Anführer der Volksmobilisierungskräfte bei einem Militärschlag am Internationalen Flughafen 

von Bagdad gipfelten, haben einen destabilisierenden Einfluss auf den Irak (DIIS 23.6.2021). Pro-iranische 

schiitische Milizenführer drohen regelmäßig damit, die von den USA unterstützten Streitkräfte im Irak 

anzugreifen. Unter anderem werden auch aus dem Gouvernement Bagdad Anschläge mit Sprengfallen (IEDs) 

gegen militärische Versorgungskonvois der USA gemeldet. Konvois werden oft auf Autobahnen angegriffen, 

wobei diese Vorfälle selten Opfer oder größere Schäden zur Folge haben (Garda 15.7.2021). Pro-iranische Milizen 

werden auch für Raketenund Drohnenangriffe auf den Internationalen Flughafen Bagdad und auf die sogenannte 

Grüne Zone (Anm.: ein geschütztes Areal im Zentrum Bagdads, das irakische Regierungsgebäude und 

internationale Auslandsvertretungen beherbergt) verantwortlich gemacht. Siehe dazu diefolgende Auflistungen 

der monatlichen sicherheitsrelevanten Vorfälle: Im Jänner 2021 wurden im Gouvernement Bagdad zehn 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit 34 Toten und 111 Verletzten verzeichnet. 32 der Toten und 110 der Verletzten 

waren Zivilisten. Sechs dieser Vorfälle werden dem sog. IS zugeschrieben, vier pro-iranischen Milizen (Wing 

4.2.2021). Der IS hat im Jänner 2021 einen doppelten Selbstmordanschlag auf einem Markt am Tayaran-Platz im 

Zentrum Bagdads ausgeführt, bei dem 32 Menschen getötet und 110 verletzt wurden (Al Arabiya 19.7.2021; vgl. 

BBC 21.1.2021, Wing 4.2.2021). Pro-iranische Milizen zeichneten sich verantwortlich für drei IED-Angriffe auf 

Versorgungskonvois der USA und für den Raketenbeschuss des Internationalen Flughafens Bagdad (Wing 

4.2.2021). Im Februar 2021 wurden zehn Vorfälle mit vier Toten und drei Verletzten verzeichnet. Je fünf Vorfälle 

werden dem IS und pro-iranischen Milizen zugeschrieben. Bei den IS-Vorfällen handelte es sich, bis auf ein 

Feuergefecht in Tarmiya im Norden Bagdads, um Angriffe von geringem Ausmaß. Bei vier der pro-iranischen 

Vorfälle handelte es sich um IED-Angriffe auf Versorgungskonvois der USA, beim fünften um einen 

Raketenbeschuss der Grünen Zone in Bagdad (Wing 8.3.2021). Im März 2021 gab es zehn sicherheitsrelevante 

Vorfälle mit drei Toten und sieben Verletzten, davon waren zwei der getöteten und sechs der verwundeten 

Personen Zivilisten. Acht dieser Vorfälle werden dem sog. IS, zwei weitere pro-iranischen Milizen zugeschrieben. 

Die IS-Angriffe umfassten unter anderem ein Feuergefecht, den Einsatz einer Motorradbombe und den Angriff 

auf das Haus eines Sheikhs mit einem Sprengsatz. Tarmiya, ein Ort im Norden Bagdads, von dem aus eine IS-Zelle 

operiert, war hauptsächlich von den IS-Übergriffen betroffen. Bei den pro-iranischen Vorfällen handelte es sich 

um zwei IED-Angriffe auf Versorgungskonvois der USA (Wing 5.4.2021). Im April 2021 wurden im Gouvernement 

Bagdad sieben sicherheitsrelevante Vorfälle mit sieben Toten und 23 Verletzten verzeichnet. Vier dieser Vorfälle 

werden dem IS, drei pro-iranischen Milizen zugeschrieben (Wing 3.5.2021). Bei einem der IS-Angriffe handelte 

es sich um einen Anschlag unter Verwendung einer Autobombe auf einem Markt in Sadr City, bei dem vier 

Menschen getötet und 20 verwundet wurden (Al Arabiya 19.7.2021; vgl. Garda 15.4.2021, Wing 3.5.2021). Bei 

den pro-iranischen Vorfällen handelte es sich wiederum um zwei IED-Angriffe auf Versorgungskonvois der USA 

sowie um Raketenbeschuss einer Militärbasis (Wing 3.5.2021). 22 Im Mai 2021 wurden neun 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit 16 Toten verzeichnet, von denen zwei Zivilisten waren. Sieben Vorfälle werden 

dem IS zugeschrieben, wobei sich sechs im nördlichen Tarmiya Distrikt ereigneten. Zwei Vorfälle, ein 

Raketenbeschuss des Internationalen Flughafens Bagdad und ein vereitelter Angriff, werden pro-iranischen 

Milizen zugeschrieben (Wing 7.6.2021). Im Juni 2021 wurden 16 sicherheitsrelevante Vorfälle mit acht Toten und 
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39 Verletzten verzeichnet. Sieben der Toten und 36 der Verletzten waren zivile Opfer. Zehn der Vorfälle werden 

dem sog. IS zugeschrieben. Sechs der sicherheitsrelevante Vorfälle, unter anderem ein IED-Angriff auf einen 

Versorgungskonvoi der USA sowie zwei Drohnenangriffe auf den Internationalen Flughafen Bagdad, werden pro-

iranischen Milizen zugeschrieben. Weitere Angriffe konnten verhindert werden (Wing 6.7.2021). Im Juli 2021 

wurden im Gouvernement Bagdad 18 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 42 Toten, davon 38 Zivilisten, und 59 

zivile Verletzte verzeichnet. 14 dieser Vorfälle werden dem sog. IS zugeschrieben (Wing 2.8.2021). Am 19.7.2021 

führte der IS ein Selbstmordattentat in einem Markt in Sadr City aus, bei dem 35 Menschen getötet und 59 

verletzt wurden (Al Arabiya 19.7.2021; vgl. Wing 2.8.2021). Vier Vorfälle, ein IED-Angriff gegen einen 

Versorgungskonvoi der USA, zwei Raketenbeschüsse der Grünen Zone sowie die Entschärfung einer Rakete, 

werden pro-iranischen Milizen zugeschrieben (WIng 2.8.2021). Im August 2021 wurden zehn Vorfälle, mit acht 

Toten und elf Verwundeten verzeichnet, wobei zwei der Verwundeten Zivilisten waren. Sechs Angriffe werden 

dem sog. IS zugeordnet, vier pro-iranischen Milizen (Wing 6.9.2021). Der IS war im Gouvernement Bagdad 

neuerlich in Tarmiya am aktivsten, wo unter anderem ein PMF-Brigade-Hauptquartier angegriffen wurde. Bei 

den vier Vorfällen unter Beteiligung pro-iranischen Milizen handelt es sich um IED-Angriffe auf 

Versorgungskonvois der US-Streitkräfte (Wing 6.9.2021). [Anm.: Weiterführende Informationen zu den 

Demonstrationen können dem Kapitel Protestbewegung entnommen werden.]  
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Sicherheitslage Nord- und Zentralirak  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die Aktivitäten des sogenannten Islamischen Staates (IS) nehmen in vielen Gebieten der Gouvernements Salah 

ad-Din, Kirkuk, Anbar und Ninewa zu, vor allem in abgelegenen Gegenden der zwischen der kurdischen 

Regionalregierung (KRG) und der irakischen Bundesregierung „umstrittenen Gebiete“. IS-Kämpfer wenden „Hit-

and-Run“-Taktiken an und verüben Entführungen und Erschießungen in diesen Gebieten (K24 3.7.2021). Der IS 

infiltriert bereits seit Jahren die Sicherheitslücken, die sich zwischen den irakischen und kurdischen 

Sicherheitskräften in den umstrittenen Gebieten gebildet haben (JP 1.5.2021). Die Gouvernements Anbar und 

Salah ad-Din sind, ebenso wie viele südirakische Gouvernements von Anschlägen mit Sprengfallen (IEDs) durch 

schiitische Milizen (PMF) betroffen, die gegen militärische Versorgungskonvois der USA gerichtet sind. Die 

Konvois werden oft auf Autobahnen angegriffen, wobei diese Vorfälle selten Opfer oder größere Schäden zur 

Folge haben (Garda 15.7.2021).  

In den umstrittenen Gebieten gibt es große Sicherheitslücken zwischen den Sicherheitskräften Bagdads und 

Erbils, die in den nördlichen Gebieten bis zu 60 km und in Diyala um die 40 km breit sind. Diese territorialen 

Sicherheitslücken haben sich zu sicheren Zufluchtsorten für den sog. IS entwickelt, von wo aus die Kämpfer 

Anschläge gegen irakische Streitkräfte und kurdische Peshmerga in den Gebieten von Ninewa, Salah ad-Din, 

Diyala und Kirkuk verüben (EPC 13.7.2021). Bei den zwischen Bagdad und Erbil umstrittenen Gebieten handelt 

es sich um einen breiten territorialen Gürtel, der zwischen dem arabischen und kurdischen Teil des Irak liegt, und 

sich von der iranischen Grenze im mittleren Osten bis zur syrischen Grenze im Nordwesten erstreckt (ICG 

14.12.2018). Die umstrittenen Gebiete umfassen Territorien in den Gouvernements Ninewa, Salah ad-Din, Kirkuk 

und Diyala. Dies sind die Distrikte Sinjar (Shingal), Tal Afar, Tilkaef, Sheikhan, Hamdaniya und Makhmour, sowie 
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die Subdistrikte Qahtaniya und Bashiqa in Ninewa, der Distrikt Tuz Khurmatu in Salah ad-Din, das gesamte 

Gouvernement Kirkuk und die Distrikte Khanaqin und Kifri, sowie der Subdistrikt Mandali in Diyala (USIP 2011).  

Die Bevölkerung der umstrittenen Gebiete ist sehr heterogen und umfasst auch eine Vielzahl unterschiedlicher 

ethnischer und religiöser Minderheiten, wie Turkmenen, Jesiden, Schabak, Chaldäer, Assyrer und andere. 

Kurdische Peshmerga eroberten Teile dieser umstrittenen Gebiete vom sog. IS zurück und verteidigten sie, bzw. 

stießen in das durch den Zerfall der irakischen Armee entstandene Vakuum vor. Als Reaktion auf das kurdische 

Unabhängigkeitsreferendum im Jahr 2017, das auch die umstrittenen Gebiete umfasste, haben die irakischen 

Streitkräfte diese wieder der kurdischen Kontrolle entzogen (ICG 14.12.2018). In dem Bemühen, die 

zunehmenden Aktivitäten des sog. IS in den Sicherheitslücken einzudämmen, richten die kurdische 

Regionalregierung (KRG) und die irakische Bundesregierung gemeinsame Koordinationszentren ein (Al Monitor 

26.5.2021). Ein Abkommen zwischen Bagdad und Erbil soll die Wiederherstellung der gemeinsamen militärischen 

Verwaltung dieser Gebiete und die Rückkehr der kurdischen Peschmerga in diese Gebiete, insbesondere in Kirkuk 

und einigen Teilen von Diyala, mit sich bringen (EPC 13.7.2021).  

Gouvernement Anbar  

Das Gouvernement Anbar wird vom IS hauptsächlich als Drehscheibe benutzt, was üblicherweise eine geringe 

Zahl an Angriffen vor Ort zur Folge hat (Wing 5.4.2021). Im Jänner 2021 wurden im Gouvernement Anbar zehn 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit sechs Toten und zwölf Verletzten verzeichnet. Je ein Toter und ein Verletzter 

waren Zivilisten. Alle Vorfälle werden dem sog. IS zugeschrieben (Wing 4.2.2021). Im Februar 2021 wurden fünf 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit sieben Toten und 14 Verletzten verzeichnet, jedoch ohne Zivile Opfer. Alle 

Vorfälle werden dem sog. IS zugeschrieben (Wing 8.3.2021). Im März 2021 wurden fünf Vorfälle mit fünf 

Verletzten verzeichnet. Bei einem der Opfer handelt es sich um einen Zivilisten. Drei der Vorfälle werden dem 

sog. IS zugeschrieben, zwei pro-iranischen Milizen, darunter ein IED-Angriff auf einen Versorgungskonvoi der 

USA, und ein Raketenbeschuss der ’Ain Al-Assad Militärbasis (Wing 5.4.2021). Im April 2021 wurden elf Vorfälle 

mit vier Toten und einem Verletzten verzeichnet. Bei zwei der Toten handelt es sich um Zivilisten. Vier der 

Vorfälle werden dem IS zugeschrieben, während sieben der Vorfälle - fünf IED-Angriffe auf Versorgungskonvois 

der USA, ein Raketenbeschuss der ’Ain Al-Assad Militärbasis sowie ein Schusswechsel an einem Kontrollpunkt an 

der saudiarabischen Grenze - pro-iranischen Milizen zugeschrieben werden (Wing 3.5.2021). Im Mai 2021 

wurden 13 sicherheitsrelevante Vorfälle mit vier Toten und 15 Verletzten verzeichnet. Sechs der Vorfälle werden 

dem sog. IS und sieben - drei IED-Angriffe auf Versorgungskonvois der USA, sowie zwei Raketen und ein 

Drohnenangriff auf ’Ain Al-Assad Militärbasis - pro-iranischen Milizen zugeschrieben (Wing 7.6.2021). Im Juni 

2021 wurden fünf Vorfälle ohne Opfer verzeichnet. Zwei der Vorfälle werden dem sog. IS und drei - ein IED-

Angriff auf einen Versorgungskonvoi der USA sowie Raketenbeschüsse der ’Ain Al-Assad Militärbasis an 

unterschiedlichen Tagen - pro-iranischen Milizen zugeschrieben (Wing 6.7.2021). Im Juli 2021 wurden 16 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit 14 Toten und 19 Verletzten verzeichnet. Bei neun der Toten und acht der 

Verwundeten handelte es sich um Zivilisten. Zwölf der Vorfälle werden dem sog. IS und vier - zwei IED-Angriffe 

auf Versorgungskonvois 28 der USA sowie Raketenbeschüsse der ’Ain Al-Assad Militärbasis an unterschiedlichen 

Tagen, pro-iranischen Milizen zugeschrieben (Wing 2.8.2021). 

Im August 2021 wurden in Anbar sechs sicherheitsrelevante Vorfälle mit zwei Toten und drei Verletzten 

verzeichnet. Bei einem der Toten und zwei Verwundeten handelte es sich um Zivilisten. Fünf Vorfälle werden 

dem sog. IS zugeschrieben, ein IED-Angriff auf einen Versorgungskonvoi der USA wird pro-iranischen Milizen 
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zugeschrieben (Wing 6.9.2021). Der schwerwiegendste Vorfall im August ereignete sich am Grenzübergang 

Akashat. Ein Grenzpolizist wurde getötet, ein weiterer verletzt und ein dritter entführt und später vom sog. IS 

enthauptet. Es wird vermutet, dass dies als Einschüchterung gesehen wird, Schmuggelaktionen des IS zu 

ermöglichen (Wing 6.9.2021).  

Gouvernement Diyala  

Das Gouvernement Diyala gilt als ein Zentrum des sog. Islamischen Staates (IS) im Irak. Hier hat er im zentralen 

Distrikt Muqdadiya und im nordöstlich gelegenen Khanaqin de facto die Kontrolle über weite ländliche Gebiete 

und konzentriert sich darauf, Einheimische und Sicherheitskräfte von diesen Gebieten fernzuhalten (Wing 

6.7.2021; vgl. Wing 2.8.2021). Üblicherweise kommt es in den Distrikten Muqdadiya und Khanaqin zu den 

meisten Zwischenfällen Diyala (Wing 6.7.2021; vgl. Wing 2.8.2021). Im Februar 2021 wurden in Diyala 21 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit 15 Toten und 23 Verletzten verzeichnet. Bei vier der Toten und zwei der 

Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 8.3.2021). Im März 2021 wurden in Diyala 21 sicherheitsrelevante 

Vorfälle mit zehn Toten und neun Verletzten verzeichnet. Bei fünf der Toten und zwei der Verletzten handelt es 

sich um Zivilisten (Wing 5.4.2021). Im April 2021 wurden in Diyala 30 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 13 Toten 

und 49 Verletzten verzeichnet. Bei drei der Toten und zehn der Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 

3.5.2021). Im Mai 2021 wurden in Diyala 31 sicherheitsrelevante Vorfälle mit acht Toten und 18 Verletzten 

verzeichnet. Bei vier der Toten und sechs der Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 7.6.2021). Im Juni 

2021 wurden im Gouvernement Diyala 21 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 16 Toten und 15 Verletzten 

verzeichnet. Bei fünf der Toten und sieben der Verwundeten handelte es sich um Zivilisten. Ein Vorfall wird pro-

iranischen Milizen zugeschrieben (Wing 6.7.2021). Im Juli 2021 wurden im Gouvernement Diyala 17 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit 13 Toten und zwölf Verletzten verzeichnet. Bei zwölf der Toten und sechs der 

Verwundeten handelte es sich um Zivilisten (Wing 2.8.2021). Im August 2021 wurden in Diyala 17 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit je neun Toten und Verletzten verzeichnet. Bei sechs der Toten und acht der 

Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 6.9.2021).  

Gouvernement Kirkuk  

Das Gouvernement Kirkuk gehört neben Salah ad-Din zu den Schwerpunkten des sog. Islamischen Staates (IS) 

(Wing 2.8.2021). Der IS reorganisiert sich in den umstrittenen Gebieten des Gouvernements Kirkuk. Kleine 

Gruppen von IS-Kämpfern attackieren Kontrollpunkte von Militär und Polizei, ermorden lokale Anführer und 

greifen das Elektrizitätsnetz und die Erdöl-Anlagen an. Die hügeligen und gebirgigen Gebiete des Zentralirak 

bieten dabei einen perfekten Rückzugsort (K24 12.7.2021). Da der Süden Kirkuks nie vollständig von IS-Kämpfern 

befreit wurde, finden hier auch üblicherweise die meisten Gewalttaten des IS statt (Joel Wing 3.5.2021). Im 

Februar 2021 wurden in Kirkuk acht sicherheitsrelevante Vorfälle mit sechs Toten und 20 Verletzten verzeichnet. 

Bei einem der Toten handelt es sich um einen Zivilisten (Wing 8.3.2021). Im März 2021 wurden in Kirkuk 21 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit fünf Toten und 13 Verletzten verzeichnet. Es befanden sich keine Zivilisten 

unter den Opfern (Wing 5.4.2021). Im April 2021 wurden in Kirkuk 14 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 15 Toten 

und 24 Verletzten verzeichnet. Bei einem der Toten handelt es sich um einen Zivilisten (Wing 3.5.2021). Im Mai 

2021 wurden im Gouvernement Kirkuk 20 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 19 Toten und 34 Verletzten 

verzeichnet. Zwei der Todesfälle und ein Verletzter waren Zivilisten (Wing 7.6.2021). Im Juni 2021 wurden im 

Gouvernement Kirkuk 14 sicherheitsrelevante Vorfälle mit zehn Toten und 13 Verletzten verzeichnet. Zwei der 

Todesfälle waren Zivilisten (Wing 6.7.2021). Im Juli 2021 wurden im Gouvernement Kirkuk 14 
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sicherheitsrelevante Vorfälle mit neun Toten und zwölf Verletzten verzeichnet. Bei einem der Toten und vier der 

Verwundeten handelte es sich um Zivilisten (Wing 2.8.2021). Im August 2021 wurden im Gouvernement Kirkuk 

20 sicherheitsrelevante Vorfälle mit neun Toten und 14 Verletzten verzeichnet. Bei drei der Toten und neun der 

Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 6.9.2021).  

Gouvernement Ninewa  

Das Gouvernement Ninewa ist eine der Regionen, die dem IS als logistische Drehscheibe dienen (Wing 6.7.2021). 

Sie wird genutzt, um Personal und Material zwischen Syrien und dem Irak zu bewegen (Wing 7.6.2021). Die 

Region ist daher üblicherweise relativ ruhig. Die Zunahme an sicherheitsrelevenaten Vorfällen im August 2021 

wird als Zeichen einer Kampagne des sog. IS gesehen. Die Mehrheit der Vorfälle betraf Sabotage an Strommasten 

und den Einsatz von Sprengsätzen (IEDs) (Wing 6.9.2021). Im Februar 2021 wurden in Ninewa vier 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit drei Toten verzeichnet. Es handelt sich bei den drei Toten um Zivilisten (Wing 

8.3.2021). Im März 2021 wurden in Ninewa fünf sicherheitsrelevante Vorfälle mit zwei Toten und vier Verletzten 

verzeichnet. Bei einem der Toten und bei den vier Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 5.4.2021). Im 

April 2021 wurden in Ninewa acht sicherheitsrelevante Vorfälle mit vier Toten und 18 Verletzten verzeichnet. Bei 

einem der Toten und 13 der Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 3.5.2021). Im Mai 2021 wurden in 

Ninewa neun sicherheitsrelevante Vorfälle mit einem Toten und neun Verletzten verzeichnet. Bei fünf der 

Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 7.6.2021). Im Juni 2021 wurden im Gouvernement Ninewa sechs 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit elf Verletzten verzeichnet. Vier davon waren Zivilisten (Wing 6.7.2021). Unter 

anderem wurden zwei Strommasten im Südosten Mossuls gesprengt (Wing 6.7.2021; vgl. NINA 13.6.2021). Im 

Juli 2021 wurden im Gouvernement Ninewa 13 sicherheitsrelevante Vorfälle mit zwei zivilen Toten und 18 

Verletzten, davon drei ISF- und acht PMF-Angehörige, verzeichnet (Wing 2.8.2021). Außerdem wurden im Süden 

Mossuls Strommasten gesprengt (Wing 2.8.2021; vgl. NINA 1.7.2021). Im August 2021 wurden 14 

sicherheitsrelevante Vorfälle mit vier Toten und sieben Verletzten verzeichnet. Bei drei der Toten und sieben der 

Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 6.9.2021).  

Gouvernement Salah ad-Din  

Das Gouvernement Salah ad-Din zählt neben Kirkuk zu den Schwerpunkten des sog. Islamischen Staates (IS) 

(Wing 2.8.2021). Der IS hat durch Sprengungen von Strommasten zunehmend Angriffe auf das irakische 

Stromnetz ausgeführt (Wing 6.9.2021). Im Februar 2021 wurden in Salah ad-Din vier sicherheitsrelevante Vorfälle 

mit einem Toten und sieben Verletzten verzeichnet. Bei zwei der Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 

8.3.2021). Im März 2021 wurden in Salah ad-Din 14 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 16 Toten und sechs 

Verletzten verzeichnet. Bei acht der Toten und einem der Verletzten handelt es sich um Zivilisten. Drei der 

Vorfälle, zwei davon IED-Angriffe auf Versorgungskonvois der USA und Raketenbeschüsse der Balad 

Luftwaffenbasis, werden pro-iransichen Milizen zugeschrieben (Wing 5.4.2021). Im April 2021 wurden in Salah 

ad-Din 19 sicherheitsrelevante Vorfälle mit zehn Toten und 14 Verletzten verzeichnet. Bei vier der Toten und 

sieben der Verletzten handelt es sich um Zivilisten. Drei der Vorfälle, ein IED-Angriff auf einen Versorgungskonvoi 

der USA sowie zwei Raketenbeschüsse der Luftwaffenbasis, werden pro-iranischen Milizen zugeschrieben (Wing 

3.5.2021). Im Mai 2021 wurden in Salah ad-Din 15 sicherheitsrelevante Vorfälle mit neun Toten und 22 Verletzten 

verzeichnet. Bei einem der Toten und zwei der Verletzten handelt es sich um Zivilisten (Wing 7.6.2021). Im Juni 

2021 wurden im Gouvernement Salah ad-Din zwölf sicherheitsrelevante Vorfälle mit zwei Toten und fünf 

Verletzten verzeichnet. Bei den Toten handelt es sich um Zivilisten. Drei der Vorfälle, zwei davon IED-Angriffe auf 
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Versorgungskonvois der USA, werden pro-iranischen Milizen zugeschrieben (Wing 6.7.2021). Im Juli 2021 wurden 

im Gouvernement Salah ad-Din 15 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 24 Toten und 41 Verletzten verzeichnet. Bei 

13 der Toten und 29 der Verwundeten handelte es sich um Zivilisten. Einer der Vorfälle, ein IED-Angriff auf einen 

Versorgungskonvoi der USA, wird pro-iranischen Milizen zugeschrieben (Wing 2.8.2021). Im August 2021 wurden 

in Salah ad-Din 32 sicherheitsrelevante Vorfälle mit 17 Toten und 31 Verletzten verzeichnet. Bei zwei der Toten 

und drei der Verletzten handelt es sich um Zivilisten. Ein IED-Angriff auf einen Versorgungskonvoi der USA, wird 

proiranischen Milizen zugeschrieben (Wing 6.9.2021).  
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Sicherheitskräfte und Milizen  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Im Mai 2003, nach dem Sturz des Regimes von Saddam Hussein, demontierte die Koalitions-

Übergangsverwaltung das irakische Militär und schickte dessen Personal nach Hause.Statt des bisherigen warein 

politisch neutrales Militär vorgesehen. Das aufgelöste Militär bildete einen großen Pool für Aufständische 

(Fanack 8.7.2020). Der Irak verfügt über mehrere Sicherheitskräfte, die im ganzen Land operieren: die irakischen 

Sicherheitskräfte (ISF) unter dem Innen- und Verteidigungsministerium, die dem Innenministerium unterstellten 

Strafverfolgungseinheiten der Bundes- und Provinzpolizei, der Dienst zum Schutz von Einrichtungen, Zivil- und 

Grenzschutzeinheiten, die dem Öl-Ministerium unterstellte Energiepolizei zum Schutz der Erdöl-Infrastruktur 

sowie die dem Premierminister unterstellten 36 Anti-Terroreinheiten und der Nachrichtendienst des Nationalen 

Sicherheitsdienstes (NSS). Neben den staatlichen Sicherheitskräften gibt es das Volksmobilisierungskomitee, eine 

staatlich geförderte militärische Dachorganisation, der etwa 60 Milizen angehören, die als 

Volksmobilisierungskräfte (PMF) bekannt sind. PMF operieren im ganzen Land, oft außerhalb der Kontrolle der 

Regierung und in Opposition zur Regierungspolitik (USDOS 30.3.2021).  

Militäreinheiten verschiedener Zweige der irakischen Sicherheitskräfte und der PMF, einschließlich 

Stammeseinheiten, aus mehreren Provinzen, nehmen gemeinsam an Sicherheitsoperationen gegen den sog IS 

teil, unterstützt durch Luftstreitkräfte der irakischen Armee und der internationalen Koalition (NI 18.5.2021). 

Zivile Behörden haben über einen Teil der Sicherheitskräfte keine wirksame Kontrolle, insbesondere über 

bestimmte, mit dem Iran verbündete Einheiten der Volksmobilisierungskräfte (PMF) und das Popular 

Mobilization Committee (USDOS 30.3.2021). Seit Anfang 2021 gibt es ein Koordinationsabkommen zwischen den 

ISF und den Peschmerga der Kurdischen Regionalregierung (KRG). Die Zusammenarbeit soll sich auf die 

Koordinierung und das Sammeln von Informationen zur Bekämpfung des sog. IS in den sogenannten 

„umstrittenen Gebieten“ beschränken und die Lücken zwischen den Sicherheitskräften schließen, die bisher vom 

IS ausgenutzt werden konnten. Es gibt auch Stimmen, die für die Bildung einer gemeinsamen Truppe einstehen 

(Rudaw 23.5.2021).  
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Die irakischen Sicherheitskräfte (ISF)  

Letzte Änderung: 13.09.2021  

Die irakischen Sicherheitskräfte (ISF, Iraqi Security Forces) bestehen aus Einheiten, die vom Innen- und 

Verteidigungsministerium, den Volksmobilisierungseinheiten (PMF), und dem Counter-Terrorism Service (CTS) 

verwaltet werden. Das Innenministerium ist für die innerstaatliche Strafverfolgung und die Aufrechterhaltung 

der Ordnung zuständig. Es beaufsichtigt die Bundespolizei, die Provinzpolizei, den Dienst für den Objektschutz, 

den Zivilschutz und das Ministerium für den Grenzschutz. Die Energiepolizei, die dem Ölministerium unterstellt 

ist, ist für den Schutz von kritischer Erdöl-Infrastruktur verantwortlich. Konventionelle Streitkräfte, die dem 

Verteidigungsministerium unterstehen, sind für die Verteidigung des Landes zuständig, führen aber in 

Zusammenarbeit mit Einheiten des Innenministeriums auch Einsätze zur Terrorismusbekämp37 fung sowie 

interne Sicherheitseinsätze durch. Der CTS ist direkt dem Premierminister unterstellt und überwacht das 

Counter-Terrorism Command (CTC), eine Organisation, zu der drei Brigaden von Spezialeinsatzkräften gehören 

(USDOS 30.3.2021). Die irakischen Streit- und Sicherheitskräfte dürften mittlerweile wieder ca. 150.000 bis 

185.000 Armee-Angehörige (ohne PMF und Peshmerga) und über 100.000 Polizisten umfassen. Die Anwendung 

bestehender Gesetze ist nicht gesichert. Es gibt kein Polizeigesetz, die individuellen Befugnisse einzelner 

Polizisten sind sehr weitreichend. Ansätze zur Abhilfe und zur Professionalisierung entstehen durch 

internationale Unterstützung: Die Sicherheitssektorreform wird aktiv und umfassend von der internationalen 

Gemeinschaft unterstützt (AA 22.1.2021). Straffreiheit für Angehörige der Sicherheitskräfte ist ein Problem. Es 

gibt Berichte über Folter und Misshandlungen im ganzen Land in Einrichtungen des Innen- und 

Verteidigungsministeriums, sowie über extra-legale Tötungen (USDOS 30.3.2021). Den Sicherheitskräften 

werden zahlreiche Fälle von Verschwindenlassen („forced disappearance“) zur Last gelegt: Im Zuge von 

Antiterror-Operationen, aber auch an Checkpoints, wurden nach 2014 junge, vorwiegend sunnitische Männer 

gefangen genommen (AA 22.1.2021). Internationale Militär-und Polizeiausbildung unterstützt die irakischen 

Sicherheitskräfte bei ihrer Professionalisierung (AA 22.1.2021).  
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Volksmobilisierungskräfte (PMF) / al-Hashd ash-Sha‘bi  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Der Name „Volksmobilisierungskräfte“ (arab: al-Hashd ash-Sha‘bi, engl.: Popular Mobilization Forces - PMF oder 

auch Popular Mobilization Units - PMU) bezeichnet eine Dachorganisation, ein loses Bündnis von etwa 40 bis 70 

Milizen (USDOS 30.3.2021; vgl. FPRI 19.8.2019, Clingendael 6.2018, S.1f, Wilson Center 27.4.2018), die, je nach 

Quelle, zwischen 45.000 und 142.000 Kämpfer umfassen (ICG 30.7.2018). Die PMF formierten sich 2014 infolge 

eines Rechtsgutachtens, einer sogenannten Fatwa, durch Ayatollah Ali as-Sistani, welcher darin zum Kampf 

gegen den vorrückenden, sog. Islamischen Staat (IS) aufrief (SWP 8.2016; S.2-4; vgl. TCF 5.3.20218, S.2, EPIC 

5.2020). Die irakische Regierung bemühte sich hernach, die Kontrolle über diese zu bewahren, indem sie am 

15.6.2014 eine Kommission (auch Komitee genannt) der Volksmobilisierung bildete, das formal dem 

Ministerpräsidenten untersteht (SWP 8.2016; S.4). 38 Die PMF, deren Wurzeln teilweise auf die Zeit vor 2003 

zurückgehen, sind keine einheitliche Organisation, sondern bestehen aus einer Reihe von Netzwerken, die sich 

in ihrer Struktur und ihren Verbindungen zueinander und zu anderen Akteuren im Staat unterscheiden (CH 

2.2021, S.9). Sie haben unterschiedliche Organisationsformen, Einfluss und Haltungen zum irakischen Staat 

(Clingendael 6.2018, S.3f).  

Die PMF weisen ein breites Spektrum auf, sowohl organisatorisch und ideologisch als auch in Bezug auf die 

religiöse Zusammensetzung der einzelnen Formationen. Die PMF bestehen aus Einheiten mit unterschiedlicher 

Geschichte, Zugehörigkeit und Loyalität (TCF 5.3.2018, S.3).  

Die PMF werden grob in drei Gruppen eingeteilt: Erstens die pro-iranischen schiitischen Milizen und zweitens die 

nationalistisch-schiitischen Milizen, die den iranischen Einfluss ablehnen. Letztere nehmen eine positivere 

Haltung gegenüber der irakischen Regierung ein und sprechen sich für die Auflösung der PMF und die 

Eingliederung ihrer Mitglieder in die irakische Armee bzw. Polizei aus. Und drittens gibt es die heterogene Gruppe 

der nicht-schiitischen Milizen, die üblicherweise nicht auf einem nationalen Level operieren, sondern lokal aktiv 

sind. Zu letzteren zählen beispielsweise die mehrheitlich sunnitischen Stammesmilizen und die kurdisch-

jesidischen „Sinjar Widerstandseinheiten“. Letztere haben Verbindungen zur Kurdischen Arbeiterpartei (PKK) in 

der Türkei und zu den Volksverteidigungseinheiten (YPG) in Syrien (Clingendael 6.2018, S.3f). Die Mehrheit der 

PMF-Einheiten ist somit schiitisch, was auch die Demografie des Landes widerspiegelt. Sunnitische, jesidische, 

christliche und andere „Minderheiten-Einheiten“ der PMF sind in ihren Heimatregionen tätig (USDOS 30.3.2021). 

Die PMF wurden im Dezember 2016 (erstmals) formell in die irakischen Streitkräfte integriert (AA 22.1.2021, 

S.16; vgl. FPRI 19.8.2019). Allerdings hat die gewählte offizielle Formulierung, welche die PMF als Teil der 

Sicherheitskräfte des Landes bezeichnet und sie gleichzeitig als „unabhängig“ definiert, viel Raum für 

Interpretationen gelassen (ICSR 1.11.2018, S.5). Seit 2017 unterstehen die PMF formell dem Oberbefehl des 

irakischen Ministerpräsidenten, dessen tatsächliche Einflussmöglichkeiten aber weiterhin als begrenzt gelten (AA 

22.1.2021, S.16; vgl. FPRI 19.8.2019). Am 8.3.2018 brachte der damalige irakische Ministerpräsident Haider al-

Abadi eine Proklamation ein, mit der die Mitglieder der PMF in die irakischen Sicherheitskräfte eingegliedert 

wurden, wobei sie dasselbe Gehalt wie die Angehörigen des Militärs erhalten, denselben Gesetzen unterworfen 

werden und Zugang zu Militärschulen und Militärinstituten erhalten sollten (EPIC 5.2020). Am 1.7.2018 folgte 

ein dementsprechendes Dekret, wonach der Regierungschef als Oberkommandierender der PMF deren 

Vorsitzenden ernennt. Bewaffneten Gruppen, die offen oder verdeckt außerhalb der Bestimmungen des Dekrets 

arbeiten, gelten demnach als illegal und werden entsprechend verfolgt (1000 IT 11.7.2019). Trotz dieser und 

weiterer Versuche der Regierung, die PMF zu regulieren und zu kontrollieren, operieren viele der mächtigsten 
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Gruppierungen der PMF weiterhin außerhalb der formalen Befehlskette und führen illegale, politische, 

wirtschaftliche und sicherheitsrelevante Aktivitäten durch (EPIC 5.2020). Verschiedene PMF-Einheiten haben 

sogar Militärindustrien im Irak aufgebaut, von simpler Ausrüstung und Munition bis mutmaßlich zur Produktion 

von Artilleriegranaten (WI 23.3.2020, S.70f). Die begrenzten Einflussmöglichkeiten des Premierministers haben 

es den PMF erlaubt, Parallelstrukturen im Zentralirak und im Süden des Landes aufzubauen (AA 22.1.2021, S.19).  

Die PMF-Netzwerke stehen in einer symbiotischen Beziehung zu den irakischen Sicherheitsdiensten, den 

politischen Parteien und der Wirtschaft. Zu ihren Mitgliedern gehören nicht nur Kämpfer, sondern auch 

Parlamentarier, Kabinettsminister, lokale Gouverneure, Mitglieder von Provinzräten, Geschäftsleute in 

öffentlichen und privaten Unternehmen, hohe Beamte, humanitäre Organisationen und Zivilisten. Politische 

Entscheidungsträger, die die PMF reformieren oder einschränken wollen, haben sich auf eine Reihe von Optionen 

verlassen: die einzelnen Gruppen gegeneinander ausspielen, alternative Sicherheitsinstitutionen aufbauen, 

Sanktionen gegen Einzelpersonen verhängen oder mit militärischer Gewalt vorgehen. Diese Optionen haben 

jedoch weder zu einer Reform der PMF-Netzwerke noch zu einer Reform des irakischen Staates geführt (CH 

2.2021, S.2). Viele PMF-Brigaden nehmen Befehle von bestimmten Parteien oder konkurrierenden 

Regierungsbeamten entgegen (FPRI 19.8.2019). In diesem Zusammenhang kommt vor allem der sog. Badr-

Organisation eine große Bedeutung zu: Die Milizen werden zwar von der irakischen Regierung in großem Umfang 

mit finanziellen Mitteln und Waffen unterstützt, unterstehen aber formal dem von der Badr-Organisation 

dominierten Innenministerium, wodurch keine Rede von umfassender staatlicher Kontrolle sein kann (Süß 

21.8.2017). Die Kontrolle der Badr-Organisation über das Innenministerium verstärkte deren Einfluss auf die 

Zuteilung der staatlichen Mittel und deren Weitergabe an die einzelnen PMF-Milizen (Clingendael 6.2018, S.6). 

Insbesondere mit dem Iran verbündete Einheiten operieren im ganzen Land oft außerhalb der Kontrolle der 

Regierung oder gar in Opposition zur Regierungspolitik. Selbiges gilt auch für die (offizielle) PMF-Kommission 

(USDOS 30.3.2021), welche wiederum tendenziell pro-iranische Gruppen bevorzugt hat (ICG 30.7.2018). In der 

Praxis sind etliche Einheiten auch dem Iran und dessen Korps der Islamischen Revolutionsgarden unterstellt 

(USDOS 30.3.2021). Überdies haben einige bewaffnete Gruppen, wie die der pro-iranischen Asa’ib Ahl al-Haqq, 

Kata’ib Hizbollah und Harakat Hizbollah an-Nujaba sowohl Kämpfer innerhalb als auch außerhalb der PMF. 

Diejenigen, die sich außerhalb der Truppe befinden, beteiligen sich an Aktivitäten, wie zum Beispiel Kämpfen in 

Syrien, die nicht zum Auftrag der Volksmobilisierungskräfte gehören (WoR 11.11.2019), denn das Wirken der 

PMF ist laut Gesetz auf Einsätze im Irak beschränkt. Die irakische Regierung erkennt diese Kämpfer nicht als 

Mitglieder der PMF an, obwohl ihre Organisationen Teile der PMF sind (USDOS 13.3.2019).  

Die Präsenz pro-iranischer PMF-Milizen, namentlich der Kata’ib Hizbollah und der Kata’ib Sayyid ash-Shuhada, in 

Syrien nahe oder an der Grenze zum Irak belegen Berichte über Angriffe auf Einrichtungen der US-Armee und 

Vergeltungsmaßnahmen seitens der US-Streitkräfte im Verlaufe des Jahres 2021 (RFE/RL 27.6.2021; vlg. BBC 

28.6.2021). Die PMF sind vor allem Sicherheitsakteure. Ihr Beitrag im Kampf gegen den sog. IS und beim Halten 

von Gebieten nach der Vertreibung des IS sind wichtige Faktoren für ihren aktuellen, mächtigen Status. Als 

staatlich anerkannte Sicherheitskräfte kontrollieren ihre Mitglieder ein bedeutendes Territorium und 

strategische Gebiete im Irak, größtenteils in Zusammenarbeit mit anderen staatlichen Sicherheitsbehörden. 

Manchmal nützen die PMF jedoch ihre Position bei der Kontrolle lokaler Gebiete aus, um ihre eigenen Interessen, 

auch in finanzieller Hinsicht, durchzusetzen. Sie agieren als Lückenbüßer, wenn sich die staatlichen Stellen als 

unzureichend in ihrem Handeln im Bereich der Sicherheit erweisen. In einigen Gebieten sind die PMF der 

wichtigste Sicherheitsakteur, an den sich die Einheimischen wenden, wenn sie Schutz oder einen Fürsprecher bei 

Streitigkeiten oder bei der Strafverfolgung benötigen (CH 2.2021, S. 18f).  
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Die wirtschaftliche/finanzielle Macht der einzelnen PMF-Gruppen setzt sich zusammen aus: ihrem Anteil an 

staatlich zugewiesenen Mitteln, autonomen einkommengenerierenden Aktivitäten und externer Finanzierung 

(vor allem durch den Iran). Autonome einkommenschaffende Aktivitäten erfolgen in der Regel in Form von 

religiösen Steuern, Einnahmen aus Heiligtümern und Unterstützung durch religiöse 

Wohltätigkeitsorganisationen. Diese Mittel sind jedoch relativ bescheiden (Clingendael 6.2018, S.7f). Den 

Löwenanteil machen die offiziellen Zuwendungen aus. 2020 betrugen die Budgetmittel der PMF-Kommission 2,6 

Mrd. US-Dollar (CH 2.2021, S.19). - Darüberhinaus aquirieren PMF-Milizen Einnahmen aus halb-legalen Quellen 

und in krimineller Weise (FPRI 19.8.2019). Die Einkünfte kommen hauptsächlich aus dem großangelegten 

Ölschmuggel, Schutzgelderpressungen, Amtsmissbrauch, Entführungen, Waffen- und Menschenhandel, 

Antiquitäten- und Drogenschmuggel. Entführungen sind und waren ein wichtiges Geschäft aller Gruppen, dessen 

hauptsächliche Opfer zahlungsfähige Iraker sind (Posch 8.2017). Neben diesen illegalen Methoden erwerben die 

PMF beispielsweise im ganzen Land Grundstücke, was ihnen ermöglicht, Unternehmen anzusiedeln und von 

diesen dann Abgaben zu lukrieren. Einnahmen werden, auch in Kooperation mit anderen Sicherheitskräften, an 

Grenzübergängen und Checkpoints an wichtigen Verkehrsverbindungen generiert (CH 2.2021, S.29-31).  

Außer durch die Finanzierung durch den irakischen sowie den iranischen Staat bringen die Milizen einen 

wichtigen Teil der Finanzmittel selbst auf – mit Hilfe der organisierten Kriminalität. Ein Naheverhältnis zu dieser 

war den Milizen quasi von Beginn an in die Wiege gelegt. Vor allem bei Stammesmilizen waren Schmuggel und 

Mafiatum weit verbreitet. Die 2003/4 neu gegründeten Milizen kooperierten zwangsläufig mit den Mafiabanden 

ihrer Stadtviertel. Kriminelle Elemente wurden aber nicht nur kooptiert, die Milizen sind selbst in einem so hohen 

Ausmaß in kriminelle Aktivitäten verwickelt, dass manche Experten sie nicht mehr von der organisierten 

Kriminalität unterscheiden, sondern von Warlords sprechen, die in ihren Organisationen Politik und Sozialwesen 

für ihre Klientel und Milizentum vereinen – oft noch in Kombination mit offiziellen Positionen im irakischen 

Sicherheitsapparat (Posch 8.2017). Trotz des Schutzes, den die PMF bieten, sind sie aufgrund ihrer strategischen 

Kontrolle und ihrer sich wandelnden Rolle weiterhin eine Quelle lokaler Auseinandersetzungen und 

Polarisierungen. Für mehrere Befragte sind die PMF-Milizen Helden, die ihr Leben geopfert haben, um den IS zu 

besiegen - ganz im Gegensatz zu den Regierungstruppen und den kurdischen Peshmerga, die sich als 

unzuverlässig erwiesen und die Christen und Assyrer im Stich gelassen haben, als sich der IS näherte. Für andere 

kontrollieren die PMF weiterhin gewaltsam Gebiete gegen den Willen der Anwohner. Tatsächlich wurden in den 

letzten Jahren mehrere Berichte von Anwohnern, Menschenrechtsbeobachtern und internationalen 

Organisationen über das Fehlverhalten der PMF laut (Clingendael 5.2021, S.17). So klagten nach der Rückkehr 

der Zentralregierung nach Kirkuk Ende 2017 mehrere Gemeinschaften ethnischer und religiöser Minderheiten 

über Diskriminierung, Vertreibung und gelegentliche Gewalt durch PMF-Gruppen und Sicherheitskräfte der 

Regierung (DFAT 17.8.2020, S.20). Einige PMF gehen auch gegen ethnische und religiöse Minderheiten vor 

(USDOS 30.3.2021). Die Medien meldeten zahlreiche Vorfälle, bei denen schiitische PMF in die Häuser ethnischer 

und religiöser Minderheiten im gesamten Gouvernement Kirkuk eindrangen, sie plünderten und niederbrannten 

(DFAT 17.8.2020, S.20, 26, 32). In Ninewa, beispielsweise, nahmen mit dem Iran verbündete PMF willkürlich bzw. 

unrechtmäßig Kurden, Turkmenen, Christen und Angehörige anderer Minderheiten fest. Es gab zahlreiche 

Berichte über die Beteiligung der 30. und 50. PMF-Brigaden an Erpressungen, illegalen Verhaftungen, 

Entführungen und Festnahmen von Personen ohne Haftbefehl. Glaubwürdige Informationen der 

Strafverfolgungsbehörden wiesen darauf hin, dass die 30. PMF-Brigade an mehreren Orten in der Provinz Ninewa 

geheime Gefängnisse unterhielt, in denen 1.000 Gefangene untergebracht waren, die unter Vorspiegelung 

falscher Tatsachen aus konfessionellen Gründen festgenommen wurden. Die Anführer der 30. PMF-Brigade 
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sollen die Familien der Inhaftierten gezwungen haben, im Gegenzug für die Freilassung ihrer Angehörigen hohe 

Geldbeträge zu zahlen (USDOS 30.3.2021).  

Jesiden und Christen sowie lokale und internationale NGOs berichteten von anhaltenden verbalen und 

körperlichen Übergriffen durch Mitglieder der PMF, welche auch für etliche Angriffe auf, und Vertreibungen von 

Sunniten, angeblich aus Rache für Verbrechen seitens des sog. IS an Schiiten, verantwortlich gemacht werden 

(USDOS 12.5.2021). Einige PMF-Einheiten in den südlichen Gouvernements Najaf und al-Qadisiya sollen Kinder 

rekrutiert und militärische Ausbildungslager für Schüler unter 18 Jahren gesponsert haben. Einige mit dem Iran 

verbündete PMF-Gruppen, insbesondere Asa’ib Ahl al-Haqq (AAH) und Harakat Hizbollah an-Nujaba (HHN), 

rekrutierten weiterhin Burschen unter 18 Jahren für den Kampf in Syrien und im Jemen (DFAT 17.8.2020, S.47). 

Mehrere Quellen geben an, dass zu den PMF gehörende Kräfte, oft von Iran unterstützte Milizen, 2019 für viele 

der tödlichen Angriffe auf Demonstranten, auch durch Scharfschützen, verantwortlich waren (EASO 10.2020, 

S.31; vgl. WI 23.3.2020, S.91), namentlich die pro-iranischenSaraya Talia al-Khorasani, Kata’ib Sayyid ash-

Shuhada, Asa’ib Ahl al-Haqq und die Badr-Organisation.  

Die PMF wurden international auch für illegale Massenverhaftungen und Folter, Einschüchterungsversuche 

gegen Demonstranten und Journalisten, Attentate, Bombenanschläge und Plünderungen von Fernsehsendern 

kritisiert. Nach Angaben des irakischen Hochkommissariats für Menschenrechte wurden über 500 Menschen 

getötet und über 23.500 verwundet (Stand März 2020). Im Januar 2020 waren auch Kämpfer von Saraya as-Salam 

an Angriffen auf Demonstranten und an der Erstürmung von Proteststätten durch die Badr-Milizen beteiligt, die 

die Zeltlager der Demonstranten niederbrannten (WI 23.3.2020, S.91). Im Laufe des Jahres 2020 haben 

unbekannte Bewaffnete und Mitglieder der PMF Aktivisten ermordet oder entführt und mindestens 30 

Menschen in Bagdad, Nasriya und Basra getötet. Auf mehr als 30 weitere wurden Mordanschläge verübt, sie 

kamen mit Verletzungen davon. Bis zum Ende des Jahres wurden 56 Aktivisten gewaltsam zum Verschwinden 

gebracht. Diejenigen, die während der Proteste 2019 gewaltsam verschwunden sind, werden weiterhin vermisst 

(AI 7.4.2021).  

Anfang Jänner 2021 belegten die USA den Vorsitzenden der PMF-Kommission, Faleh al-Fayyadh, mit Sanktionen, 

da dieser für die Anordnung und Ausführung der Ermordung friedlicher Demonstranten und der Durchführung 

einer gewaltsamen Aktionen gegen die irakische Demokratie verantwortlich sei (Al Monitor 8.1.2021). Die PMF 

sollen, aufgrund guter nachrichtendienstlicher Möglichkeiten, die Fähigkeit haben, jede von ihnen gesuchte 

Person aufspüren zu können. Politische und wirtschaftliche Gegner werden unabhängig von ihrem 

konfessionellen oder ethnischen Hintergrund ins Visier genommen. Es wird als unwahrscheinlich angesehen, 

dass die PMF über die Fähigkeit verfügen, in der Kurdischen Region im Irak (KRI) zu operieren. Dementsprechend 

gehen sie nicht gegen Personen in der KRI vor (DIS/Landinfo 5.11.2018, S.23).  

Anlässlich der sozialen Proteste zeigten die PMF ihre Fähigkeit Kritiker zu verfolgen. Beispielsweise können 

kritische Kommentare in sozialen Medien zur Verfolgung seitens Asa‘ib Ahl al-Haqq, Kata’ib Hizbollah oder der 

Saraya as-Salam führen, welche im Stande sind, die Personen ausfindig zu machen und sie anschließend zu 

bedrohen und zu attackieren. Namentlich Kata’ib Hizbollah kann jeden ins Visier nehmen und kennt etwa die 

Namen aller, die über den Internationalen Flughafen einreisen (AQ1 27.5.2021). Präsident der PMF-Kommission 

ist - auf dem Papier - Faleh al-Fayyadh. Er hat jedoch keinen großen Mitarbeiterstab und unterliegt häufig den 

Anweisungen der Mittelsmänner im weiteren Netzwerk der PMF (CH 2.2021, S.7). Inoffizieller Spiritus Rector und 

strategische Kopf der Volksmobilisierung war Jamal Ebrahimi alias Abu Mahdi al-Muhandis, Vize-Kommandeur 
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der PMF (Zenith 3.1.2020) und zugleich Begründer sowie Anführer der pro-iranischen Kata’ib Hizbollah, welche 

von den USA als Terrororganisation eingestuft ist (Guardian 3.1.2020; vgl. Wilson Center 27.4.2018). Abu Mahdi 

Al-Muhandis galt als rechte Hand des iranischen Generalmajors der Revolutionsgarden, Qassem Soleimani. Beide 

wurden am 3.1.2020 bei einem US-Drohnenangriff in Bagdad getötet (Al Monitor 21.2.2020; vgl. MEMO 

21.2.2020). Infolge dessen kam es innerhalb der PMF zu einem Machtkampf zwischen den Fraktionen, die 

einerseits dem iranischen Obersten Führer Ayatollah Ali Khamenei, andererseits dem irakischen Großayatollah 

Ali as-Sistani nahestehen (MEE 16.2.2020). Der iranische Oberste Führer Ayatollah Ali Khamenei ernannte 

Brigadegeneral Esmail Ghaani als Nachfolger von Soleimani (Al Monitor 21.2.2020). Am 20.2.2020 wurde Abu 

Fadak Al-Mohammedawi, Kommandeur der Kata’ib Hizbollah, zum neuen stellvertretenden Kommandeur der 

PMF ernannt (Al Monitor 21.2.2020; vgl. MEMO 21.2.2020). Die Ernennung erfolgte einseitig durch die Vertreter 

des inneren Zirkels innerhalb der Hashd ash-Sha’bi, deren fünf (pro-iranische) Milizen dem sogenannten 

„Muhandis-Kern“ zugeordnet werden (Warsaw Institute 9.7.2020). Die vier PMF-Fraktionen, die dem schiitischen 

Kleriker Ayatollah Ali as-Sistani nahestehen, haben sich gegen die Ernennung Mohammadawis ausgesprochen 

und alle PMF-Fraktionen aufgefordert, sich in die irakischen Streitkräfte unter dem Oberbefehl des 

Premierministers zu integrieren (Al Monitor 21.2.2020). Formal wurde der Loslösungsprozess der vier Atabat- 

bzw. Schrein-Milizen mit einer Entscheidung des scheidenden Regierungschefs Mahdi am 22.4.2020 eingeleitet, 

wonach diese Einheiten vom PMF-Kommando getrennt werden und von nun an direkt dem Premierminister 

verantwortlich sind (Warsaw Institute 9.7.2020; vgl. AAA 23.4.2020, Al Monitor 29.4.2020). Laut Aussagen aus 

dem Kreise der Schrein-Milizen auf einer Koordinierungskonferenz im Dezember 2020 wollten diese die irakische 

Regierung unterstützen, sich von Fraktionen und politische Parteien zu trennen, welche die Interessen eines 

anderen Staates, gemeint ist der Iran, verfolgen (Al Monitor 4.12.2020; vgl. Diyaruna 22.2.2021). Erklärtes Ziel 

der vier Schrein-Milizen sei auch die Eingrenzung und Isolation der pro-iranischen PMF (Diyaruna 22.2.2021).  

Diese fortschreitende Zersplitterung der PMU lässt sich auf viele Faktoren zurückführen. Einer der Hauptgründe 

ist das Fehlen eines einheitlichen Ziels, das zuvor der Sieg über den sog. IS darstellte. Ein weiterer Katalysator 

war der Tod von Abu Mahdi al Muhandis, der in der Lage war, die unterschiedlichen Fraktionen zu einen (AIIA 

12.1.2021). Und obwohl der Nachfolger Muhandis, Abu Fadak Al-Mohammedawi, enge Beziehungen zu Iran 

unterhält, gibt es eine breite Opposition gegen seine Führung in seiner eigenen Miliz, Kata’ib Hizbollah, die ihn 

als den unrechtmäßigen Chef der PMF betrachtet (Manara 10.3.2021). Die neueste Erscheinung, welche als 

Zeichen einer weiteren Aufsplitterung der PMF gewertet wird, ist das Auftreten mehrerer kleinerer 

Splittergruppen im Verlaufe des Jahres 2020, die mit größeren, vom Iran unterstützten Gruppierungen 

verbunden sind, die sich sowohl durch Gewalt gegen Zivilisten als auch gegen Einrichtungen der US-geführten 

Militärallianz hervortun (AIIA 12.1.2021). Innerhalb der schiitischen PMF gibt es Formationen, die mit den 

religiösen Lehrstätten im Irak bzw. den schiitischen religiösen Autoritäten (Marji’iya) verbunden sind (TCF 

5.3.2018, S.4), und deshalb auch gelegentlich als Hashd al-Marji’i bezeichnet werden (TCF 5.3.2018, S.4; vgl. ICSR 

1.11.2018, S.24).  

Geläufiger sind die Termini „Schrein“-Milizen bzw. Saraya al-’Atabat (kurz: Atabat) (WI 5.2.2021; vgl. ICSR 

1.11.2018, S.24). Prominenter und umstrittener sind die mit dem Iran verbündeten Formationen, die oft als 

Hashd al-Wala’i bezeichnet werden - wala’ ist das arabische Wort für Loyalität - eine Anspielung auf die Loyalität 

dieser Formationen gegenüber dem iranischen Obersten Führer Ali Khamenei. Die erstgenannten Gruppen sind 

in der Regel kleiner und wurden nach dem Fall von Mossul im Jahr 2014 als direkte Reaktion auf Sistanis Aufruf 

zur Massenmobilisierung gegen die Bedrohung durch den sog. IS gebildet. Bei den letztgenannten, stärker auf 

Iran ausgerichteten Formationen handelt es sich eher um erfahrenere Gruppen mit einer längeren Geschichte 
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paramilitärischer Aktivitäten im Irak und in einigen Fällen auch in Syrien (TCF 5.3.2018, S.3f). Pro-iranische 

Milizen: al-Hashd al-Wala’i / al-Muqawama al-Islamiyya Das Lager, welches u.a. als al-Hashd al-Wala’i bezeichnet 

wird, umfasst jene PMF-Formationen, die entweder mit dem Iran verbündet sind oder mit ihm 

zusammenarbeiten, und die innerhalb der PMF sowohl quantitativ als auch qualitativ die Oberhand haben (EUI 

6.2020, S.3).  

Die vom Iran unterstützten irakischen Milizen bezeichnen sich selbst auch als al-Muqawama al-Islamiyya - der 

islamische Widerstand - Widerstand vor allem gegen die US-geführten Koalitionstruppen, meist in Form von 

Raketen- und Sprengstoffangriffen (JS 12.4.2021). Jene PMF (bzw. deren Vertreter), welche im Februar 2020 das 

Wahlkomitee zur Bestimmung eines neuen stellvertretenden Vorsitzenden nach dem Tode Muhandis bildeten, 

gelten als die wichtigsten Iran-affinen Milizen. Diese sind: Kata’ib Hizbollah, die Badr-Organisation, Asa’ib Ahl al-

Haqq, Kata’ib Sayyid ash-Shuhada und Kata’ib Jund al-Imam (WI 23.3.2020, S.23; vgl. ICG). Hinzu kommen noch 

Harakat Hizbollah an-Nujaba (Bewegung der Partei Gottes der Noblen) (ICG 30.7.2018, S.3), mit mindestens 

1.500 Kämpfern, auch in Syrien aktiv (WI 23.3.2020, S.110, 204) und eine der kampferfahrensten Milizen und 

stark seitens des Iran gefördert (ITIC 8.1.2020), sowie die Kata’ib Imam Ali (Bataillone des Imam Ali), deren 

Anführer, Shibl al Zaydi, 2018 von den USA wegen seiner Verbindungen zu den Iranischen Revolutionsgarden als 

Terrorist eingestuft wurde (LWJ 15.12.2020). Zudem war Kata’ib Imam Ali auch 2021 in Syrien präsent (AAA 

22.3.2021). Dazu 44 gesellen sich noch die Saraya Talia al-Khorasani, die auch in Syrien aktiv waren (WI 23.3.2020, 

S.110, 205; vgl. ICG 30.7.2018, S.27).  

Einige der pro-iranischen PMF sicherten sich bei den letzten Wahlen auch ihren Einfluss im Parlament. Innerhalb 

der 2018 gewonnenen Parlamentssitze des Wahlbündnisses „Fatah“ sind 22 Abgeordnete der Badr-Organisation 

zugehörig und 15 dem politischem Flügel der Asai‘b Ahl al-Haqq, Sadiqoun (CH 2.2021, S.21f; vgl. EPIC 5.2020). 

Die Badr-Organisation, die mächtigste schiitische Miliz, gilt als Irans ältester Stellvertreter im Irak. Sie wurde 1982 

im Iran gegründet, um Saddam Hussein zu bekämpfen, und wurde zunächst vom Korps der Iranischen 

Revolutionsgarden (IRGC) finanziert, ausgebildet, ausgerüstet und geführt (Soufan 20.3.2020; vgl. Wilson Center 

27.4.2018). Nach der US-Invasion im Jahr 2003 kehrte sie in den Irak zurück und wurde in die neue irakische 

Regierung integriert. Ihre Kräfte wurden zur größten Fraktion innerhalb der staatlichen Sicherheitskräfte, 

insbesondere der Polizei (Wilson Center 27.4.2018), die wiederum zu einem Instrument der Badr-Organisation 

erwuchs (SWP 2.7.2021, S.26). Sie nahm an Wahlen teil; ihre Führer wurden in die neue Regierung in 

Kabinettspositionen aufgenommen. Sie behielt jedoch ihre Miliz bei (Wilson Center 27.4.2018). Sie umfasst rund 

20.000 Kämpfer (Soufan 20.3.2020) und unterhält mindestens zehn Brigaden der staatlich finanzierten PMF, 

möglicherweise sogar siebzehn. Badr schickte ihre Kämpfer auch nach Syrien, um das Assad-Regime zu 

unterstützen (WI 2.9.2021). Die Badr-Organisation wird von Hadi al-Amiri angeführt. Viele Badr-Mitglieder waren 

oder sind Teil der offiziellen Staatssicherheitsapparate, insbesondere des Innenministeriums und der 

Bundespolizei (FPRI 19.8.2019). So haben einige Mitglieder der PMF auch Doppelpositionen inne. Abu Dergham 

al-Maturi, beispielsweise, führte die 5. PMF-Brigade, eine Badr-Brigade, und fungierte gleichzeitig als 

stellvertretender Kommandeur der Bundespolizei im Innenministerium (CH 2.2021, S.18f). Oder das Badr-

Führungsmitglied Qassim al-Araji war Innenminister (2017-2018) und ist nun der nationale Sicherheitsberater.  

Die Badr ist eine große und komplexe Organisation, die sowohl einen militärischen als auch einen politischen 

Flügel und viele Unterfraktionen hat. Im Großen und Ganzen hat sich Badr durch seine Wahlerfolge, seine 

paramilitärische Macht und seine Patronagenetzwerke tief in den irakischen Staat eingebettet. Badr war die 

Quelle für viele jüngere und und radikalere Gruppen, einschließlich Kata’ib Hisbollah. Zwar setzt sich die Badr-
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Organisation für den Abzug der US-Kampftruppen aus der Region ein, doch hat sie sich im Gegensatz zu den 

anderen pro-iranischen PMF von Angriffen auf die USA und deren Verbündete öffentlich distanziert. Innerhalb 

der Muqawama nimmt die Badr-Organisation weiterhin eine wichtige Rolle ein und bleibt gleichzeitig ihren 

Wurzeln als iranischer Stellvertreter treu, mit weiterhin engen institutionellen und personellen Beziehungen zum 

IRGC (WI 2.9.2021).  

Die Kata’ib Hizbollah (Brigaden der Partei Gottes) umfassen etwa 3.000 bis 7.000 Kämpfer (Al Arabiya 31.5.2020), 

anderen Schätzungen zufolge sogar 20.000 (Soufan 20.3.2020). Die Kata’ib Hisbollah haben enge konfessionelle, 

ideologische und finanzielle Bindungen zum Iran (Al Arabiya 31.5.2020). Keine andere Miliz steht den IRGC näher 

(Soufan 20.3.2020). Sie sind für zahlreiche Angriffe auf die von den USA geführte Militärallianz verantwortlich, 

und riefen u.a. auch zu Terrorattacken gegen Saudi-Arabien auf. Menschenrechtsorganisationen werfen der Miliz 

schwere Menschenrechtsverletzungen vor, insbesondere gegen Sunniten (Al Arabiya 45 31.5.2020). Sie arbeiten 

intensiv mit der Badr-Organisation und der libanesischen Hizbollah zusammen. Die Miliz wird von den USA seit 

2009 als Terrororganisation geführt (Süß 21.8.2017). Die Asa‘ib Ahl al-Haqq (AAH) (Liga der Rechtschaffen) mit 

ihrem Anführer Qais Al-Khaz’ali verfügt über etwa 15.000 Kämpfer (Soufan 20.3.2019). Die AAH ist eine mächtige 

schiitische Muslim-Miliz, die sich 2007 von Sadrs damaligen Mahdi-Armee abgespalten hat (Clingendael 6.2018; 

vgl. EPIC 5.2020). Die AAH wurde ursprünglich von den IRGC mit Unterstützung der libanesischen Hisbollah in 

iranischen Lagern ausgerüstet, finanziert und ausgebildet und war auch in Syrien präsent (Wilson Center 

27.4.2018). Die militärische und finanzielle Unterstützung durch die Al-Quds-Einheit der IRGC hält weiterhin an 

(ITIC 8.1.2020). Sie richtete politische Büros, religiöse Schulen und soziale Dienste ein, vor allem im Süden Iraks 

und in Bagdad (Wilson Center 27.4.2018). Ihr Anführer, Qais al-Khazali, wurde von den US-Behörden im Irak 

wegen seiner Rolle bei tödlichen Angriffen auf US-Truppen im Jahr 2007 für fünf Jahre inhaftiert. Er gilt den für 

die USA als einer der Verantwortlichen für den Anschlag auf die US-Botschaft in Bagdad zu Silvester 2019. Am 

3.1.2020 stufte das US-Außenministerium die AAH als terroristische Organisation und Khaz’ali als „Specially 

Designated Global Terrorist“ ein (EPIC 5.2020). Innerhalb der Volksmobilisierung erwarb sich die Organisation 

den Ruf, politisch-weltanschauliche mit kriminellen Motiven zu verbinden und besonders gewalttätig zu sein. Sie 

wird für zahlreiche Verbrechen gegen sunnitische Zivilisten verantwortlich gemacht (SWP 2.7.2021, S.25). Die 

seit 2020 vermehrt in Erscheinung tretenden pro-iranischen Splittergruppen haben ein zweifelhaftes Maß an 

Autonomie. Es ist nicht klar, ob es sich bei diesen um unabhängige Gruppen handelt, die von den größeren 

„Mutter“-Milizen unterstützt werden, oder ob sie lediglich eine Fassade für diese größeren Milizen bilden, um 

sich den US-Sanktionen durch die Einstufung als terroristische Organisation zu entziehen (AIIA 12.1.2021; vgl. JS 

10.3.2021). Sie werden diesbezüglich insbesondere Kata’ib Hizbollah, Asa’ib Ahl al-Haqq, Kata’ib Sayyid ash-

Shuhada und der Harakat Hizbollah an-Nujaba zugeordnet (JS 10.3.2021). Ihre Anzahl ist vage und wird auf 10 

bis 20 Gruppen geschätzt (Al Arabiya 18.11.2020).  

Die neuen Splittergruppen treten durch primär zwei unterschiedliche Handlungsweisen in Erscheinung: Zum 

einen bewaffnete Milizen, die in der Lage sind, Anschläge auf US-Einrichtungen im Irak zu verüben, und zum 

anderen Straßenbanden, die eine Art sozialen Krieg auf den Straßen Bagdads führen. Zu den ersteren gehören 

Usbat al-Tha’ireen (Liga der Revolutionäre) und Ashab al-Kahf (die Gefährten der Höhle), die sich regelmäßig zu 

Raketen- oder IED-Angriffen auf US-Ziele bekennen (AIIA 12.1.2021). Usbat al-Tha’ireen übernahm 

beispielsweise die Verantwortung für den Angriff auf Camp Taji im März 2020, bei dem zwei amerikanische 

Soldaten und ein britischer Soldat getötet wurden (WI 10.4.2020; vgl. Al Arabiya 18.11.2020), während Ashab al-

Kahf zahlreiche Angriffe auf Konvois sowie einen Raketenangriff auf die US-Botschaft im November 2020 für sich 

reklamierte (JS 10.3.2021). Zur zweiten Gruppe gehören Raba Allah/Rab’Allah (das Volk Gottes), Jund Soleimani 
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(die Soldaten Soleimanis) und Jabhat Abu Jadahah (eng. People of the Lighter’s Front), die, getragen von stark 

religiösen Anwandlungen, als Sittenpolizei agieren und das liberalere Leben Bagdads unterdrücken, indem sie 

beispielsweise Massagesalons angriffen oder Bombenanschläge auf Geschäfte verübten, die Alkohol verkauften 

(AIIA 12.1.2021; vgl. WI 9.4.2021). Rab’Allah gilt als wichtigste Gruppe. Im Oktober 2020 verübte sie 

Brandanschläge 46 auf Büros von Fernsehsendern sowie der Demokratischen Partei Kurdistans (KDP). Weiters 

führte sie Hetzkampagnen gegen Personen aus Politik und Medien durch und drohte ihnen mit Gewalt. Zudem 

organisierte sie Proteste vor ausländischen Vertretungen (WI 9.4.2021). Iran-kritische Milizen: Atabat / Schrein-

Milizen / Hashd al-Marji‘i Bei den „Schrein“- oder Atabat-Milizen (andere Bezeichnungen: Hashd al-Atabat/ 

Saraya alAtabat/ al-Atabat al-Muqadasa) oder auch Hashd al-Marji‘i handelt es sich um paramilitärische 

Gruppen, die mit den schiitischen Heiligtümern in Najaf und Kerbala verbunden sind, deshalb auch die 

Bezeichnung „Schrein-Milizen“ (ICSR 1.11.2018, S.24; vgl. WI 28.5.2020, Diyaruna 1.3.2021).  

Liwa Ansar al-Marjaiya, Liwa Ali al-Akbar, Firqat al-Abbas al-Qitaliyah, letztere bekannter unter der Bezeichnung 

Abbas Kampfdivision (Abbas Combat Division) und Firqat al-Imam Ali al-Qitaliyah haben keine Verbindungen zum 

Korps der Islamischen Revolutionsgarde (IRGC) des Iran, sondern zu Ayatollah Ali as-Sistani, dem irakischen 

schiitischen Kleriker, den sie als ihr Vorbild betrachten. Insgesamt verfügen die Atabat über rund 18.000 aktive 

Soldaten und Zehntausende von Reservisten. Die Abbas Kampfdivision (Firqat al-Abbas) ist die militärisch 

fähigste der vier Gruppen, gestärkt durch die logistische Ausbildung und die Zusammenarbeit mit dem irakischen 

Verteidigungsministerium. Mehrere Merkmale unterscheiden die Atabat von den proiranischen Einheiten der 

PMF: Erstens arbeiten sie nur mit nationalen irakischen Institutionen zusammen und dürfen nicht mit IRGC-

Kommandeuren oder anderen ausländischen Militärs in Verbindung treten. Zweitens halten sie sich aus der 

Politik heraus, während die iran-freundlichen Gruppen sogar ihre eigenen politischen Parteien gegründet haben. 

Drittens betrachten die Atabat-Einheiten die Vereinigten Staaten nicht als Feind, trotz anlassbezogener 

Verurteilungen von US-Aktionen. Viertens wurden die Atabat nicht der Verletzung von Menschenrechten 

beschuldigt. Tatsächlich haben sie kein Interesse daran, in den sunnitisch-arabischen Gebieten präsent zu sein, 

in denen viele solcher Verstöße begangen wurden. Ihr Hauptinteresse gilt den schiitischen heiligen Städten 

Karbala und Najaf und dem Wüstengebiet, die diese Städte mit Anbar verbindet. Die Atabat wurden auch nicht 

der Erpressung beschuldigt, im Gegensatz zu den vielen PMF-Gruppen, die solche Taktiken anwenden, um sich 

selbst zu erhalten, und damit den Unmut der sunnitischen Bevölkerung verschärfen (WI 28.5.2020).  

Die Schrein-Milizen spielten eine wichtige Rolle bei der Verteilung von Hilfsgütern im Rahmen einer Kampagne 

von Großayatollah as-Sistani mit dem Namen Maraji’yat al-Takaful (Solidarität der Marji’i) zur wirtschaftlichen 

Unterstützung der Menschen, die unter der von der Regierung verhängten Ausgangssperre während der COVID-

Krise litten (EUI 6.2020, S.3).  

Saraya as-Salam / Friedenskompanien Die Saraya as-Salam mobilisierten sich 2014 aus den Rängen der 

vormaligen Mahdi-Armee, die dem irakischen Kleriker Muqtada as-Sadr untersteht. Sie verfolgen eine 

nationalistische Ideologie und eigene politische Ziele (Clingendael 6.2018, S.3). Sadr und seine Anhänger lehnen 

die pro-Khamenei paramilitärischen Führer und Gruppen entschieden ab. Dennoch bleiben sie Teil der 

Gesamtstruktur der PMF. Sie sind hinsichtlich einer Integration in die Sicherheitskräfte aufgeschlossen (ICG 

30.7.2018, S.3f; vgl. FPRI 19.8.2019). Quellen sprechen von einer Gruppengröße von 50.000, teilweise sogar 

100.000 Mann. Ihre Schlagkraft ist jedoch mangels 47 ausreichender finanzieller Ausstattung und militärischer 

Ausrüstung begrenzt. Dies liegt darin begründet, dass Sadr politische Distanz zu Teheran wahren will, was in einer 

nicht ganz so großzügigen Unterstützung Irans resultiert (Süß 21.8.2017). Hinsichtlich der im Herbst 2019 
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aufflammenden Proteste vollzog Muqtada as-Sadr eine zwiespältige Politik. - Schon in der Anfangsphase der 

Oktober-Demonstrationen 2019 waren Sadristen aktiv an den Demonstrationen beteiligt, und deren Paramilitärs 

verteidigten andere Demonstranten vor der Gewalt staatlicher und mit dem Iran verbündeter bewaffneter 

Kräfte. Im Frühjahr 2020 allerdings, nachdem Sadr die Demonstranten wegen ihres Auftreten gegenüber den 

religiösen Autoritäten tadelte, ihre „Abweichung“ vom „richtigen Weg“ kritisierte und parallel die bewaffneten 

Auseinandersetzungen zwischen Saraya as-Salam und der pro-iranischen Asa’ib Ahl al-Haqq eingestellt wurden, 

gingen die Sadr-Miliz bzw. seine Anhänger in Bagdad und weiteren Städten im Südirak gewaltsam gegen 

Demonstranten vor und besetzten Protestlager (FPRI, 3.2020, S.2, 17; vgl. BAMF 5.2020, S.9f, 22).  
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Popular Mobilization Forces, https://www.washingtoninstitute.org/me dia/4125?disposition=attachment , 

Zugriff 26.8.2021  

• Wilson Center (27.4.2018): Part 2: Pro-Iran Militias in Iraq, https://www.wilsoncenter.org/a rticle/part-2-pro-

iran-militias-iraq , Zugriff 24.8.2021  

• WoR - War on the Rocks (11.11.2019): A State with Four Armies: How to Deal with the Case of Iraq, 

https://warontherocks.com/2019/11/a-state-with-four-armies-how-to-deal-w ith-the-case-of-iraq/ , Zugriff 

19.8.2021  

• Zenith (3.1.2020): Der Mann, der an Soleimanis Seite starb, https://magazin.zenith.me/de /politik/us-

drohnenangriff-gegen-abu-al-muhandis , Zugirff 24.8.2021  

• 1000 TI - 1000 Iraqi Thoughts (11.7.2019): Interpreting the Iraqi Prime Minister’s PMF Decree, 

https://1001iraqithoughts.com/2019/07/11/interpreting-the-iraqi-prime-ministerspmf-decree/ , Zugriff 

24.8.2021  

 
 

Allgemeine Menschenrechtslage  
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Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die Verfassung vom 15.10.2005 garantiert demokratische Grundrechte wie Versammlungsfreiheit, 

Pressefreiheit, Religionsfreiheit (AA 22.1.2021; vgl. GIZ 1.2021a), Schutz von Minderheiten und 

Gleichberechtigung. Der Menschenrechtskatalog umfasst auch wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Menschenrechte wie das Recht auf Arbeit und das Recht auf Bildung (AA 22.1.2021). Die Verfassungswirklichkeit 

weicht jedoch vielfach von diesen Prinzipien ab. Unabhängige Institutionen, die stark genug wären, die 

Einhaltung der Verfassung zu kontrollieren und zu gewährleisten, existieren nicht (GIZ 1.2021a). Der Irak hat auch 

wichtige internationale Abkommen zum Schutz der Menschenrechte ratifiziert. Es kommt jedoch weiterhin zu 

Menschenrechtsverletzungen durch Polizei und andere Sicherheitskräfte. Der in der Verfassung 

festgeschriebene Aufbau von Menschenrechtsinstitutionen kommt weiterhin nur schleppend voran. Das 

Menschenrechtsministerium wurde 2015 abgeschafft, und die unabhängige Menschenrechtskommission ist in 

der Vergangenheit wenig in Erscheinung getreten. Im Zuge der Proteste seit Oktober 2019 versucht die 

Kommission jedoch sich unabhängig ein Bild von der Lage zu machen und die Zahlen von Toten und Verletzten 

zu sammeln, zu verifizieren und zu veröffentlichen, da sich die Regierung einer Veröffentlichung verweigert (AA 

22.1.2021).  

Zu den wesentlichsten Menschenrechtsfragen im Irak zählen unter anderem: Anschuldigungen bezüglich 

rechtswidriger Tötungen; Verschwindenlassen; Folter; harte und lebensbedrohliche Haftbedingungen; 

willkürliche Festnahmen und Inhaftierungen; willkürliche Eingriffe in die Privatsphäre; Einschränkungen der 

Meinungsfreiheit, einschließlich der Pressefreiheit; Gewalt gegen Journalisten; weit verbreitete Korruption; 

gesetzliche Einschränkungen der Bewegungsfreiheit von Frauen; erzwungene Rückkehr von Binnenvertriebenen 

(IDPs);Kriminalisierung und Gewalt gegen LGBTIQ-Personen. Es gibt auch Einschränkungen bei den 

Arbeitnehmerrechten, einschließlich Einschränkungen bei der Gründung unabhängiger Gewerkschaften (USDOS 

30.3.2021). Auch Menschenhandel ist ein Problem. IDPs sind davon besonders gefährdet.  

Die Bemühungen der Regierung, die Gesetze gegen den Menschenhandel durchzusetzen, sind unzureichend (FH 

3.3.2021). Im Irak kam es 2020 zu einer Reihe von Morden an zivilgesellschaftlichen, politischen und 

Menschenrechtsaktivisten sowie zu vermehrten Drohungen gegen Journalisten (FCO 8.7.2021). 53 Internationale 

und lokale NGOs geben an, dass die Regierung das Anti-Terror-Gesetz weiterhin als Vorwand nutzt, um Personen 

ohne zeitgerechten Zugang zu einem rechtmäßigen Verfahren festzuhalten (USDOS 12.5.2021). Tausende IDPs, 

die aus Gebieten geflohen sind, die unter der Kontrolle des Islamischen Staats (IS) standen, wurden von 

Irakischen Sicherheitskräften (ISF) und Volksmobilisierungskräften (PMF) willkürlich verhaftet und sind nach wie 

vor verschwunden (AI 7.4.2021). Die Verfassung und das Gesetz verbieten Enteignungen, außer im öffentlichen 

Interesse und gegen eine gerechte Entschädigung. In den vergangenen Jahren wurden Häuser und Eigentum von 

mutmaßlichen IS-Angehörigen sowie Mitgliedern religiöser und konfessioneller Minderheiten durch 

Regierungstruppen und PMF-Milizen konfisziert und besetzt, ohne Kompensationen für die Besitzer (USDOS 

30.3.2021). Die Regierung, einschließlich des Büros des Premierministers, untersucht Vorwürfe über 

Missbräuche und Gräueltaten, die durch die Irakischen Sicherheitskräfte (ISF) begangen wurden, bestraft die 

Verantwortlichen jedoch selten. Es fehlt an Rechenschaftspflicht für Gewalt gegen Frauen und 

Gewaltverbrechen, die sich gegen Angehörige ethnischer Minderheiten richten. Der sog. IS begeht weiterhin 

schwere Gräueltaten, darunter Tötungen durch Selbstmordattentate und improvisierte Sprengsätze (IEDs). Die 

Behörden untersuchen IS-Handlungen und verfolgen IS-Mitglieder nach dem Anti-Terrorgesetz von 2005 (USDOS 

30.3.2021).  
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Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• AI - Amnesty International (7.4.2021): Amnesty International Report 2020/21; The State of the World’s Human 

Rights; Iraq 2020, https://www.ecoi.net/en/document/2048571.html , Zugriff 10.4.2021  

• FCO - UK Foreign, Commonwealth and Development Office (8.7.2021): Human Rights and Democracy: 2020 

Foreign, Commonwealth & Development Office report, https://ww w.ecoi.net/en/document/2056823.html , 

Zugriff 14.8.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021  

• GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (1.2021a): Geschichte & Staat, 

https://www.liportal.de/irak/geschichte-staat/ , Zugriff 16.3.2021 [Anm.: Der Link ist nicht mehr abrufbar. Die 

Daten sind jedoch bei der Staatendokumentation archiviert und einsehbar.]  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (12.5.2021): 2020 Report on International Religious Freedom: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2051589.html , Zugriff 15.5.2021   

Meinungs- und Pressefreiheit  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die Verfassung garantiert die Meinungs- und Pressefreiheit, solange diese nicht die öffentliche Ordnung und 

Moral verletzen (AA 22.1.2021; vgl. FH 3.3.2021, GIZ 1.2021a, USDOS 30.3.2021). Unterstützung für die 

verbotene Ba‘ath-Partei sowie das Befürworten einer gewaltsamen Änderung der Grenzen des Landes sind 

jedoch verboten. Einzelpersonen und Medien betreiben Selbstzensur aufgrund der begründeten Furcht vor 

Repressalien durch die Regierung, politische Parteien, ethnische und konfessionelle Kräfte, terroristische und 

extremistische Gruppen oder kriminelle Banden.Kontrolle und Zensur der Zentralregierung und der kurdischen 

Regionalregierung behindern manchmal den Medienbetrieb, was mitunter die Schließung von Medien, 

Einschränkungen der Berichterstattung und Behinderung von Internetdiensten zur Folge hat. Einzelpersonen 

können die Regierung öffentlich oder privat kritisieren, jedoch nicht ohne Angst vor Vergeltung. Sicherheitskräfte 

haben Demonstranten und Aktivisten, die der Zentralregierung kritisch gegenüberstanden, verhaftet bzw. 

festgenommen (USDOS 30.3.2021). Im Irak existiert eine lebendige, aber wenig professionelle, zumeist die 

ethnisch-religiösen Lagerbildungen nachzeichnende Medienlandschaft, die sich zudem weitgehend in 

ökonomischer Abhängigkeit von Personen oder Parteien befindet, die regelmäßig direkten Einfluss auf die 

Berichterstattung nehmen (AA 22.1.2021; vgl. FH 3.3.2021). Die meisten der mehreren hundert Printmedien, die 

im Irak täglich oder wöchentlich erscheinen, sowie dutzende Radio- und Fernsehsender, werden von politischen 

Parteien stark beeinflusst oder vollständig kontrolliert (USDOS 30.3.2021). Es gibt nur wenige politisch 

unabhängige Nachrichtenquellen. Journalisten, die sich nicht selbst zensurieren, können mit rechtlichen 

Konsequenzen oder gewaltsamen Vergeltungsmaßnahmen rechnen (FH 3.3.2021). Medienorganisationen sehen 

sich als Reaktion auf ihre Berichterstattung Einschränkungen und Behinderungen ausgesetzt (FH 3.3.2021). Einige 

Medienorganisationen berichteten über Verhaftungen von und Schikanen gegenüber Journalisten sowie 
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darüber, dass die Regierung sie davon abhielt, politisch heikle Themen zu behandeln, darunter Sicherheitsfragen, 

Korruption und das Unvermögen der Regierung öffentliche Dienstleistungen sicherzustellen (USDOS 30.3.2021).  

Das „Gesetz zum Schutz von Journalisten“ von 2011 hält unter anderem mehrere Kategorien des 

Straftatbestands der Verleumdung aufrecht, die in ihrem Strafmaß zum Teil unverhältnismäßig hoch sind. Klagen 

gegen das Gesetz sind anhängig (AA 22.1.2021). Nach Angaben von Reporter ohne Grenzen ist der Irak für 

Journalisten eines der gefährlichsten Länder der Welt (AA 22.1.2021). Auf ihrem Index für Pressefreiheit kommt 

der Irak im Jahr 2021 auf Platz 161 von 180, eine Verschlechterung um einen Platz im Vergleich zum Vorjahr (RSF 

2021). Irakische Journalisten riskieren ihr Leben, wenn sie über Proteste berichten oder über Korruption 

recherchieren. Seit Beginn der Massenproteste im Oktober 2019 hat sich die Lage verschlechtert. Journalisten 

müssen damit rechnen, von nicht identifizierten Milizen schikaniert, entführt, körperlich angegriffen oder sogar 

getötet zu werden (RSF 2021). Vom Iran unterstützte Milizen haben vermeintliche Kritiker bedroht, entführt, 

gefoltert und ermordet, darunter den bekannten 55 irakischen Analysten Hisham al-Hashimi, der im Juli 2020 

erschossen wurde. Mehr als 30 Privatpersonen, die an den Protesten 2019 und 2020 beteiligt waren, darunter 

mindestens ein Minderjähriger, wurden in den Jahren 2019 und 2020 entführt; ihr Verbleib war zu Jahresende 

2020 unbekannt (FH 3.3.2021). Im Lauf des Jahres 2020 wurden mehrere Journalisten wegen ihrer Tätigkeit 

verhaftet, entführt oder getötet (FH 3.3.2021; vgl USDOS 30.3.2021).  

Berichten zufolge von Milizen oder Sicherheitskräften (USDOS 30.3.2021). Nach Angaben von Reporter ohne 

Grenzen (RSF) wurden im Jahr 2020 vier Journalisten und ein Medienmanager getötet (FH 3.3.2021). Das Land 

nimmt im Straflosigkeitsindex (Zeitraum 2010-2020) des „Committee to Protect Journalists“ zudem den weltweit 

dritten Platz in Bezug auf nicht aufgeklärte Journalistenmorde ein (AA 22.1.2021). Auch Lehrer sind im Irak seit 

langem mit der Gefahr von Gewalt oder anderen Auswirkungen konfrontiert, wenn sie Themen unterrichten 

oder besprechen, die mächtige staatliche oder nichtstaatliche Akteure für verwerflich halten. Politischer 

Aktivismus von Universitätsstudenten kann zu Schikane oder Einschüchterung führen (FH 3.3.2021). Sozialer, 

religiöser und politischer Druck schränken die Entscheidungsfreiheit in akademischen und kulturellen 

Angelegenheiten ein. In allen Regionen des Landes versuchen verschiedene Gruppen die Ausübung der formalen 

Bildung und die Vergabe von akademischen Positionen zu kontrollieren (USDOS 30.3.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021  

• GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (1.2021a): Irak - Geschichte & Staat, 

https://www.liportal.de/irak/geschichte-staat/ , Zugriff 16.3.2021 [Anm.: Der Link ist nicht mehr abrufbar. Die 

Daten sind jedoch bei der Staatendokumentation archiviert und einsehbar.]  

• RSF - Reporters sans frontiers (2021): Iraq, Still dangerous for journalists, https://rsf.org/ en/iraq , Zugriff 

2.8.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  
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Internet und soziale Medien  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Es gibt offene staatliche Einschränkungen beim Zugang zum Internet und Berichte (jedoch kein offizielles 

Eingeständnis), dass die Regierung E-Mail- und Internetkommunikation ohne entsprechende rechtliche 

Befugnisse überwacht (USDOS 30.3.2021). Es gibt Fälle von Vergeltungsmaßnahmen aufgrund von Aussagen bzw. 

Beiträgen in sozialen Medien. Bestimmte Themen, darunter Korruption, und, in etwas geringerem Maße, Kritik 

am Iran, werden als Tabu angesehen und führten zuweilen zu Verhaftungen, Gehaltskürzungen, Folter oder 

Strafverfolgung. Nutzer sozialer Medien sowie Blogger wurden wegen Kritik an Behörden wegen deren 

„schlechter“ Reaktion auf die COVID-19-Pandemie mit Verleumdungsklagen konfrontiert (FH 3.3.2021). Vom Iran 

unterstützte Milizen haben viele vermeintliche Kritiker bedroht, entführt, gefoltert und ermordet, darunter den 

bekannten irakischen Analysten Hisham al-Hashimi, der im Juli 2020 erschossen wurde. Mehr als 30 

Privatpersonen, die an den Protesten 2019 und 2020 beteiligt waren, darunter mindestens ein Minderjähriger, 

wurden in den Jahren 2019 und 2020 entführt; ihr Verbleib war am Jahresende unbekannt. Viele lautstarke 

Aktivisten haben das Land verlassen oder sind in die Region Kurdistan umgezogen, da sie um ihr Leben fürchten 

(FH 3.3.2021).  

Trotz Einschränkungen nutzen politische Persönlichkeiten und Aktivisten das Internet, um korrupte und 

ineffektive Politiker zu kritisieren, Demonstranten zu mobilisieren und sich über soziale Medien für Kandidaten 

zu engagieren bzw. Wahlkampf zu betreiben (USDOS 30.3.2021). Die Regierung räumt ein, in manchen Gebieten 

den Internetzugang beschränkt zu haben, angeblich aufgrund von Sicherheitsfragen, wie der Nutzung von Social 

Media-Plattformen durch den sog. IS (USDOS 30.3.2021). Der Internetzugang wurde mit Beginn der 

Demonstrationen im Oktober 2019 tagelang blockiert. Soziale Medien blieben für mehrere Wochen, bis in den 

November hinein, gesperrt, bzw. eingeschränkt nutzbar (AA 2.3.2020; vgl. USDOS 30.3.2021).  

Quellen:  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 10.2.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Opposition Versammlungsfreiheit  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die Verfassung sieht das Recht auf Versammlung und friedliche Demonstration nach den Regeln des Gesetzes 

vor (USDOS 30.3.2021; vgl. FH 3.3.2021), allerdings nur unter der Vorgabe, dass nicht gegen die öffentliche 

Ordnung und Moral verstoßen wird (AA 22.1.2021; vgl. GIZ 1.2021a). Ein Gesetzesentwurf von 2014 für eine 

nähere Ausgestaltung der Regelung wurde bislang nicht verabschiedet (AA 22.1.2021). Die gesetzlichen 

Regelungen schreiben vor, dass die Veranstalter sieben Tage vor einer Demonstration um Genehmigung 

ansuchen und detaillierte Informationen über Veranstalter, Grund des Protests und Teilnehmer einreichen 

müssen. Die Vorschriften verbieten jegliche Slogans, Schilder, Druckschriften oder Zeichnungen, die 

Konfessionalismus, Rassismus oder die Segregation der Bürger zum Inhalt haben. Die Vorschriften verbieten auch 
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alles, was gegen die Verfassung oder gegen das Gesetz verstößt; alles, was zu Gewalt, Hass oder Mord ermutigt; 

und alles, was eine Beleidigung des Islam, der Ehre, der Moral, der Religion, heiliger Gruppen oder irakischer 

Einrichtungen im Allgemeinen darstellt. Die Behörden erteilen Genehmigungen in der Regel in Übereinstimmung 

mit diesen Vorschriften (USDOS 30.3.2021). Demonstranten sind häufig der Gefahr von Gewalt oder Verhaftung 

ausgesetzt (FH 3.3.2021).  

Als die Demonstrationen ab Oktober 2019 eskalierten, versäumten es die Behörden, die Demonstranten vor 

Gewalt zu schützen (USDOS 30.3.2021). Sicherheitskräfte gingen teils mit großer Härte gegen Demonstranten 

vor. Es gibt Berichte über Entführung, Folter und Tötung von Demonstranten, Aktivisten und Journalisten, von 

denen angenommen wird, dass diese der Einschüchterung der Demonstranten und der Beendigung der Proteste 

dienen sollten (AA 22.1.2021). Im Zuge der ab Oktober 2019 stattfindenden Protestbewegung wurden 

Ausgangssperren und Versammlungsverbote verhängt (FH 3.3.2021; vgl. GIZ 2021a) und Sicherheitskräfte 

setzten Tränengas und scharfe Munition gegen Demonstranten ein. Bis Mitte Dezember 2020 wurden bei den 

Protesten etwa 25.000 Menschen verletzt, mindestens 700 wurden getötet. Irakische Sicherheitskräfte und pro-

iranische Milizen schossen routinemäßig mit scharfer Munition auf Demonstranten. Irakische Beamte und 

Journalisten berichteten auch, dass Scharfschützen unter dem Kommando von iranisch unterstützten 

Milizeinheiten mit scharfer Munition von Dächern aus auf Demonstranten schossen und eine Welle von 

Entführungen von Protestorganisatoren und Aktivisten durchführten. Iranische und irakische Medien, die mit 

den vom Iran unterstützten Milizen in Verbindung stehen, verbreiteten falsche Berichte über Aktivisten, um diese 

Angriffe zu rechtfertigen (FH 3.3.2021). Im Jänner 2021 griff in Nasiriya, der Hauptstadt des Gouvernements Dhi 

Qar, eine Armee-Einheit ein, um Demonstranten vor der Polizei zu schützen. Dabei kam es zu Schusswechseln 

zwischen den Sicherheitskräften, bei denen ein Polizist getötet wurde (Wing 11.1.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021 

• GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (1.2021a): Irak - Geschichte & Staat, 

https://www.liportal.de/irak/geschichte-staat/ , Zugriff 16.3.2021 [Anm.: Der Link ist nicht mehr abrufbar. Die 

Daten sind jedoch bei der Staatendokumentation archiviert und einsehbar.]  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021 59  

• Wing, Joel, Musings on Iraq (11.1.2021): Iraqi Army Intervenes To Protect Nasiriya Protesters From Police, 

http://musingsoniraq.blogspot.com/2021/01/iraqi-army-intervenes-to-pr otect.html , Zugriff 25.8.2021  

 
 

Protestbewegung  

Letzte Änderung: 13.09.2021  
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Versorgungsengpässe bei Strom und Wasser sowie die mangelnde Arbeitsbeschaffung sind die Gründe für die 

andauernden Proteste in Iraks großen Städten (GIZ 1.2021a). Bereits von Juli bis September 2018 kam es in Basra 

und im übrigen Südirak zu Protesten (DFAT 17.8.2020). Im Oktober 2019 begannen landesweite Massenproteste 

(ICG 26.7.021; vgl. AI 7.4.2021). Diese betrafen vor allem die schiitischen Gebiete des Südirak und Bagdad. Die 

Forderungen umfassten bessere Beschäftigungsmöglichkeiten und öffentliche Dienstleistungen sowie ein Ende 

der Korruption in der Regierung (DFAT 17.8.2020; vgl. ICG 26.7.2021, AI 7.4.2021). Eine weitere Forderung der 

Demonstranten ist die Abschaffung des Muhasasa-Systems, d.h. der ethnischkonfessionellen Postenbesetzung 

in der Regierung und Verwaltung (ICG 26.7.2021). Sie waren außerdem gegen die Einmischung ausländischer 

Mächte, insbesondere des Iran gerichtet (DFAT 17.8.2020). Diese Proteste wurden auch in den ersten Monaten 

des Jahres 2020 fortgesetzt, bis sie durch den Ausbruch von COVID-19 vorübergehend unterbrochen wurden. 

Seit Mai 2020 kommt es wieder zu kleineren Demonstrationen, vor allem in den Städten Bagdad, Basra und 

Nasriyah (AI 7.4.2021). Es wurden Ausgangssperren und Versammlungsverbote verhängt (GIZ 1.2021a). 

Fernsehsender, die über die Proteste berichteten, wurden von bewaffneten Männern überfallen (ICG 27.7.2021).  

Staatliche Sicherheitskräfte (ISF) und mit dem Iran verbündete Milizen der Volksmobilisierungskräfte (PMF) 

waren an gewaltsamer Unterdrückung der Proteste beteiligt (DFAT 17.8.2020; vgl. ICG 26.7.2021). Im Zuge der 

Proteste kam es seit Ende 2019 bis ins Jahr 2020 hinein zu willkürlichen Verhaftungen, gewaltsamem 

Verschwindenlassen und außergerichtlichen Tötungen von Demonstranten durch ISF und PMF (HRW 13.1.2021). 

Dutzende Aktivisten wurden im Zuge der Protestbewegung Ziel von Entführungen, Mordversuchen und Morden 

(MEE 25.7.2021). Mindestens 560 Demonstranten wurden während der Proteste getötet (HRW 13.1.2021). 

Andere Quellen sprechen von etwa 600 getöteten Demonstranten und über 20.000 Verletzten in den ersten 

sechs Monaten der Proteste (ICG 26.7.2021). Diese Vorfälle führten zum Rücktritt der Regierung unter 

Premierminister Adil Abdul al-Mahdi und zur Ernennung eines neuen Premierministers, Mustafa al-Kadhimi, im 

Mai 2020 (HRW 13.1.2021; vgl. ICG 26.7.2021). Die Demonstranten fordern, dass die Sicherheitskräfte für ihre 

Übergriffe zur Rechenschaft gezogen werden, einschließlich der Tötung und des gewaltsamen 

Verschwindenlassens von Demonstranten (AI 7.4.2021).  

Trotz der anfänglichen, scheinbaren Bereitschaft, einige der gravierendsten Menschenrechtsprobleme des Irak 

anzugehen, gelang es der Regierung al-Kadhimi nicht, die Übergriffe auf Demonstranten zu beenden. Ein im Mai 

2020 eingerichteter Ausschuss zur Untersuchung der Tötung von Demonstranten hat bis Ende 2020 noch keine 

Ergebnisse 60 öffentlich bekannt gegeben. Im Juli 2020 kündigte die Regierung al-Kadhimi an, die Familien der 

bei den Protesten Getöteten zu entschädigen (HRW 13.1.2021). Im Oktober 2019 wurden mehrere hochrangige 

Militärkommandanten wegen des gewaltsamen Vorgehens gegen Demonstranten von ihren Posten entfernt (FH 

3.3.2021). Es wurden jedoch bislang keine hochrangigen Kommandanten strafrechtlich verfolgt. Nach einer Reihe 

von Tötungen und versuchten Tötungen von Demonstranten in Basra wurden im August 2020 der Polizeichef von 

Basra und der Direktor für nationale Sicherheit des Gouvernements entlassen. Es wurde jedoch keine 

Strafverfolgung eingeleitet (HRW 13.1.2021). Diese Maßnahmen wurden von vielen Irakern als unzureichend 

abgelehnt und hatten wenig abschreckende Wirkung auf Mitglieder der Sicherheitskräfte, die im Laufe des Jahres 

zahlreiche Demonstranten tödlich verletzten. Trotz eines öffentlichen Versprechens von Premierminister al-

Kadhimi im August 2020, die Verantwortlichen für das Verschwindenlassen und die Ermordungen zu untersuchen 

und zu bestrafen, befinden sich die Täter weiterhin auf freiem Fuß (FH 3.3.2021).  

Quellen:  
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• AI - Amnesty International (7.4.2021): Amnesty International Report 2020/21; The State of the World’s Human 

Rights; Iraq 2020, https://www.ecoi.net/en/document/2048571.html , Zugriff 10.4.2021  

• DFAT - Australian Government - Department of Foreign Affairs and Trade [Australien] (17.8.2020): DFAT 

Country Information Report Iraq, https://www.ecoi.net/en/file/local/203 6511/country-information-report-

iraq.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html, Zugriff 3.3.2021  

• GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (1.2021a): Irak - Geschichte & Staat, 

https://www.liportal.de/irak/geschichte-staat/, Zugriff 16.3.2021  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html, Zugriff 10.2.2021  

• ICG - International Crisis Group (26.7.2021): Iraq’s Tishreen Uprising: From Barricades to Ballot Box, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2056850/223-iraq-tishreen.pdf , Zugriff 2.8.2021  

• MEE - Middle East Eye (25.7.2021): Iraq: Son of prominent women’s rights activist found shot dead near Basra, 

https://www.middleeasteye.net/news/iraq-son-prominent-iraqi-righ ts-activist-shot-dead-near-basra , Zugriff 

2.8.2021  

Todesstrafe  

Letzte Änderung: 13.09.2021  

Die Todesstrafe ist in Artikel 15 der Verfassung auf Grundlage einer von einer zuständigen Justizbehörde 

erlassenen Entscheidung erlaubt (DFAT 17.8.2020). Sie ist auchim irakischen Strafrecht vorgesehen, wird 

verhängt und vollstreckt (AA 22.1.2021). Der Irak ist eines der Länder mit der höchsten Zahl von verhängten 

Todesstrafen (HRW 13.1.2021). Die Todesstrafe kann bei 48 verschiedenen Delikten, darunter Mord, 

terroristische und staatsfeindliche Aktivitäten, Hochverrat, Einsatz von chemischen Waffen und Vergewaltigung 

verhängt werden (AA 22.1.2021). Nach dem Antiterrorismusgesetz (2005) kann die Todesstrafe gegen jeden 

verhängt werden, der terroristische Handlungen begeht, dazu anstiftet, sie plant, finanziert oder unterstützt 

(DFAT 17.8.2020). Der Großteil der Hinrichtungen erfolgt wegen Terrorismusvorwürfen (AA 22.1.2021; vgl. DFAT 

17.8.2020). Viele Personen werden im Rahmen der Anti-Terror-Gesetzgebung wegen ihrer IS-Angehörigkeit 

verurteilt (HRW 13.1.2021). Die Todesstrafe stößt in der Bevölkerung auf breite Akzeptanz (AA 22.1.2021). 

Aktuelle Zahlen zu den vollstreckten Hinrichtungen liegen nicht vor (HRW 13.1.2021; vgl. AA 22.1.2021). Die 

Behörden berichten diese nicht mehr regelmäßig an die Vereinten Nationen und machen auch auf Nachfrage 

keine verlässlichen Angaben (AA 22.1.2021). Amnesty International zufolge wurden 2020 mindestens 27 

Todesurteile ausgesprochen (AI 4.2021). Mindestens 50 Hinrichtungen wurden vollzogen (AI 7.4.2021). 21 dieser 

Hinrichtungen fanden während einer Massenexekution am 17.11.2020 statt (AI 4.2021; vgl. DW 16.11.2020, 

HRW 13.1.2021). Unter den Verurteilen waren elf Franzosen und ein Belgier. Bis dahin wurde im Irak noch nie 

ein ausländisches IS-Mitglied hingerichtet (DW 16.11.2020). 8.022 Gefangene saßen im August 2019 in der 

Todeszelle (HRW 13.1.2021). Ende 2020 waren es über 7.900 Personen, die zum Tode verurteilt waren (AI 

4.2021). Vor allem gegen mutmaßliche IS-Kämpfer werden in fragwürdigen Prozessen zunehmend Todesurteile 

verhängt und vollstreckt (AA 22.1.2021). Das irakische Strafgesetzbuch verbietet das Verhängen der Todesstrafe 

gegen jugendliche Straftäter, d.h. Minderjährige und Personen im Alter von 18 bis 21 Jahren zum Zeitpunkt der 

Begehung der mutmaßlichen Straftat sowie gegen schwangere Frauen und Frauen bis zu vier Monaten nach einer 

Geburt. In diesem Fall wird die Todesstrafe in eine lebenslange Haft umgewandelt (HRC 5.6.2018).  
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Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• AI - Amnesty International (4.2021): Death Sentences and Executions 2020, https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2049793/ACT5037602021ENGLISH.PDF , Zugriff 2.5.2021  

• AI - Amnesty International (7.4.2021): Amnesty International Report 2020/21; The State of the World’s Human 

Rights; Iraq 2020, https://www.ecoi.net/en/document/2048571.html , Zugriff 10.4.2021  

• DFAT - Australian Government - Department of Foreign Affairs and Trade [Australien] (17.8.2020): DFAT 

Country Information Report Iraq, https://www.ecoi.net/en/file/local/203 6511/country-information-report-

iraq.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• DW - Deutsche Welle (16.11.2020): Irak lässt 21 Todesurteile vollstrecken, https://www. dw.com/de/irak-

l%C3%A4sst-21-todesurteile-vollstrecken/a-55619212, Zugriff 13.8.2021  

• HRC - Human Rights Council (5.6.2018): Report of the Special Rapporteur on extrajudicial, summary or arbitrary 

executions on her mission to Iraq, https://reliefweb.int/sites/reliefwe 

b.int/files/resources/A_HRC_38_44_Add.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 10.2.2021  

Minderheiten  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die genaue ethno-konfessionelle Zusammensetzung der Bevölkerung des Iraks ist unklar, da die letzten 

Volkszählungen manipulativ waren und beispielsweise nur die Angaben „Araber“ und „Kurde“ zuließen. Andere 

Bevölkerungsgruppen wurden so statistisch marginalisiert. Laut Schätzungen teilen sich die Einwohner Iraks 

folgendermaßen auf: in etwa 75-80% Araber, 15- 20% Kurden und etwa 5%, Tendenz fallend, Minderheiten, zu 

denen unter anderem Assyrer, Armenier, Mandäer/Sabäer und Turkmenen zählen (GIZ 1.2021c). Die wichtigsten 

ethno-konfessionellen Gruppierungen sind (arabische) Schiiten, die 60-65% der Bevölkerung ausmachen und vor 

allem den Südosten/Süden des Landes bewohnen, (arabische) Sunniten (17-22%) mit Schwerpunkt im Zentral- 

und Westirak und die vor allem im Norden des Landes lebenden, überwiegend sunnitischen Kurden (15-20%) 

(AA 22.1.2021). Trotz der verfassungsrechtlichen Gleichberechtigung leiden religiöse Minderheiten faktisch 

unter weitreichender Diskriminierung. Der irakische Staat kann den Schutz der Minderheiten nicht sicherstellen 

(AA 22.1.2021). Mitglieder bestimmter ethnischer oder religiöser Gruppen erleiden in Gebieten, in denen sie 

eine Minderheit darstellen, häufig Diskriminierung oder Verfolgung, was viele dazu veranlasst, Sicherheit in 

anderen Stadtteilen oder Gouvernements zu suchen (FH 3.3.2021). Es gibt Berichte über rechtswidrige 

Verhaftungen, Erpressung und Entführung von Angehörigen von Minderheiten, wie Kurden, Turkmenen, 

Christen und anderen, durch PMF-Milizen, in den umstrittenen Gebieten, insbesondere im westlichen Ninewa 

und in der NinewaEbene (USDOS 30.3.2021). 65 Eine systematische Diskriminierung oder Verfolgung religiöser 

oder ethnischer Minderheiten durch staatliche Behörden findet nicht statt. Offiziell anerkannte Minderheiten, 

wie chaldäische und assyrische Christen sowie Jesiden, genießen in der Verfassung verbriefte 

Minderheitenrechte, sind jedoch im täglichen Leben, insbesondere außerhalb der Kurdischen Region im Irak 

(KRI), oft benachteiligt (AA 22.1.2021). 
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Die Hauptsiedlungsgebiete der meisten religiösen Minderheiten liegen im Nordirak in den Gebieten, die seit Juni 

2014 teilweise unter Kontrolle des Islamischen Staates (IS) standen. Hier kam es zu gezielten Verfolgungen von 

Jesiden, Mandäer/Sabäern, Kaka‘i, Schabak und Christen. Aus dieser Zeit liegen zahlreiche Berichte über 

Zwangskonversionen, Versklavung und Menschenhandel, sexuelle Ausbeutung, Folter, Rekrutierung von 

Kindersoldaten, Massenmord und Massenvertreibungen vor. Auch nach der Befreiung der Gebiete wird die 

Rückkehr der Bevölkerung durch noch fehlenden Wiederaufbau, eine unzureichende Sicherheitslage, unklare 

Sicherheitsverantwortlichkeiten sowie durch die Anwesenheit von schiitischen Milizen zum Teil erheblich 

erschwert (AA 22.1.2021). In der KRI sind Minderheiten weitgehend vor Gewalt und Verfolgung geschützt. Hier 

haben viele Angehörige von Minderheiten Zuflucht gefunden (AA 22.1.2021). Es gibt jedoch Berichte über die 

Diskriminierung von Minderheiten (Turkmenen, Arabern, Jesiden, Schabak und Christen) durch KRI-Behörden in 

den sogenannten „umstrittenen Gebieten“ (USDOS 12.5.2021). Darüber hinaus empfinden dort Angehörige von 

Minderheiten seit Oktober 2017 erneute Unsicherheit aufgrund der Präsenz der irakischen Streitkräfte und vor 

allem der schiitischen Milizen (AA 22.1.2021). Im Zusammenhang mit der Rückeroberung von Gebieten aus IS-

Hand wurden besonders in den zwischen der Zentralregierung und der KRI sogenannten „umstrittenen 

Gebieten“ (Gouvernement Kirkuk, sowie Teile von Ninewa, Salah Ad-Din und Diyala) Tendenzen zur gewaltsamen 

ethnisch-konfessionellen Homogenisierung festgestellt. Die Mission der Vereinten Nationen für den Irak 

(UNAMI) und Amnesty International haben dokumentiert, wie angestammte Bevölkerungsgruppen vertrieben 

bzw. Binnenvertriebene an der Rückkehr gehindert wurden. Dabei handelte es sich oft um die sunnitische 

Bevölkerung, die häufig unter dem Generalverdacht einer Zusammenarbeit mit dem IS steht, aber auch um 

Angehörige anderer Bevölkerungsgruppen. Beschuldigt werden sowohl kurdische Peshmerga als auch PMF-

Milizen und in geringerem Ausmaß auch Armee und Polizei (AA 22.1.2021).  

Dazu muss hervorgehoben werden, dass ein und dieselbe Gruppe in einer Gegend die Minderheit, in einer 

anderen jedoch die Mehrheitsbevölkerung stellen kann und umgekehrt (Lattimer EASO 26.4.2017). Die 

territoriale Niederlage des sog. IS im Jahr 2017 beendete dessen Kampagne zur Umwälzung der religiösen 

Demografie des Landes. Dennoch können Hunderttausende Iraker, die vom IS vertrieben wurden nicht in ihre 

Häuser zurückkehren, sowohl aus Sicherheits- als auch aus wirtschaftlichen Gründen (FH 3.3.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• BMI - Bundesministerium für Inneres; BMLVS - Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport (2016): 

Atlas: Middle East & North Africa, http://www.ecoi.net/file_upload/90_1 487770786_2017-02-bfa-mena-

atlas.pdf , Zugriff 15.5.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021 • GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit 

(1.2021c): Irak - Gesellschaft, https://www.liportal.de/irak/gesellschaft/ , Zugriff 16.3.2021  

• Lattimer EASO - Lattimer, Mark in EASO - European Asylum Support Office (26.4.2017): Minorities and 

Vulnerable Groups - EASO COI Meeting Report Iraq: Practical Cooperation Meeting, 25-26 April 2017, Brussels, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/1404903/90_15015 70991_easo-2017-07-iraq-meeting-report.pdf , Zugriff 

25.8.2021  
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• USDOS - US Department of State [USA] (12.5.2021): 2020 Report on International Religious Freedom: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2051589.html , Zugriff 15.5.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Sunnitische Araber  

Letzte Änderung: 13.09.2021  

Die arabisch-sunnitische Minderheit, die über Jahrhunderte die Führungsschicht des Landes bildete, wurde nach 

der Entmachtung Saddam Husseins 2003, insbesondere in der Regierungszeit von Ex-Ministerpräsident Al-Maliki 

(2006 bis 2014), aus öffentlichen Positionen gedrängt (AA 22.1.2021). Oft werden Sunniten einzig aufgrund ihrer 

Glaubensrichtung als IS-Sympathisanten stigmatisiert oder gar strafrechtlich verfolgt. Auch unbeteiligte 

Familienangehörige tatsächlicher oder vermeintlicher IS-Anhänger sind davon betroffen (AA 22.1.2021). 

Berichten zufolge halten die Behörden Ehepartner und andere Familienangehörige von Flüchtigen Personen, 

zumeist sunnitische Araber, die wegen Terrorismusvorwürfen gesucht werden, fest, damit diese sich stellen 

(USDOS 30.3.2021). Unter Anwendung des Anti-Terror-Gesetzes können Personen ohne ordnungsgemäßes 

Verfahren inhaftiert werden. Die Behörden berufen sich auf dieses Gesetz, wenn sie junge sunnitische Männer 

festnehmen, die im Verdacht stehen, Verbindungen zum IS zu haben (USDOS 12.5.2021). Wie in den Vorjahren 

gibt es auch weiterhin glaubwürdige Berichte darüber, dass Regierungskräfte, einschließlich der Bundespolizei, 

des Nationalen Sicherheitsdienstes (NSS) und der PMF, Personen, insbesondere sunnitische Araber, während der 

Festnahme, in der Untersuchungshaft und nach der Verurteilung misshandeln und foltern (USDOS 30.3.2021). 

Einige schiitische Milizen, darunter auch solche, die unter dem Dach der PMF operieren, sind für Angriffe auf 

sunnitische Zivilisten verantwortlich, mutmaßlich als Vergeltung für IS-Verbrechen an Schiiten (USDOS 

12.5.2021).  

Im Zuge von Anti-Terror-Operationen, aber auch an Kontrollpunkten, wurden seit 2014 junge, vorwiegend 

sunnitische Männer festgenommen. Den Sicherheitskräften werden dabei zahlreiche Fälle von 

Verschwindenlassen zur Last gelegt (AA 22.1.2021). Es gibt zahlreiche Berichte über Festnahmen und die 

vorübergehende Internierung von überwiegend sunnitisch-arabischen IDPs durch Regierungskräfte, den NSS, 

PMF, Peshmerga und Asayish (USDOS 30.3.2021). Über eine Million sunnitische Araber sind vertrieben. Viele von 

ihnen werden verdächtigt den IS zu unterstützen und fürchten Vergeltungsmaßnahmen, wenn sie in ihre Häuser 

in den früher vom IS-kontrollierten Gebieten zurückkehren (USCIRF 4.2021). Die kurdischen Behörden haben 

Tausende von Arabern daran gehindert, in ihre Dörfer im Unterbezirk Rabia und im Bezirk Hamdaniya im 

Gouvernement Ninewa zurückzukehren, Gebiete, aus denen kurdische Einheiten 2014 den IS vertrieben und dort 

die territoriale Kontrolle übernommen hatten. Gleichzeitig jedoch erlaubte die KRG kurdischen Dorfbewohnern, 

in diese Gebiete zurückzukehren (HRW 13.1.2021). Im August 2020 berichtet ein sunnitischer ehemalige 

Parlamentsabgeordneter aus Bagdad, dass regierungsnahe schiitische Milizen (PMF) sunnitische Bewohner des 

Bezirks al-Madain am Stadtrand von Bagdad gewaltsam vertreiben würden und versuchen, die Demografie des 

Bezirks zu verändern. Im September 2020 erklärte ein sunnitischer Parlamentarier aus dem Gouvernement 

Diyala, dass regierungsnahe schiitische Milizen weiterhin Sunniten in seiner Provinz gewaltsam vertreiben 

würden, was zu einem weitreichenden demografischen Wandel entlang der irakisch-iranischen Grenze führt 

(USDOS 12.5.2021). 
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Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.202  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html, Zugriff 28.1.2021  

• USCIRF – US Commission on International Religious Freedom [USA] (4.2021): United States Commission on 

International Religious Freedom 2021 Annual Report; USCIRF – Recommended for Special Watchlist: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2052974/Ira q+Chapter+AR2021.pdf , Zugriff 2.2.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (12.5.2021): 2020 Report on International Religious Freedom: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2051589.html , Zugriff 15.5.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Relevante Bevölkerungsgruppen  

Frauen  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

In der Verfassung ist die Gleichstellung der Geschlechter festgeschrieben und eine Frauenquote von 25% im 

Parlament verankert. In der Kurdischen Region im Irak (KRI) sind es 30% (AA 70 22.1.2021; vgl. FH 3.3.2021, 

USDOS 30.3.2021). Diese formale Repräsentation hat geringe Auswirkungen auf die staatliche Politik gegenüber 

Frauen, die von politischen Debatten und Führungspositionen üblicherweise ausgeschlossen sind (FH 3.3.2021). 

Frauen sind im Alltag Diskriminierung ausgesetzt, die ihre gleichberechtigte Teilnahme am politischen, sozialen 

und wirtschaftlichen Leben einschränkt. Sie werden selten in Entscheidungspositionen und andere einflussreiche 

Positionen ernannt (AA 22.1.2021; vgl. FH 3.3.2021). Die traditionelle Rollenverteilung in der Familie lässt 

weniger Möglichkeiten für Frauen, sich im Studium oder beruflich weiter zu entwickeln. Dies wird zum Teil aus 

der religiösen Tradition begründet, aber auch patriarchalische Strukturen sind weit verbreitet (AA 22.1.2021). 

Frauen sind gesellschaftlicher Diskriminierung ausgesetzt und werden unter mehreren Aspekten der 

Gesetzgebung ungleich behandelt (AA 22.1.2021; vgl. FH 3.3.2021).  

Zwar ist laut Artikel 14 und 20 der Verfassung jede Art von Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes verboten. 

Artikel 41 bestimmt jedoch, dass Iraker Personenstandsangelegenheiten ihrer Religion entsprechend regeln 

dürfen. Viele Frauen kritisieren diesen Paragrafen als Grundlage für eine Re-Islamisierung des 

Personenstandsrechts und damit als eine Verschlechterung der Stellung der Frau. Zudem findet auf 

einfachgesetzlicher Ebene die verfassungsrechtlich garantierte Gleichstellung häufig keine Entsprechung (AA 

22.1.2021). Defizite bestehen insbesondere im Familien-, Erbund Strafrecht sowie im Staatsbürgerschaftsrecht 

(AA 22.1.2021; vgl. FH 3.3.2021). So können Frauen in Bezug auf das Erbrecht unter Druck geraten, ihre Rechte 

an männliche Verwandte abzutreten (FH 3.3.2021). Die Stellung der Frau hat sich jedenfalls im Vergleich zur Zeit 

des Saddam-Regimes teilweise deutlich verschlechtert (AA 22.1.2021; vgl. FIS 22.5.2018). Auch die prekäre 

Sicherheitslage in Teilen der irakischen Gesellschaft hat negative Auswirkungen auf das Alltagsleben und die 

politischen Freiheiten der Frauen, insbesondere unter Binnenflüchtlingen (IDPs) (AA 22.1.2021). In der Praxis ist 
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die Bewegungsfreiheit für Frauen durch gesetzliche Beschränkungen stärker eingeschränkt als für Männer (FH 

3.3.2021). So hindert das Gesetz Frauen beispielsweise daran, ohne die Zustimmung eines männlichen Vormunds 

oder gesetzlichen Vertreters einen Reisepass zu beantragen (FH 3.3.2021; vgl. USDOS 30.3.2021), oder ein 

Dokument zur Feststellung des Personenstands zu erhalten, welches für den Zugang zu Beschäftigung, Bildung 

und einer Reihe von Sozialdiensten erforderlich ist (FH 3.3.2021 ). Die geschätzte Erwerbsquote von Frauen liegt 

bei etwa 11,5% (Stand 2019) (WB 29.1.2021a). Die geschätzte Arbeitslosigkeit bei Frauen, die an der Arbeitswelt 

teilhaben, liegt laut Weltbank bei etwa 30,6% (Stand 2019) (WB 29.1.2021b).  

Der Unterstützungsmission der Vereinten Nationen im Irak zufolge liegt sie bei 13% (UNIraq 2021). Die 

Jugendarbeitslosigkeit bei Frauen und Mädchen im Alter zwischen 15 und 24 Jahren wird auf etwa 63,3% 

geschätzt (Stand 2017) (CIA 15.6.2021). Frauen, die nicht an der irakischen Arbeitswelt teilhaben, sind einem 

erhöhten Armutsrisiko ausgesetzt, selbst wenn sie in der informellen Wirtschaft mit Arbeiten wie Nähen oder 

Kunsthandwerk beschäftigt sind (Frontine 12.11.2019). Die genauen Zahlen unterscheiden sich je nach Statistik 

und Erhebungsmethode (FIS 22.5.2018). Frauen und Mädchen sind im Bildungssystem deutlich benachteiligt und 

haben noch immer einen schlechteren Bildungszugang als Buben und Männer (GIZ 1.2021c; vgl. AA 14.10.2020). 

Im Alter 71 von zwölf Jahren aufwärts sind Mädchen stärker von Analphabetismus betroffen als Buben (GIZ 

1.2021c). Etwa 79,9% der Frauen im Alter von über 15 Jahren können lesen und schreiben (Stand 2017) (UNESCO 

2021; vgl. WB 9.2020). In der Altersgruppe der 15 bis 24 jährigen Mädchen und Frauen liegt die Rate bei 92,1% 

(Stand 2017) (UNESCO 2021). In ländlichen Gebieten ist die Einschulungsrate bei Mädchen (rund 77%) weit 

niedriger als jene der Buben (rund 90%). Je höher die Bildungsstufe ist, desto geringer ist der Anteil an Mädchen. 

Häufig lehnen die Familien eine weiterführende Schule für die Mädchen ab oder ziehen eine frühe Ehe für sie 

vor (GIZ 1.2021c).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (14.10.2020): Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: März 2020), https: 

//www.ecoi.net/en/file/local/2040689/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCb er_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28Stand_M 

%C3%A4rz_2020%29%2C_14.10.2020.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• CIA - Central Intelligence Agency (15.6.2021): The World Factbook – Iraq, https://www.ci a.gov/the-world-

factbook/countries/iraq/ , Zugriff 20.6.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021  

• Frontline (12.11.2019): How Conflict in Iraq Has Made Women and Girls More Vulnerable, 

https://www.pbs.org/wgbh/frontline/article/how-conflict-in-iraq-has-made-women-and-girls -more-

vulnerable/ , Zugriff 1.4.2021  

• GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (1.2021c): Irak - Gesellschaft, 

https://www.liportal.de/irak/gesellschaft/ , Zugriff 16.3.2021 [Anm.: Der Link ist nicht mehr abrufbar. Die Daten 

sind jedoch bei der Staatendokumentation archiviert und einsehbar.]  
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• FIS - Finnisch Immigration Service [Finnland] (22.5.2018): Overview of the status of women living without a 

safety net in Iraq, https://coi.easo.europa.eu/administration/finland/Plib/R eport_Women_Iraq_Migri_CIS.pdf , 

Zugriff 14.1.2021  

• UNESCO - United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization (2021): Iraq, Education and Literacy, 

http://uis.unesco.org/en/country/iq , Zugriff 1.4.2021  

• UNIraq (2021): Country Profile, http://www.uniraq.com/index.php?option=com_k2&view= 

item&layout=item&id=941&Itemid=472&lang=en , Zugriff 18.3.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

• WB - World Bank (29.1.2021a): Labor force participation rate, female (% of female population ages 15+) 

(modeled ILO estimate), https://data.worldbank.org/indicator/SL.TLF.CA CT.FE.ZS?locations=IQ , Zugriff 

1.4.2021  

• WB - World Bank (29.1.2021b): Unemployment, female (% of female labor force) (modeled ILO estimate) - Iraq, 

https://data.worldbank.org/indicator/SL.UEM.TOTL.FE.ZS?locations =IQ , Zugriff 1.4.2021  

• WB - World Bank (9.2020): Literacy rate, adult female (% of females ages 15 and above) - Iraq, 

https://data.worldbank.org/indicator/SE.ADT.LITR.FE.ZS?end=2017&locations=IQ&start=2017&view=bar , 

Zugriff 1.4.2021 

Häusliche Gewalt, sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt, Vergewaltigung  

Letzte Änderung: 13.09.2021  

Häusliche Gewalt ist weiterhin ein allgegenwärtiges Problem (USDOS 30.3.2021; vgl. HRW 13.1.2021). Im Jahr 

2020 kam es zu einem sprunghaften Anstieg der Fälle von häuslicher Gewalt (FH 3.3.2021). Auch Tötung von 

Frauen und Mädchen durch ihre Familien und Ehemänner wurden 2020 verzeichnet (HRW 13.1.2021).Das 

irakische Strafgesetz enthält zwar Bestimmungen zur Kriminalisierung von Körperverletzung, aber nach Artikel 

41, Absatz 1 des Strafgesetzbuches hat der Ehemann das Recht, seine Frau, sowie seine Kinder innerhalb der 

durch Gesetz oder Gewohnheit vorgeschriebenen Grenzen zu disziplinieren (HRW 13.1.2021; vgl. USDOS 

30.3.2021). Diese Grenzen sind recht vage definiert, sodass verschiedene Arten von Gewalt als rechtmäßig 

interpretiert werden können (FIS 22.5.2018). Nach Artikel 128, Absatz 1 des Strafgesetzbuches können 

Straftaten, die aufgrund der Ehre oder vom Opfer provoziert begangen wurden, ungestraft bleiben, bzw. kann in 

solchen Fällen die Strafe gemildert werden (FIS 22.5.2018; vgl. HRW 13.1.2021, USDOS 30.3.2021). Täter, die 

Gemeinschaft, aber auch Opfer selbst sehen häusliche Gewalt oft als normal und rechtfertigen sie aus kulturellen 

und religiösen Gründen. Frauen tendieren dazu, häusliche Gewalt aus Scham oder Angst vor Konsequenzen nicht 

zu melden, manchmal auch um den Täter zu schützen. Viele Frauen haben kein Vertrauen in die Polizei und 

halten den von ihr gebotenen Schutz für nicht angemessen (FIS 22.5.2018). Während sexuelle Übergriffe, wie 

z.B. Vergewaltigung, sowohl gegen Frauen als auch gegen Männer strafbar sind, sieht Artikel 398 des irakischen 

Strafgesetzbuches vor, dass Anklagen aufgrund von Vergewaltigung fallen gelassen werden können, wenn der 

Angreifer das Opfer heiratet (USDOS 30.3.2021; vgl. FH 3.3.2021, UNSC 30.3.2021, StC 25.6.2021). Dies gilt 

sowohl im Irak als auch in der Kurdischen Region im Irak (KRI) (StC 25.6.2021). Eine Bestimmung verhindert 

hierbei eine Scheidung innerhalb der ersten drei Ehejahre (USDOS 30.3.2021). Dies trifft auch zu, wenn das Opfer 

minderjährig ist (FIS 22.5.2018).  
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Vergewaltigung innerhalb der Ehe stellt keine Straftat dar (USDOS 30.3.2021; vgl. FH 3.3.2021). Es gab keine 

zuverlässigen Schätzungen über die Häufigkeit von Vergewaltigungen oder Informationen über die Effektivität 

der staatlichen Durchsetzung des Gesetzes (USDOS 30.3.2021). Berichten zufolge sind besonders 

binnenvertriebene Frauen und Mädchen, insbesondere solche, die mit dem sog. IS in Verbindnung gebracht 

werden, sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt (EMHRM 6.2021). Fälle von sexueller und 

geschlechtsspezifischer Gewalt bleiben weitgehend ungemeldet. Gründe dafür sind fehlender Zugang zu 

gerichtlichen oder administrativen Mechanismen, Angst vor Stigmatisierung und Repressalien (EMHRM 6.2021; 

vgl. UNSC 30.3.2021) sowie fehlende strafrechtliche Verantwortung der Täter und Schutzmechanismen für Opfer 

(EMHRM 6.2021).  

Auch Angehörige der irakischen Sicherheitskräfte haben Frauen in den von ihnen kontrollierten Lagern, wie z. B. 

in Ninewa, belästigt und sexuell missbraucht. 2020 wurden 30 Fälle von konfliktbezogener sexueller Gewalt 

durch bewaffnete Akteure, hauptsächlich gegen Frauen verzeichnet, einer gegen einen inhaftierten Mann (UNSC 

30.3.2021). Frauen die infolge einer Vergewaltigung Kinder geboren haben, haben Probleme für ihre Kinder 

Identitätspapiere zu erhalten und damit einhergehend Zugang zu Dienstleistungen (UNSC 30.3.2021). Der Irak 

hat zwar eine nationale Strategie gegen Gewalt gegen Frauen und Mädchen angenommen, die Verabschiedung 

eines Gesetzesentwurfs zum Schutz vor häuslicher Gewalt steht jedoch noch aus (UNFPA 2020). Bemühungen 

des irakischen Parlaments, einen Gesetzesentwurf gegen häusliche Gewalt zu verabschieden, sind 2019 und 2020 

ins Stocken geraten (HRW 13.1.2021). Die erneuten Bemühungen irakischer Frauenrechtsorganisationen, das 

Parlament zur Verabschiedung eines Gesetzes zum Verbot geschlechtsspezifischer Gewalt zu bewegen, blieben 

erfolglos (FH 3.3.2021).  

Obwohl der sog. IS ein System organisierter Vergewaltigungen, sexueller Sklaverei und Zwangsheirat von 

jesidischen Frauen und Mädchen und anderen Minderheiten etablierte, wurde kein IS-Mitglied wegen dieser 

spezifischen Verbrechen strafrechtlich verfolgt oder verurteilt (HRW 13.1.2021). Im Zuge des IS-Vormarsches auf 

Sinjar sollen über 5.000 jesidische Frauen und Mädchen verschleppt worden sein, von denen Hunderte später 

als Trophäen an IS-Kämpfer übergeben oder nach Syrien verkauft wurden. Diese Frauen wurden anschließend 

oftmals von ihren Familien aus Gründen der Tradition verstoßen oder sie wurden gezwungen, die aus den 

Zwangsehen entstandenen Kinder zu verstoßen (AA 22.1.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• EMHRM - Euro-Mediterranean Human Rights Monitor (6.2021): Exiled At Home: Internal displacement resulted 

from the armed conflict in Iraq and its humanitarian consequences, 

https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/IraqReportEN.pdf , Zugriff 1.7.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html, Zugriff 3.3.2021  

• FIS - Finnisch Immigration Service [Finnland] (22.5.2018): Overview of the status of women living without a 

safety net in Iraq, https://coi.easo.europa.eu/administration/finland/Plib/Report_Women_Iraq_Migri_CIS.pdf, 

Zugriff 14.1.2021  
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• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 10.2.2021  

• StC - Save the Children (25.6.2021): Married by exception: Child marriage policies in the Middle East and North 

Africa, https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/marrie d_by_exception.pdf , Zugriff 28.6.2021 • 

UNFPA - United Nations Population Fund (2020): The National Strategy to Combat Violence against Women and 

Girls 2018-2030, https://iraq.unfpa.org/sites/default/files/pub-p 

df/the_national_strategy_to_combat_violence_against_women_and_girls_2018-2030.pdf , Zugriff 1.4.2021  

• UNSC - UN Security Council (30.3.2021): Conflict-related sexual violence; Report of the Secretary-General 

[S/2021/312], https://www.ecoi.net/en/file/local/2049397/S_2021_312 _E.pdf , Zugriff 1.4.2021 74 • USDOS - 

US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Schutzmaßnahmen, Schutzeinrichtungen, Frauenhäuser  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Das Innenministerium unterhält 16 Familienschutzeinheiten im ganzen Land, die dafür bestimmt sind, häusliche 

Streitigkeiten zu lösen und sichere Zufluchtsorte für Opfer sexueller oder geschlechtsspezifischer Gewalt zu 

schaffen. Diese Einheiten tendieren jedoch dazu, der Familienversöhnung Vorrang vor dem Opferschutz 

einzuräumen und verfügen nicht über die Fähigkeit, Opfer zu unterstützen. NGOs zufolge meiden es Opfer 

häuslicher Gewalt, sich an die Familienschutzeinheiten zu wenden, weil sie vermuten, dass die Polizei ihre 

Familien über ihre Aussage informieren würde. Einige Stammesführer im Süden des Irak haben Berichten zufolge 

ihren Stammesmitgliedern verboten, sich an Familienschutzeinheiten der Polizei zu wenden (USDOS 30.3.2021). 

Die meisten Familienschutzeinheiten unterhalten keine Schutzräumlichkeiten für Opfer häuslicher Gewalt 

(USDOS 30.3.2021). NGOs ist es nicht explizit verboten Schutzhäuser zu betreiben. Per Gesetz muss der Betrieb 

von Schutzhäusern durch das Arbeits- und Sozialministerium genehmigt werden. NGOs wurde ein solcher Betrieb 

jedoch nicht erlaubt (USDOS 11.3.2020). Manche NGOs betreiben daher inoffizielle Schutzhäuser unter der 

Gefahr strafrechtlicher Verfolgung (USDOS 11.3.2020; vgl. Al Jazeera 12.2.2021). So betreibt die Organisation für 

die Freiheit der Frauen im Irak mehrere Frauenhäuser in Bagdad. Im Jahr 2020 hat die Regierung ein gerichtliches 

Auflösungsverfahren gegen die Organisation eingeleitet. Ihr wird die Spaltung von Familien, die Ausbeutung von 

Frauen und Fluchthilfe vorgeworfen (Al Jazeera 12.2.2021). UNFPA unterstützt fünf Frauenhäuser im gesamten 

Irak, davon eines in Bagdad, mit einem Aufnahmevermögen von 80 Personen in zehn Schlafräumen, sowie einem 

Beratungsraum und einem Raum für psychosoziale Unterstützung (UNFPA 20.2.2019). Aufgrund von Druck durch 

die Gemeinschaften, die Frauenhäuser häufig als Bordelle ansehen, werden diese regelmäßig durch das 

Ministerium geschlossen, um später an anderer Örtlichkeit wieder eröffnet zu werden. Manchmal werden 

Schutzhäuser Ziel von Gewalt. (USDOS 11.3.2020). Kurdische Region im Irak (KRI) Im Jahr 2011 wurde vom 

kurdischen Regionalparlament Gesetz Nr. 8 zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt erlassen (PKI 21.6.2011). 

Häusliche Gewalt, einschließlich physischer und psychischer Misshandlung, Gewaltandrohung und 

Vergewaltigung in der Ehe stehen unter Strafe, und die Behörden setzen das Gesetz um (USDOS 30.3.2021).  

Die Richtlinien werden in der Praxis jedoch nicht durchgängig umgesetzt (AA 22.1.2021). Es gibt eine spezielle 

Polizeieinheit zur Untersuchung von Fällen geschlechtsspezifischer Gewalt und ein Familienversöhnungskomitee 

innerhalb des Justizsystems. Lokale NGOs berichten jedoch, dass diese Programme bei der Bekämpfung von 

geschlechtsspezifischer Gewalt nicht effektiv sind (USDOS 30.3.2021). Die kurdische Regionalregierung hat ihre 

Anstrengungen zum Schutz von Frauen verstärkt. So wurden im Innenministerium vier Abteilungen zum Schutz 
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von weiblichen Opfern von (familiärer) Gewalt sowie drei staatliche Frauenhäuser eingerichtet. Zwei weitere 

werden von NGOs betrieben (AA 22.1.2021). Nach anderen Angaben gibt es in der KRI zwei privat betriebene 

und vier staatliche Frauenhäuser. Letztere werden vom Arbeits- und Sozialministerium betrieben (USDOS 

30.3.2021), bzw. vom Direktorat für die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen. Um dort aufgenommen zu 

werden, benötigen Frauen grundsätzlich einen Gerichtsbeschluss. In dringenden Fällen kann eine Frau jedoch 

direkt das Frauenhaus betreten, wobei ein Gerichtsbeschluss nachträglich beantragt werden muss. Die Frauen 

in den Frauenhäusern dürfen die Schutzeinrichtungen nicht ohne Gerichtsbeschluss verlassen. 

Familienangehörige dürfen die Frauen auch ohne deren Zustimmung sehen (UK Home Office 3.2021).  

Die vier behördlichen kurdischen Frauenhäuser befinden sich in Dohuk, Erbil, Sulaymaniyah und Germian und 

werden von UNFPA unterstützt (UNFPA 2019). Es gibt jedenfalls nur eine begrenzte Anzahl an Plätzen (USDOS 

30.3.2021) mit Kapazitäten von 20 bis 40 Plätzen (UNFPA 2019; vgl. UK Home Office 3.2021). Psychologische und 

therapeutische Dienste für betroffene Frauen sind unzureichend. NGOs spielen bei der Bereitstellung von 

Dienstleistungen, einschließlich Rechtshilfe für Opfer häuslicher Gewalt, eine wichtige Rolle. Die Behörden setzen 

auf Familienversöhnung (USDOS 30.3.2021). Vereinzelt werden Frauen „zum eigenen Schutz“ inhaftiert. Einige 

Frauen werden mangels Notunterkünften obdachlos. Frauen, die in Frauenhäusern oder Notunterkünften 

untergebracht sind, verfügen nur über wenige Alternativen, abgesehen von einer Eheschließung oder der 

Rückkehr zu ihren Familien, was oft zu weiterer Bestrafung oder Diskriminierung durch die Familie oder die 

Gemeinschaft führt (USDOS 11.3.2020).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• Al Jazeera (12.2.2021): Iraqi women struggle to escape abuse as domestic violence rises, 

https://www.aljazeera.com/features/2021/2/12/iraqi-women-struggle-to-escape-abuse-as -domestic-violence-

rises , Zugriff 3.3.2021  

• PKI - The Parliament of Kurdistan – Iraq [Irak] (21.6.2011): Act No. 8 from 2011, The Act of Combating Domestic 

Violence in Kurdistan Region-Iraq, http://www.ekrg.org/files/pdf/c ombat_domestic_violence_english.pdf , 

Zugriff 1.4.2021  

• UK Home Office [UK] (3.2021): Country Policy and Information Note Iraq: ‘Honour’ crimes, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2048206/Iraq_-_Honour_Crimes_-_CPIN_-_v2.0_-_Mar ch_2021_-_EXT.pdf 

, Zugriff 1.4.2021  

• UNFPA - United Nations Population Fund (2019): UNFPA-Supported Women Shelters - Offering Women a 

Second Chance, https://iraq.unfpa.org/sites/default/files/resource-pd 

f/Women%20shelters%3B%20Giving%20survivors%20a%20second%20chance.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• UNFPA - United Nations Population Fund (20.2.2019): The First Lady of Iraq and the UN SRSG visit the UNFPA-

Supported Women Shelter in Baghdad, https://iraq.unfpa.org/en/ news/first-lady-iraq-and-un-srsg-visit-unfpa-

supported-women-shelter-baghdad , Zugriff 3.3.2021 76  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  
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• USDOS - US Department of State [USA] (11.3.2020): Country Report on Human Rights Practices 2019 – Iraq, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2026340.html , Zugriff 2.2.2021  

Zwangsehen, Kinderehen, temporäre Ehen, Blutgeld-Ehe (Fasliya)  

Letzte Änderung: 13.09.2021 

Zwangs- und Kinderehen sind weit verbreitet, insbesondere im Zusammenhang mit Vertreibung und Armut (FH 

3.3.2021; vgl. AA 14.10.2020). Traditionelle Formen von arrangierten, frühen und erzwungenen Ehen sind 

besonders unter der überwiegend ungebildeten ländlichen und der Stammesbevölkerung vertreten (UK Home 

Office 3.2021). Fast jede vierte irakische Frau im Alter von 20 bis 24 Jahren war bereits mit 18 Jahren verheiratet 

(FH 3.3.2021). Rund 20% der Frauen werden als Mädchen vor ihrem 18. Lebensjahr (religiös) verheiratet, viele 

davon im Alter von 10 bis 14 Jahren (AA 14.10.2020). Das gesetzliche Mindestalter für eine Eheschließung beträgt 

mit elterlicher Erlaubnis 15 Jahre, ohne Erlaubnis 18 Jahre (USDOS 30.3.2021; vgl. FH 3.3.2021). Berichten zufolge 

unternimmt die Regierung jedoch wenig Anstrengungen, um dieses Gesetz durchzusetzen. Traditionelle 

Zwangsverheiratungen von Mädchen, Kinderehen und sogenannte Ehen auf Zeit (zawaj al-mut‘a) finden im 

ganzen Land statt (USDOS 30.3.2021). Zwangs-Kinderehen werden als passive Bewältigungsmechanismen für 

vertriebene, in Armut lebende Familien mit nachteiligen Lebensumständen eingesetzt (EMHRM 6.2021). Ehen 

auf Zeit oder sogenannte Vergnügungs-Ehen sind ein Problem im Irak (StC 25.6.2021). Ehe auf Zeit ist eine im 

zwölferschiitischen Islam erlaubte Möglichkeit auf religiös gebilligten Geschlechtsverkehr. Im sunnitischen Islam 

sind diese Ehen nicht erlaubt, auch wenn manche sunnitische Geistliche eine ähnliche Form der Ehe auf Zeit, 

misyar, gestatten (BBC 4.10.2019). Dabei werden junge Mädchen und Frauen für kurze Zeit mit älteren Männern 

verheiratet (StC 25.6.2021). Zwangsehen und Ehen auf Zeit werden benutzt, um Frauen und Mädchen innerhalb 

des Irak zum Zweck der sexuellen Ausbeutung zu verkaufen (OHCHR 11.11.2019; vgl. USDOS 30.3.2021 ). Dabei 

zahlt ein Mann der Familie der Betroffenen eine Mitgift für die Erlaubnis sie für einen bestimmten Zeitraum zu 

heiraten. Besonders junge Frauen, die durch den Konflikt mit dem sog. IS verwitwet oder verwaist sind, werden 

für diese Art der Ausbeutung als anfällig angesehen (USDOS 30.3.2021). Viele Frauen und Mädchen sind durch 

Flucht und Verfolgung besonders gefährdet. Es gibt vermehrt Berichte, dass Mädchen in Flüchtlingslagern zur 

Heirat gezwungen werden. Dies geschieht entweder, um ihnen ein vermeintlich besseres Leben zu ermöglichen, 

oder um ihre Familien finanziell zu unterstützen. Häufig werden die Ehen nach kurzer Zeit wieder annulliert, mit 

verheerenden Folgen für die betroffenen Mädchen (AA 22.1.2021).  

Fasliya bezeichnet eine traditionelle Stammespraxis zur Schlichtung von Konflikten, bei der Frauen eines 

Stammes mit Männern eines verfeindeten Stammes als Entschädigung für Mord bzw. für die Verletzung von 

Mitgliedern des anderen Stammes verheiratet werden (USDOS 30.3.2021; vgl. Musawah 11.2019). Dies geschieht 

ohne die Zustimmung der betreffenden Frauen (Musawah 11.2019). Ende der 1950er Jahre wurde die Blutgeld-

Ehe gesetzlich verboten (Al-Monitor 18.6.2015). Es kommt jedoch nach wie vor zu Blutehen zur Beilegung von 

Stammeskonflikten (UK Home Office 3.2021; vgl. USDOS 30.3.2021). Diese Tradition wird besonders in Gebieten 

fortgesetzt, in denen der Einfluss der Stämme größer als der staatlicher Institutionen ist.  

Großayatollah as-Sistani fordert ein Ende dieser Praxis (USDOS 30.3.2021). Im Jahr 2011 hat das kurdische 

Regionalparlament mit Gesetzt Nr. 8 ein Gesetz zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt erlassen, das auch die 

Zwangsehe, die Kinderehe und die Blutgeld-Ehe unter Strafe stellt (PKI 21.6.2011). Das gesetzliche Mindestalter 

für eine Eheschließung mit elterlicher Erlaubnis beträgt in der Kurdischen Region im Irak (KRI) 16 Jahre, ohne 

Erlaubnis 18 Jahre (USDOS 30.3.2021). Nach Angaben des Hohen Rates für Frauenangelegenheiten der 
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kurdischen Regionalregierung (KRG) tragen Flüchtlinge und IDPs in der Kurdischen Region im Irak (KRI) zu einer 

zunehmenden Zahl an Kinderehen und Polygamie bei. Die Kurdische Regionalregierung hat die Polizei und 

Beamte des Büros zur Bekämpfung häuslicher Gewalt beauftragt, Eltern davon abzuhalten, ihre Kinder 

zwangszuverheiraten und führt Aufklärungskampagnen zur Bekämpfung sexueller Gewalt durch (USDOS 

30.3.2021). Der kurdische Hohen Rat für Frauenangelegenheiten hat mit Unterstützung von UNFPA einen Plan 

zur Verringerung der Kinderheirat entwickelt, der sich auf Aufklärung konzentriert (StC 25.6.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (14.10.2020): Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: März 2020), https: 

//www.ecoi.net/en/file/local/2040689/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCb er_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28Stand_M 

%C3%A4rz_2020%29%2C_14.10.2020.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• Al-Monitor (18.6.2015): Blood money marriage makes comeback in Iraq, https://www.al -

monitor.com/pulse/originals/2015/06/iraq-tribes-women-blood-money-marriage-disputesettlement.html , 

Zugriff 3.3.2021 • BBC News (4.10.2019): The teenager married too many times to count, https://www.bbc. 

co.uk/news/extra/iuKTEGjKgS/teenage_iraq_brides , Zugriff 3.3.2021  

• EMHRM - Euro-Mediterranean Human Rights Monitor (6.2021): Exiled At Home: Internal displacement resulted 

from the armed conflict in Iraq and its humanitarian consequences, 

https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/IraqReportEN.pdf , Zugriff 1.7.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html, Zugriff 3.3.2021  

• Musawah, publiziert durch CEDAW - UN Committee on the Elimination of Discrimination Against Women 

(11.2019): Thematic Report on Article 16, Muslim Family Law and Muslim Women’s Rights in Iraq; 74th CEDAW 

Session, https://tbinternet.ohchr.org/Treaties/CEDAW/Shared 

Documents/IRQ/INT_CEDAW_CSS_IRQ_37333_E.docx , Zugriff 1.4.2021  

• OHCHR - Office of the High Commissioner for Human Rights (11.11.2019): UN women’s rights experts issue 

findings on Andorra, Bosnia and Herzegovina, Cambodia, Iraq, Ka78 zakhstan, Lithuania, and Seychelles, 

https://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/Disp layNews.aspx?NewsID=25277&LangID=E , Zugriff 1.4.2021  

• PKI - The Parliament of Kurdistan – Iraq [Irak] (21.6.2011): Act No. 8 from 2011, The Act of Combating Domestic 

Violence in Kurdistan Region-Iraq, http://www.ekrg.org/files/pdf/c ombat_domestic_violence_english.pdf , 

Zugriff 1.4.2021  

• StC - Save the Children (25.6.2021): Married by exception: Child marriage policies in the Middle East and North 

Africa, https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/marrie d_by_exception.pdf , Zugriff 28.6.2021  

• UK Home Office [UK] (3.2021): Country Policy and Information Note Iraq: ‘Honour’ crimes, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2048206/Iraq_-_Honour_Crimes_-_CPIN_-_v2.0_-_Mar ch_2021_-_EXT.pdf, 

Zugriff 1.4.2021  
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• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Ehrenverbrechen an Frauen  

Letzte Änderung: 13.09.2021  

Die Familien- und die individuelle Ehre wird ausschließlich von Männern gehalten und kann verloren oder 

wiedergewonnen werden. Frauen dagegen können nur eine Quelle der Familienoder individuellen „Schande“ 

sein, und können nicht aktiv Ehre in ihre Familie oder ihren Stamm bringen (TCF 7.11.2019). Als Ehrenverbrechen 

werden Praktiken beschrieben, die zur Verhaltenskontrolle innerhalb von Familien oder sozialen Gruppen 

eingesetzt werden, um wahrgenommene kulturelle und religiöse Überzeugungen und/oder die Ehre zu schützen. 

Ehrenverbrechen können auftreten, wenn die Täter der Meinung sind, dass ein Verwandter die Familie und/oder 

die Gemeinschaft beschämt hat, indem er ihren Ehrenkodex gebrochen hat (CPS o.D.). Sogenannte 

Ehrenverbrechen sind Gewalttaten, die von Familienmitgliedern gegen Verwandte ausgeübt werden, weil diese 

„Schande“ über die Familie oder den Stamm gebracht haben. Ehrenverbrechen werden oft in Form von Mord 

begangen, obwohl sie auch andere Arten der Gewalt umfassen können wie z.B. körperliche Misshandlung, 

Einsperren, Einschränkung der Bewegungsfreiheit, Entzug von Bildung, Zwangsverheiratung, erzwungener 

Selbstmord und öffentliche Schändung bzw. „Entehrung“. Ehrendelikte werden überwiegend von männlichen 

Familienmitgliedern gegen weibliche Familienmitglieder verübt, obwohl gelegentlich auch Männer Opfer solcher 

Gewalt werden können. Ehrenverbrechen werden meist begangen, nachdem eine Frau eines der folgenden 

Dinge getan hat bzw. dessen verdächtigt wird: Freundschaft oder voreheliche Beziehung mit einem Mann; 

Weigerung, einen von der Familie ausgewählten Mann zu heiraten; Heirat gegen den Willen der Familie; 

Ehebruch; Opfer einer Vergewaltigung oder Entführung geworden zu sein. Solche Verletzungen der Ehre werden 

als unverzeihlich angesehen. In den meisten Fällen wird die Tötung der Frau, manchmal auch die des Mannes, 

als der einzige Weg gesehen, die Ehrverletzung zu sühnen (MRG 11.2015). Ehrenmorde bleiben auch weiterhin 

ein ernstes Problem im ganzen Land (USDOS 11.3.2020; vgl. EASO 1.2021, AA 22.1.2021).  

Ehrenverbrechen kommen in allen Teilen des Landes vor und beschränken sich nicht auf bestimmte ethnische 

oder religiöse Gruppen (EASO 1.2021). Das Ausmaß der Ehrenmorde ist aufgrund einer hohen Dunkelziffer nicht 

bekannt (UK Home Office 3.2021). UNAMI berichtete 2018, dass jedes Jahr mehrere hundert Frauen durch 

Ehrenmorde sterben. Einige Familien sollen Ehrenmorde so arrangiert haben, dass sie wie Selbstmord aussehen 

(UK Home Office 3.2021, vgl. USDOS 30.3.2021). Obwohl einige Gemeinschaften Dekrete erlassen und Schritte 

unternommen haben, um Frauen von der vermeintlichen Schuld freizusprechen, die mit ihrer sexuellen 

Ausbeutung durch IS-Kämpfer verbunden ist, bleiben Ehrenmorde ein Risiko (USDOS 30.3.2021). Das 

Strafgesetzbuch des Irak sieht für Gewalttaten aus „ehrenhaften Motiven“, inklusive Ehrenmorde, milde, 

reduzierte Strafen vor (FH 3.3.2021; vgl. HRW 13.1.2021, StC 25.6.2021, AA 22.1.2021).  

In Fällen von Gewalt gegen Frauen erlaubt das irakische Recht zudem den Grund der „Ehre“ als rechtmäßige 

Verteidigung. Wenn ein Mann des Mordes an einer Frau angeklagt wird, die er getötet haben soll, weil sie des 

Ehebruchs verdächtigt worden war, begrenzt das Gesetz seine mögliche Strafe auf maximal drei Jahre Gefängnis 

(USDOS 30.3.2021). Strafen für Ehrenverbrechen sind selten (FH 3.3.2021; vgl. EASO 1.2021). In der Kurdischen 

Region im Irak (KRI) wurden „Ehrenmorde“ durch eine Abänderung des irakischen Strafrechts im Jahr 2015 

anderen Morden strafrechtlich gleichgestellt. In einigen gesellschaftlichen Gruppen gilt der „Ehrenmord“ aber 

immer noch als rechtfertigbar (AA 22.1.2021). Die Generaldirektion für die Bekämpfung von Gewalt gegen 
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Frauen des Innenministeriums der Kurdischen Regionalregierung (KRG) hat unter 26 weiblichen Mordopfern in 

der Kurdischen Region im Irak (KRI) bis September 2020 drei Fälle von Ehrenmord bestätigt. Eine Quelle der 

Vereinten Nationen vermutet, dass die tatsächliche Anzahl jedoch höher sei (USDOS 30.3.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021 

• CPS - The Crown Prosecution Service [UK] (o.D.): Honour Based Violence and Forced Marriage, 

https://www.cps.gov.uk/publication/honour-based-violence-and-forced-marria ge, Zugriff 1.4.2021  

• EASO – European Asylum Support Office (1.2021): Country Guidance: Iraq; Common analysis and guidance 

note, https://www.ecoi.net/en/file/local/2045437/Country_Guidanc e_Iraq_2021.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html, Zugriff 3.3.2021  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 10.2.2021  

• MADRE, The Organization of Women’s Freedom in Iraq (OWFI), Human RightsandGender Justice Clinic (HRGJ) 

(2020): Seeking Accountability for Gender Based Violence and Human Rights Violations In Iraq, 

https://tbinternet.ohchr.org/Treaties/CAT/Shared%20D ocuments/IRQ/INT_CAT_ICO_IRQ_42514_E.pdf, Zugriff 

1.4.2021  

• MRG - Minority Rights Group (11.2015): The Lost Women of Iraq: Family-based violence during armed conflict, 

https://minorityrights.org/wp-content/uploads/2015/11/MRG-report -A4_OCTOBER-2015_WEB.pdf , Zugriff 

1.4.2021  

• StC - Save the Children (25.6.2021): Married by exception: Child marriage policies in the Middle East and North 

Africa, https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/marrie d_by_exception.pdf , Zugriff 28.6.2021  

• TCF - The Century Foundation (7.11.2019): Tribal Justice in a Fragile Iraq, https://tcf.org/ content/report/tribal-

justice-fragile-iraq/?agreed=1 , Zugriff 2.2.2021  

• UK Home Office [UK] (3.2021): Country Policy and Information Note Iraq: ‘Honour’ crimes, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2048206/Iraq_-_Honour_Crimes_-_CPIN_-_v2.0_-_Mar ch_2021_-_EXT.pdf 

, Zugriff 1.4.2021  

• UNHRC - UN Human Rights Council (5.6.2018): Report of the Special Rapporteur on extrajudicial, summary or 

arbitrary executions on her mission to Iraq, https://www.refworld .org/docid/5b7ad39d4.html, Zugriff 1.4.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Genitalverstümmelung (FGM – Female Genital Mutilation)  

Letzte Änderung: 13.09.2021  

Das Thema der Genitalverstümmelung von Mädchen und Frauen im Irak war lange Zeit ein Tabu, über das kaum 

gesprochen wurde (UK Home Office 2.2020; vgl. MRG 11.2015). Erst als durch Studien die alarmierend hohe 

FGM-Rate im kurdischen Norden aufgezeigt wurde, hat sich dies geändert (MRG 11.2015). Seit 2011 stellt ein 

Gesetz in der Kurdischen Region im Irak (KRI) die Genitalverstümmelung unter Strafe (AA 22.1.2021; vgl. PKI 
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21.6.2011). Die UNO arbeitet mit Regierungsinstitutionen und lokalen NGOs zusammen, um FGM durch 

Sensibilisierungskampagnen zu verhindern (UNICEF 6.2.2019). NGOs berichten jedoch, dass die Praxis weiter 

betrieben wird, vor allem in ländlichen Gebieten, insbesondere in den KRI-Gouvernments Erbil und 

Sulaymaniyah, sowie in Kirkuk (USDOS 30.3.2021; vgl. DFAT 17.8.2020). Eine Umfrage aus dem Jahr 2016 ergab, 

dass fast 45% der befragten Frauen in der KRI FGM ausgesetzt waren, (DFAT 17.8.2020). In Erbil waren 2018 etwa 

50,1% der Frauen vom FGM betroffen, in Sulaymaniyah waren es 45,1%. In Dohuk hingegen nur etwa 3,1% 

(UNICEF 6.12.2018; vgl. BMC 1.4.2021). Auch unter IDPs wird FGM noch praktiziert (DFAT 17.8.2020). Allerdings 

geht die FGM-Rate kontinuierlich zurück (USDOS 30.3.2021; vgl. BMC 1.4.2021). Außerhalb der KRI ist FGM nicht 

üblich (USDOS 30.3.2021). Einer Untersuchung aus 2018 zufolge wurden etwa 7,4% der irakischen Frauen im 

Alter von 15- 49 Jahren einer FGM unterzogen. In der KRI waren es 37,5%, im Zentral- und Südirak hingegen nur 

0,4%. Bei Mädchen im Alter von 0 bis 14 Jahren ist der Prozentsatz mittlerweile auf 1% gesunken, bzw. auf 3% in 

der KRI (UNICEF 6.12.2018). Außerhalb der KRI gibt es bisher keine staatlichen Anstrengungen zur Bekämpfung 

von FGM. Dabei gibt es laut einer Studie in Kirkuk auch Betroffene in der arabischen und turkmenischen 

Bevölkerung, wenn auch in geringerem Ausmaß (AA 22.1.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% 81 

C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St 

and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , Zugriff 3.3.2021 

• BMC Women’s Health (1.4.2021): Changes in the prevalence and trends of female genital mutilation in Iraqi 

Kurdistan Region between 2011 and 2018, https://bmcwomenshealth.bi 

omedcentral.com/articles/10.1186/s12905-021-01282-9 , Zugriff 10.4.2021  

• DFAT - Australian Government - Department of Foreign Affairs and Trade [Australien] (17.8.2020): DFAT 

Country Information Report Iraq, https://www.ecoi.net/en/file/local/203 6511/country-information-report-

iraq.pdf, Zugriff 3.3.2021  

• MRG - Minority Rights Group (11.2015): The Lost Women of Iraq: Family-based violence during armed conflict, 

https://minorityrights.org/wp-content/uploads/2015/11/MRG-report -A4_OCTOBER-2015_WEB.pdf , Zugriff 

1.4.2021  

• PKI - The Parliament of Kurdistan – Iraq [Irak] (21.6.2011): Act No. 8 from 2011, The Act of Combating Domestic 

Violence in Kurdistan Region-Iraq, http://www.ekrg.org/files/pdf/c ombat_domestic_violence_english.pdf , 

Zugriff 1.4.2021  

• UK Home Office [UK] (2.2020): Country Policy and Information Note Iraq: Blood feuds, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2025236/Iraq_-_Blood_Feuds_-_CPIN_v2.0_-_Feb_202 0_-_EXT__004_.pdf 

, Zugriff 1.4.2021  

• UNICEF - United Nations International Children’s Emergency Fund (6.2.2019): Protecting Girls in Iraq from 

Female Genital Mutilation, https://www.unicef.org/iraq/press-releases/p rotecting-girls-iraq-female-genital-

mutilation , Zugriff 1.4.2021  

• UNICEF - United Nations International Children’s Emergency Fund (6.12.2018): 2018 Muliple Indicator Cluster 

Survey (MICS6) Briefing, https://www.unicef.org/iraq/media/481/ file/MICS6.pdf , Zugriff 1.4.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  
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Verwestlichung, westlicher bzw. nicht-konservativer Lebensstil  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Sowohl Männer als auch Frauen stehen unter Druck, sich an konservative Normen zu halten, was das persönliche 

Erscheinungsbild betrifft (FH 3.3.2021). Personen, die als nicht konform mit den lokalen sozialen und kulturellen 

Normen angesehen werden, weil sie ein „westliches“ Verhalten an den Tag legen, sind Drohungen und Angriffen 

von Einzelpersonen aus der Gesellschaft sowie von Milizen ausgesetzt. Volksmobilisierungskräfte (PMF) haben 

es auf Personen abgesehen, die Anzeichen für eine Abweichung von ihrer Auslegung der schiitischen Normen 

zeigen, manchmal mit Unterstützung der schiitischen Gemeinschaft (EASO 1.2021). Vor allem im schiitisch 

geprägten Südirak werden auch nicht gesetzlich vorgeschriebene islamische Regeln, z.B. Kopftuchzwang an 

Schulen und Universitäten, stärker durchgesetzt. Frauen werden unter Druck gesetzt, ihre Freizügigkeit und 

Teilnahme am öffentlichen Leben einzuschränken (AA 22.1.2021). Einige Muslime bedrohen weiterhin Frauen 

und Mädchen, unabhängig von ihrer 84 Religionszugehörigkeit, wenn sich diese weigern, den Hijab zu tragen, 

bzw. wenn sie sich in westlicher Kleidung kleiden oder sich nicht an strenge Interpretationen islamischer Normen 

für das Verhalten in der Öffentlichkeit halten (USDOS 12.5.2021; vgl. DFAT 17.8.2020). Nicht-schiitische Muslime 

und nicht-muslimische Frauen berichten, dass sie sich gesellschaftlich unter Druck gesetzt fühlen, bspw. während 

des heiligen Monats Muharram, insbesondere während Ashura, den Hijab und schwarze Kleidung zu tragen, um 

Belästigungen zu vermeiden (DFAT 17.8.2020).  

Im Jahr 2018 gab es einige Morde an Frauen aus der Schönheits- und Modebranche, die in der Öffentlichkeit 

standen. Die Angreifer blieben unbekannt, aber die Regierung machte extremistische Gruppen für die Morde 

verantwortlich (FH 3.3.2021). Für Frauen außerhalb des Hauses zu arbeiten, wird in weiten Teilen der 

Gesellschaft als inakzeptabel angesehen. Berufe, wie die Arbeit in Geschäften, Restaurants oder in den Medien, 

wurden als etwas Schändliches angesehen. Gleiches gilt für die Teilnahme an lokaler und nationaler Politik (IWPR 

8.3.2021). Weibliche Aktivisten, die an den Protesten teilnahmen, wurden in politischen Kampagnen als 

promiskuitiv verunglimpft (ICG 26.7.2021). Entsprechend sprach sich as-Sadr im Februar 2020 für eine 

Geschlechtertrennung auf den öffentlichen Plätzen aus (ICG 26.7.2021; vgl. AIIA 1.4.2020). Im Zuge des 

darauffolgenden Frauenmarsches am 13.2.2020 wurden weibliche Demonstranten mit Tränengas angegriffen, 

bedroht, attackiert, entführt und in einigen Fällen getötet (AIIA 1.4.2020).  

Im August 2020 verübten Unbekannte eine Reihe von Attentaten auf regierungskritische Demonstranten. Die 

gewalttätigsten Angriffe ereigneten sich im Gouvernement Basra und führten zur Tötung von drei Aktivisten und 

zwei Zivilisten (MEMO 17.9.2020).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• AIIA - Australian Institute of International Affairs (1.4.2020): The Pink and Purple Protest: Iraqi Women Invert 

the Gender Game, https://www.internationalaffairs.org.au/australi anoutlook/the-pink-and-purple-protest-

iraqi-women-invert-the-gender-game/ , Zugriff 15.5.2021  
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• DFAT - Australian Government - Department of Foreign Affairs and Trade [Australien] (17.8.2020): DFAT 

Country Information Report Iraq, https://www.ecoi.net/en/file/local/203 6511/country-information-report-

iraq.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• EASO – European Asylum Support Office (1.2021): Country Guidance: Iraq; Common analysis and guidance 

note, https://www.ecoi.net/en/file/local/2045437/Country_Guidanc e_Iraq_2021.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021  

• ICG - International Crisis Group (26.7.2021): Iraq’s Tishreen Uprising: From Barricades to Ballot Box, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2056850/223-iraq-tishreen.pdf , Zugriff 2.8.2021 85  

• IWPR - Institute for War & Peace Reporting (8.3.2021): Iraq: Justice for Survivors as Activists Overturn Taboos, 

https://iwpr.net/global-voices/iraq-justice-survivors-activists-ov erturn-taboos , Zugriff 15.5.2021  

• MEMO - Middle East Monitor (17.9.2020): Iraq: Female activist and family slaughtered in Baghdad, 

https://www.middleeastmonitor.com/20200917-iraq-female-activist-and-family -slaughtered-in-baghdad/ , 

Zugriff 15.5.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (12.5.2021): 2020 Report on International Religious Freedom: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2051589.html , Zugriff 15.5.2021  

Kinder 

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Artikel 29 und 30 der irakischen Verfassung enthalten Kinderschutzrechte. Der Irak ist dem Zusatzprotokoll zur 

UN-Kinderrechtskonvention zum Schutz von Kindern in bewaffneten Konflikten beigetreten (AA 22.1.2021). Nach 

Artikel 41, Absatz 1 des Strafgesetzbuches haben Eltern das Recht, ihre Kinder innerhalb der durch Gesetz oder 

Gewohnheit vorgeschriebenen Grenzen zu disziplinieren (HRW 13.1.2021). Kinder sind einerseits in 

überproportionaler Weise von der schwierigen humanitären Lage, andererseits durch Gewaltakte gegen sie 

selbst oder gegen Familienmitglieder stark betroffen (AA 22.1.2021). Laut UNICEF machen Kinder fast die Hälfte 

der durch den Konflikt vertriebenen Iraker aus (USDOS 30.3.2021). Vor der COVID-19-Krise lebte laut UNICEF 

eines von fünf Kindern in Armut. Über 1,16 Millionen Kinder im Alter von unter fünf Jahren waren unterernährt 

(AA 22.1.2021). Ende 2020 lag die Zahl der Kinder im Irak, die humanitäre Hilfe benötigen, bei 1,89 Million 

(UNICEF 20.1.2021). Nach dem Gesetz ist der Vater der Vormund seiner Kinder, aber auch einer geschiedenen 

Mutter kann das Sorgerecht für ihre Kinder bis zum Alter von zehn Jahren zugesprochen werden, verlängerbar 

durch ein Gericht bis zum Alter von 15 Jahren, wobei die Kinder zu diesem Zeitpunkt wählen können, bei welchem 

Elternteil sie leben möchten (USDOS 30.3.2021). Das irakische Familienrecht unterscheidet zwischen zwei Arten 

der Vormundschaft (wilaya und wasiya), sowie der Pflege bzw. Sorge (hanada). Dem Vater kommt immer die 

Vormundschaft (wilaya) zu. Wenn dieser nicht mehr lebt, dem Großvater bzw. nach Entscheidung eines Shari‘a-

Gerichts einem anderen männlichen Verwandten. Nur ein Mann kann demnach wali sein. Die 

Fürsorgeberechtigung (hanada), d.h. die Verantwortung für die Erziehung, Sicherheit und Betreuung eines 

Kindes, kommt im Falle einer Scheidung der Mutter zu. D.h. die Kinder leben bei der Mutter, im Falle von Knaben 

bis zum 13. Lebensjahr und im Falle von Mädchen bis zum 15. Lebensjahr (Migrationsverket 15.8.2018). Im Falle 

einer Nichtregistrierung der Geburt eines Kindes werden diesem staatliche Leistungen, wie Bildung, 

Lebensmittelbeihilfe und Gesundheitsversorgung vorenthalten. Alleinstehende Frauen und Witwen hatten oft 

Probleme bei der Registrierung ihrer Kinder. Kinder, die nicht die irakische Staatsbürgerschaft besitzen, haben 

ebenfalls keinen Anspruch auf staatliche Leistungen. Humanitäre Organisationen berichten von einem weit 

verbreiteten Problem bezüglich 86 Kindern, die im Gebiet des sog. Islamischen Staates (IS) geboren worden sind 
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und keine von der Regierung ausgestellte Geburtsurkunden erhalten. Etwa 45.000 Kinder sind davon betroffen 

(USDOS 30.3.2021). Gewalt gegen Kinder/Minderjährige Gewalt gegen Kinder bleibt ein großes Problem (USDOS 

30.3.2021). Berichten zufolge verkaufen Menschenhändlernetze irakische Kinder zur kommerziellen sexuellen 

Ausbeutung. Letztere erfolgt im In- und Ausland (USDOS 1.7.2021). Verbrecherbanden sollen Kinder zwingen, im 

Irak zu betteln (USDOS 1.7.2021; vgl. FH 3.3.2021). Sie werden auch gezwungen Drogen zu verkaufen (USDOS 

1.7.2021).  

Ebenso ist Kinderprostitution ein Problem, insbesondere unter Flüchtlingen. Aufgrund der Strafmündigkeit ab 

einem Alter von neun Jahren im Irak, bzw. elf Jahren in der KRI, behandeln die Behörden sexuell ausgebeutete 

Kinder oft wie Kriminelle und nicht wie Opfer (USDOS 30.3.2021). Kinderarbeit Die Verfassung und das Gesetz 

verbieten die schlimmsten Formen von Kinderarbeit (USDOS 30.3.2021; vgl. AA 21.1.2021). In den Gebieten, die 

unter die Zuständigkeit der Zentralregierung fallen, beträgt das Mindestbeschäftigungsalter 15 Jahre. Das 

Arbeitsgesetz begrenzt für Personen unter 18 Jahren die tägliche Arbeitszeit auf sieben Stunden und verbietet 

Arbeiten, die der Gesundheit, Sicherheit oder Moral schaden können. Dieses Gesetz gilt jedoch nicht für 

Jugendliche, die in Familienbetrieben arbeiten, die ausschließlich Waren für den Hausgebrauch herstellen. Es 

gibt daher Berichte über Kinder, die in Familienbetrieben gefährliche Arbeiten verrichten. Kinderarbeit, auch in 

ihren schlimmsten Formen, wie erzwungenes Betteln und kommerzielle sexuelle Ausbeutung, manchmal als 

Folge von Menschenhandel, kommt im ganzen Land vor (USDOS 30.3.2021). Trotz des Verbotes der Kinderarbeit 

arbeiten etwa 500.000 Kinder vorrangig in der Landwirtschaft oder im Straßenverkauf. Armut begünstigt 

Kindesentführungen und Kinderhandel (AA 21.1.2021). Das Ministerium für Arbeit und Soziales der Kurdischen 

Regionalregierung (KRG) schätzt, dass mehrere hundert Kinder in der KRI arbeiten, oft als Straßenverkäufer oder 

Bettler, was sie besonders gefährdet. Das Ministerium betrieb eine 24-Stunden-Hotline zur Meldung von 

Arbeitsmissbrauch, einschließlich Kinderarbeit, bei der monatlich etwa 200 Anrufe eingingen (USDOS 30.3.2021). 

Strafverfolgung von Kindern/Minderjährigen Die Strafmündigkeit im Irak in den Gebieten unter der Verwaltung 

der Zentralregierung beträgt neun Jahre und elf Jahre in der Kurdischen Region im Irak (KRI) (USDOS 30.3.2021; 

vgl. HRW 13.1.2021). Laut Berichten der Vereinten Nationen sind zahlreiche Jugendliche wegen 

Terrorismusvorwürfen angeklagt oder verurteilt (AA 21.1.2021; vgl. HRW 13.1.2021). Bei einigen von ihnen 

handelt es sich um ehemalige Opfer von Zwangsrekrutierungen (USDOS 1.7.2021). Es mangelt nach wie vor an 

Jugendstrafanstalten. Das Internationale Komitee des Roten Kreuzes (IKRK) berichtet jedoch, dass jugendliche 

Häftlinge mittlerweile vorwiegend von erwachsenen Straftätern getrennt inhaftiert werden (AA 21.1.2021). 

Einem Bericht des IHRCKR zufolge sind außerdem bspw. über 50 Minderjährige gemeinsam mit ihren Müttern in 

der Erziehungsanstalt für Frauen und Kinder in Erbil untergebracht (USDOS 30.3.2021),  

Kindersoldaten, Rekrutierung von Kindern/Minderjährigen  

Die Regierung und schiitische religiöse Führer verbieten Kindern unter 18 Jahren ausdrücklich den Kriegsdienst. 

Es gibt keine Berichte, wonach Kinder von staatlicher Seite zum Dienst in den Sicherheitskräften einberufen oder 

rekrutiert werden (USDOS 30.3.2021). Rekrutierung von Kindern ist ein Problem (FH 3.3.2021). Kinder sind nach 

wie vor anfällig für Zwangsrekrutierung und den Einsatz durch diverse bewaffnete Gruppen, die im Irak 

operieren. Dazu zählen der sog. Islamische Staat (IS), Milizen der Volksmobilisierungskräfte (PMF), 

Stammesmilizen, die Kurdische Arbeiterpartei (PKK) und andere vom Iran unterstützte Milizen (USDOS 1.7.2021).  

Es gibt Berichte, wonach der sog. IS in den vergangenen Jahren Kinder als Soldaten eingesetzt hat (AA 21.1.2021; 

vgl. USDOS 30.3.2021), ebenso als menschliche Schutzschilde, Informanten, Bombenbauer, Henker und 
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Selbstmordattentäter (USDOS 1.7.2021). Unter anderem aufgrund der territorialen Niederlage des sog. IS liegen 

für das Jahr 2020 nur wenige Informationen über den Einsatz von Kindern durch den IS vor (USDOS 30.3.2021). 

Mehrere Quellen berichten, dass die PKK und die Volksschutzeinheiten (YPG), die in der Kurdischen Region im 

Irak (KRI) und in Sinjar, Ninewa operieren, weiterhin Kinder rekrutieren und einsetzen. Im Jahr 2021 berichtete 

eine nicht verifizierte Quelle, dass die PKK Dutzende von Kindern rekrutiert habe, um sie auf den Kampf 

vorzubereiten, darunter auch Kinder aus Kirkuk (USDOS 1.7.2021). Laut den Vereinten Nationen wurden im Jahr 

2020 keine neuen Fälle von Rekrutierung und Einsatz von Kindern durch Volksmobilisierungskräfte (PMF) 

dokumentiert (USDOS 30.3.2021). [Anm.: Informationen zu Kinderehen können dem Kapitel Zwangsehen, 

Kinderehen, temporäre Ehen, Blutgeld-Ehe (Fasliya) entnommen werden, Informationen zu Kindern, die unter 

dem IS geboren sind finden sich in Kapitel (Mutmaßliche) IS-Mitglieder, IS-Sympatisanten und IS-Familien 

(Dawa‘esh).]  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 10.2.2021 

• Migrationsverket [Schweden] (15.8.2018): Irak - familjerätt och vårdnad, https://www.ecoi 

.net/en/file/local/1442095/4792_1535708243_180815601.pdf , Zugriff 25.8.2021  

• UNICEF - UN Children’s Fund, Central Statistical Organization (20.1.2021): Iraq Humanitarian Situation Report 

(IDP Crisis): End-Year 2020, https://reliefweb.int/sites/reliefweb.in 

t/files/resources/UNICEF%20Iraq%20Humanitarian%20Situation%20Report%20%28IDP %20Crisis%29%20-

%20End-Year%202020.pdf , Zugriff 25.8.2021  

• UNICEF - UN Children’s Fund, Central Statistical Organization, Kurdistan Region Statistical Office (2.2019): 2018 

Multiple Indicator Cluster Survey, Survey Findings Report, 

https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/English_7.pdf , Zugriff 5.8.2021  

• USDOS – US Department of State [USA] (1.7.2021): 2021 Trafficking in Persons Report: Iraq, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2055124.html , Zugriff 25.8.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Bildungszugang  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die irakischen Bildungseinrichtungen unterstehen dem Bildungsministerium in Bagdad, welches durch 

Direktorate in allen Gouvernements vertreten ist (GIZ 1.2021c). Die Grundschulbildung für Kinder mit irakischer 

Staatsbürgerschaft in den ersten sechs Schuljahren verpflichtend und wird für diese kostenfrei angeboten 

(USDOS 30.3.2021). Es existieren vier Schulstufen: Die nicht verpflichtende Vorschule, die verpflichtende 

Grundschule (Alter 6-11 Jahre), die Sekundarausbildung und die Hochschulausbildung (GIZ 1.2021c). In der 
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Kurdischen Region im Irak (KRI) ist ein eigenes, der Kurdischen Regionalregierung (KRG) unterstehendes 

Bildungsministerium zuständig. Der Lehrplan in der KRI ähnelt dem zentralirakischen Lehrplan weitgehend, es 

wird jedoch großteils auf Kurdisch gelehrt (GIZ 1.2021c). Schulpflicht besteht hier bis zum Alter von 15 Jahren. 

Auch sie ist kostenlos (USDOS 30.3.2021). Neben den staatlichen Schulen gibt es auch private, meist mit 

ausländischer Beteiligung aufgebaute Schulen (GIZ 1.2021c).  

Eine flächendeckende Sicherung der Grundbildung konnte nicht gewährleistet werden (GIZ 1.2021c). Die 

Sicherheitslage, das Einquartieren von Binnenvertriebenen in Schulgebäuden und eine große Zahl zerstörter 

Schulen verhinderten und verhindern mancherorts den Schulbesuch, sodass die Alphabetisierungsrate seit 2003 

drastisch gefallen ist, besonders in ländlichen Gebieten. Nach Angaben von UNESCO auf 85,6%, laut dem 

irakischen Planungsministerium auf 87%. Zum Unterschied dazu sind in der Kurdischen Region im Irak (KRI) fast 

alle Menschen des Lesens und Schreibens mächtig. Laut UNESCO waren 2017 79,9% der Frauen und 91,2% der 

Männer über 15 Jahre des Lesens und Schreibens mächtig. Nach Angaben des Planungsministeriums von Januar 

2020 liegt die Alphabetisierungsrate von Frauen bei 83% im Vergleich zu 92% bei den Männern (AA 22.1.2021). 

Laut Schätzungen sind etwa 22% der Erwachsenen nie zur Schule gegangen. Während mehr als 90% der Kinder 

eine Grundschule besuchen, fällt die Schülerzahl in der Altersklasse 15-17 unter die Hälfte (GIZ 1.2021c). Ein 

gleichberechtigter Zugang von Mädchen zu Bildung bleibt eine Herausforderung, insbesondere in ländlichen und 

unsicheren Gebieten (USDOS 30.3.2021). Es gibt eine Benachteiligung von Mädchen im Bildungssystem, die nach 

wie vor einen schlechteren Zugang zu Bildung haben. So sind Mädchen im Alter ab zwölf Jahren doppelt so stark 

von Analphabetismus betroffen wie Buben (GIZ 1.2021c). Auf dem Land fällt die Einschulungsrate von Mädchen 

(77%) weit niedriger aus als die von Buben (90%). Je höher die Bildungsstufe, desto weniger Mädchen sind 

vertreten. Häufig lehnen die Familien eine weiterführende Schule für die Mädchen ab oder ziehen eine frühe Ehe 

für sie vor (GIZ 1.2021c; vgl. UN OCHA 2019).  

Eine 2018 durchgeführte Umfrage zur Situation von Kindern im Irak hat ergeben, dass 91,6% der Kinder im Irak 

in der Grundschule eingeschrieben sind (92,7% der Buben, 90,4% der Mädchen). Im Zentralirak sind dies 90,8% 

(92,2% der Buben, 89,3% der Mädchen), in der KRI sind es 96% (95,8% der Buben, 96,2% der Mädchen). Der 

Anteil der Kinder aus urbanen Gebieten, die eine Grundschule besuchen, ist dabei mit 93% höher als jener in 

ruralen Gebieten mit 88,6%. Entsprechend sinkt auch der Anteil der Buben von 93,8% auf 90,5% und der der 

Mädchen von 92,2% auf 86,7%. Der Anteil der Kinder, die die untere Sekundarstufe (Unterstufe) besuchen liegt 

bei 57,5%, wobei der Anteil von Buben und Mädchen gleich ist. Im Zentralirak sind dies 55,6% (56,5% der Buben, 

54,7% der Mädchen), in der KRI sind es 67,1% (63,1% der Buben, 70,6% der Mädchen). Auch hier ist der Anteil 

der Kinder aus urbanen Gebieten mit 64,5% (63,7% der Buben, 65,2% der Mädchen) höher als der in ruralen 

Gebieten mit 43,8% (45,2% der Buben, 42,4% der Mädchen). Der Anteil der Kinder, die die obere Sekundarstufe 

(Oberstufe) besuchen, liegt bei 24,2% (31% der Buben, 35,3% der Mädchen. Im Zentralirak sind dies 28,8 (28,0% 

der Buben, 29,7% der Mädchen), in der KRI sind es 52% (44,4% der Buben, 60,7% der Mädchen). Auch hier ist 

der Anteil der Kinder aus urbanen Gebieten mit 37% (34,4% der Buben, 39,6% der Mädchen) höher als der in 

ruralen Gebieten mit 24,9% (24,1% der Buben, 25,7% der Mädchen) (UNICEF 2.2019). Aktuelle, verlässliche 

Statistiken über Einschreibungen, Anwesenheit oder Abschlüsse sind nicht verfügbar (USDOS 30.3.2021).  

Aufgrund der COVID-19-Pandemie waren die Schulen in den von Bagdad kontrollierten Gebieten von März bis 

November 2020 geschlossen, in der KRI von März 2020 bis zum Ende des Schuljahres (HRW 13.1.2021). Schulen 

wurden vom irakischen Bildungsministerium angewiesen, den Lehrbetrieb aus der Ferne fortzusetzen, 

einschließlich der Ablegung von Prüfungen. In den Abschlussjahrgängen müssen die Schüler ihre Prüfungen 
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jedoch in Anwesenheit ablegen. Einige Schulen haben hybride Unterrichtsmodelle eingerichtet, bei denen die 

Schüler an 2-3 Tagen pro Woche den Unterricht in Anwesenheit besuchen konnten. Ab Mai 2021 wurden jedoch 

alle Schulen wieder auf Fernstudien umgestellt (IOM 18.6.2021). Familien, die durch den IS-Konflikt vertrieben 

wurden, sind am meisten durch die Schulschließungen betroffen, da die meisten von ihnen keinen Zugang zu 

digitalen Lernmöglichkeiten haben (HRW 13.1.2021). Ebenso stehen Familien mit geringem Einkommen oder aus 

entlegenen Gebieten hinsichtlich eines Fernstudiums vor einem Hindernis, aufgrund der Erfordernis an eine 

stabile Internetleitung und an ein adäquates Equipment zu kommen (IOM 18.6.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% 90 

C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St 

and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• GIZ - Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (1.2021c): Irak - Gesellschaft, 

https://www.liportal.de/irak/gesellschaft/ , Zugriff 16.3.2021 [Anm.: Der Link ist nicht mehr abrufbar. Die Daten 

sind jedoch bei der Staatendokumentation archiviert und abrufbar]  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 10.2.2021  

• IOM - International Organization for Migration (18.6.2021): Information on the socio-economic situation in the 

light of COVID-19 in Iraq and in the Kurdish Region, requested by the Austrian Federal Office for Immigration and 

Asylum, Zugriff 21.6.2021  

• UNICEF - UN Children’s Fund, Central Statistical Organization (20.1.2021): Iraq Humanitarian Situation Report 

(IDP Crisis): End-Year 2020, https://reliefweb.int/sites/reliefweb.in 

t/files/resources/UNICEF%20Iraq%20Humanitarian%20Situation%20Report%20%28IDP %20Crisis%29%20-

%20End-Year%202020.pdf , Zugriff 25.8.2021  

• UNICEF - UN Children’s Fund, Central Statistical Organization, Kurdistan Region Statistical Office (2.2019): 2018 

Multiple Indicator Cluster Survey, Survey Findings Report, 

https://mics.unicef.org/files?job=W1siZiIsIjIwMTkvMDMvMDEvMTkvMjMvMTgvNTg5L0V 

uZ2xpc2gucGRmIl1d&sha=aea1de7cc6f6ec09 , Zugriff 5.8.2021  

• UN OCHA (2019): Iraq - Education Cluster Strategy, https://reliefweb.int/sites/reliefwe 

b.int/files/resources/1_Education-Cluster-Strategy-Iraq-2019-2019_02_10.pdf , Zugriff 16.3.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Menschen mit Behinderung oder besonderen Bedürfnissen  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Der Irak hat das internationale Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2012 

ratifiziert (UN 30.1.2012; vgl. AA 22.1.2021). Laut Verfassung garantiert die Regierung durch Gesetze und 

Verordnungen die soziale und gesundheitliche Sicherheit von Menschen mit Behinderungen, unter anderem 

durch den Schutz vor Diskriminierung und die Bereitstellung von Wohnraum und speziellen Pflege- und 

Rehabilitationsprogrammen. Trotz dieser Verfassungsgarantien gibt es keine Gesetze, welche die 

Diskriminierung von Menschen mit körperlichen, sensorischen, geistigen oder psychischen Behinderungen 
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verbieten (USDOS 30.3.2021). Der Irak hat eine der weltweit höchsten Raten an Menschen mit Behinderungen. 

Die WHO schätzt, dass bis zu einem Drittel der Iraker in irgendeiner Form körperlich oder psychisch beeinträchtigt 

ist. Dabei haben die lang anhaltenden Kriege und Konflikte zu dieser hohen Zahl beigetragen, unter anderem 

auch durch konfliktbedingte Verletzungen, durch Kämpfe, terroristische Angriffe sowie Sprengsätze und Minen. 

Weitere Faktoren sind Geburtsfehler, die durch mit Uran angereicherte Waffen verursacht wurden, die während 

der Konflikte von 1990 und 2003 zum Einsatz kamen, sowie chronische Krankheiten. Ein erheblicher Teil der 

Bevölkerung leidet an psychischen Beeinträchtigungen (DFAT 17.8.2020). Insgesamt haben Menschen mit 

Behinderungen nur begrenzten Zugang zu Bildung, Beschäftigung und Gesundheitsdiensten, Informationen, 

Kommunikation, Gebäuden, Verkehrsmitteln, dem Justizsystem oder anderen staatlichen Dienstleistungen 

(USDOS 30.3.2021).  

Stigmatisierung, geografische Entfernung und Zugänglichkeit halten Berichten zufolge viele Menschen mit 

Behinderungen davon ab, sich für Leistungen zu registrieren (DFAT 17.8.2020). Es gibt im Irak eine 5%-Quote für 

die Beschäftigung von invaliden Personen im öffentlichen Sektor (USDOS 30.3.2021; vgl. DFAT 17.8.2020). Im 

privaten Sektor gilt eine 3%-Quote (DFAT 17.8.2020). Dieselbengesetzlichen Quoten gelten in der Kurdischen 

Region im Irak (KRI). Im Jahr 2020 meldete die Kurdische Regionalregierung (KRG) 12.068 Beschäftigte mit 

Behinderungen im öffentlichen Dienst (USDOS 30.3.2021). Menschen mit Behinderungen haben Schwierigkeiten 

beim Zugang zu Bildung, öffentlichen Einrichtungen, Verkehrsmitteln und medizinischer Versorgung, weil diese 

meist nicht barrierefrei sind. Darüber hinaus haben sie Probleme beim Zugang zu Hilfsmitteln und barrierefreier 

Kommunikation, da diese nicht verfügbar sind und hohe Kosten verursachen (IOM 2021a). Das 

Arbeitsministerium des Irak leitet eine Unabhängige Kommission für die Betreuung von Menschen mit 

Behinderungen. In der Kurdischen Region im Irak (KRI) leitet der stellvertretende Minister für Arbeit und Soziales 

eine vergleichbare Kommission, die von einem eigenen Direktor innerhalb des Ministeriums verwaltet wird 

(USDOS 30.3.2021; vgl. DFAT 17.8.2020). Jeder irakische Staatsbürger, der sich um staatliche Dienstleistungen 

im Zusammenhang mit Behinderungen bewirbt, muss zunächst eine Komissionsbewertung erhalten (USDOS 

30.3.2021; vgl. DFAT 17.8.2020).  

Die meisten Menschen mit Behinderungen verfügen über ein geringes oder gar kein Einkommen. Sie sind von 

Möglichkeiten zur Sicherung ihres Lebensunterhalts, wie Berufsausbildung, Beschäftigung und Unterstützung bei 

der Unternehmensentwicklung, weitgehend ausgeschlossen. Darüber hinaus haben viele von ihnen keinen 

Zugang zu Sozialleistungen (IOM 2021a). Menschen mit Behinderungen sind in Höhe von 10% ihres Einkommens 

von der Steuer befreit und haben Anspruch auf zinsgünstige Darlehen und monatliche Geldleistungen, die ihren 

Bedürfnissen entsprechen. Vollzeitpflegekräfte, die nicht im öffentlichen Dienst beschäftigt sind, erhalten ein 

monatliches Gehalt in der Höhe des Mindestlohns des öffentlichen Dienstes (DFAT 17.8.2020). Im Jahr 2009 

wurde Gesetz 20 erlassen (Änderungen 2015 und 2019), das erstmals Opfern u.a. von Militäroperationen, 

militärischen Irrtümern und terroristischen Akten Kompensationen zuspricht. Dies gilt auch für teilweise oder 

vollständige Invalidität. Bei einer Invalidität von 75- 100% kann den Opfern entweder eine einmalige Zahlung von 

5 Millionen Irakischen Dinar (IQD) (Anm.: ca. 2.894 EUR) oder eine monatliche Zuwendung gewährt werden. Bei 

einer Invalidität von 50-75% beträgt der Zuschuss 3 bis 4,5 Millionen IQD (Anm.: ca. 1.737-2.605 EUR), bei einer 

Invalidität von weniger als 50% beträgt der Zuschuss 2,5 Millionen IQD (Anm.: ca. 1.447 EUR) (MRG 21.1.2020). 

Das Gesundheitsministerium stellt, sofern verfügbar, medizinische Versorgung, Leistungen und Rehabilitation für 

Menschen mit Behinderungen bereit. Auch andere Stellen, einschließlich des Amtes des Premierministers, 

können solche Leistungen gewähren. Das Arbeitsministerium stellt Darlehensprogramme für Menschen mit 

Behinderungen für die Berufsausbildung bereit 92 (USDOS 30.3.2021). Der Prozess nach dem entschieden wird, 
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wer Unterstützung bekommt, wird von Behindertenanwälten als politisiert beschrieben. Wer z.B. im Dienst der 

PMF verletzt wird, bekommt leichter Unterstützung, während jemand, der im Iran-Irak-Konflikt der 1980er Jahre 

gegen den Iran gekämpft hat, Gefahr läuft, seine Leistungen zu verlieren (DFAT 17.8.2020).  

Obwohl ein Dekret des Ministerrats aus dem Jahr 2016 den Zugang zu Gebäuden sowie zu Bildungs- und 

Arbeitseinrichtungen für Menschen mit Behinderungen anordnet, schränkt die unvollständige Umsetzung den 

Zugang weiterhin ein (USDOS 30.3.2021). Eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen ist Berichten 

zufolge im Bildungsbereich weit verbreitet. Ein Gesetz aus den 1950er Jahren, das immer noch in Kraft ist, 

schreibt vor, dass gehörlose Kinder die Schule nach der vierten Klasse verlassen müssen, während andere 

Gesetze und Praktiken Menschen mit anderen Formen von Behinderungen den Zugang zur Bildung auf allen 

Ebenen verwehren. Ein weiteres Bildungshindernis stellt der Mangel an geeigneten Lernmaterialien und Lehrern 

dar, welche qualifiziert sind mit Kindern mit Entwicklungsstörungen oder geistigen Behinderungen zu arbeiten 

(DFAT 17.8.2020). Das Arbeitsministerium betreibt jedoch mehrere Einrichtungen für Kinder und junge 

Erwachsene mit Behinderungen (USDOS 30.3.2021). Auf offizieller oder gesellschaftlicher Ebene gibt es wenig 

Verständnis oder Bewusstsein für die Herausforderungen und Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung (DFAT 

17.8.2020; vgl. IOM 2021a). Dies führt zu Stigmatisierung, Isolierung und Ausgrenzung von Menschen mit 

Behinderungen (IOM 2021a). Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen ist nach wie vor weit verbreitet, 

insbesondere wenn es sich um Personen mit psychischen Behinderungen oder um Frauen mit Behinderungen 

handelt (CRPD 23.10.2019). Frauen mit Behinderungen sind mit einem besonderen Stigma konfrontiert, da ihre 

Behinderung allgemein als „Schande für die Familie“ angesehen wird. Vielen ist es nicht erlaubt, das Haus zu 

verlassen oder von Außenstehenden gesehen zu werden (DFAT 17.8.2020).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• DFAT - Australian Government - Department of Foreign Affairs and Trade [Australien] (17.8.2020): DFAT 

Country Information Report Iraq, https://www.ecoi.net/en/file/local/203 6511/country-information-report-

iraq.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• CRPD - UN Committee on the Rights of Persons with Disabilities (23.10.2019): Concluding observations on the 

initial report of Iraq [CRPD/C/IRQ/CO/1], https://www.ecoi.net/en/file/l ocal/2019535/G1931119.pdf , Zugriff 

25.8.2021  

• IOM - International Organization for Migration (2021a): Persons with diabilities and their representative 

organizations in IRaq: Barriers, challenges, and priorities, https://iraq.iom.i 

nt/files/publications/OPDs%20report%20English.pdf , Zugriff  

• MRG - Minority Rights Group International (21.1.2020): Mosul after the Battle: Reparations for civilian harm 

and the future of Ninewa, https://www.ecoi.net/en/file/local/2023155/M RG_CFR_Iraq_EN_Jan201.pdf , Zugriff 

25.8.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021 93  
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Berufsgruppen & Menschen, die einer bestimmten Beschäftigung nachgehen  

Letzte Änderung: 14.09.2021  

Journalisten, Blogger, Menschenrechtsverteidiger, Intellektuelle, Richter und Rechtsanwälte sowie Mitglieder 

des Sicherheitsapparats, wie Polizisten und Soldaten, sind besonders gefährdet. Auch Mitarbeiter der 

Ministerien sowie Mitglieder von Provinzregierungen werden regelmäßig Opfer von Entführungen und gezielten 

Attentaten. Die Täter sind meist Angehörige von Milizen oder des Islamischen Staates (IS) (AA 21.1.2021).  

Es sind fast ausschließlich Angehörige von Minderheiten, die Alkohol verkaufen, vor allem Jesiden und Christen 

(AA 21.1.2021; vgl. USDOS 12.5.2021), sowie Mandäer/Sabäer (USDOS 12.5.2021). Das Verbot des 

Alkoholkonsums für Muslime hindert muslimische Geschäftsinhaber daran, Genehmigungen für den 

Alkoholverkauf zu beantragen. Christen werden deshalb als Strohmänner benutzt, um dieses Verbot zu umgehen 

(USDOS 12.5.2021). Läden, die Alkohol verkaufen, bzw. deren Inhaber und Angestellte, werden immer wieder 

Ziel von Entführungen oder Anschlägen (AA 14.10.2020). Im Oktober 2020 wurde beispielsweise ein 

Bombenanschlag auf ein von Christen betriebenes Spirituosengeschäft in Bagdad verübt. Nach Angaben von 

Anwohnern handelte es sich bei den Angreifern um mit der PMF verbündete Milizionäre (USDOS 12.5.2021). 

Auch Zivilisten, die für internationale Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen oder ausländische 

Unternehmen arbeiten sowie medizinisches Personal werden ebenfalls immer wieder Ziel von Entführungen 

oder Anschlägen (AA 21.1.2021). Im Juli 2021 gab es 13 Angriffe mit Bomben (IED) auf Konvois, die Nachschub 

für die USA transportierten. Vier in Dhi Qar, je zwei in Anbar, Babil und Diwaniyah, sowie je einen in Bagdad, 

Basra und Salah ad-Din (Wing 2.8.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (12.5.2021): 2020 Report on International Religious Freedom: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2051589.html , Zugriff 15.5.2021  

• Wing, Joel, Musings on Iraq (2.8.2021): Violence Picks Up Again In Iraq In July 2021, 

http://musingsoniraq.blogspot.com/2021/08/violence-picks-up-again-in-iraq-in-july.html , Zugriff 25.8.2021 Ex- 

Ba‘athisten  

Letzte Änderung: 14.09.2021  

Die Arabische Sozialistische Ba‘ath-Partei war kurzzeitig im Jahr 1963 und dann zwischen 1968 und 2003, bis zum 

Fall von Saddam Hussein, die herrschende Partei des Irak (EB o.D.). Mit der 94 neuen Verfassung von 2005 wurde 

die Ba‘ath Partei verboten ( EASO 1.2021 ). Ebenso ist es untersagt, Unterstützung für die verbotene Ba’ath-

Partei zu bekunden (USDOS 30.3.2021). Nach dem Fall des Regimes Saddam Husseins durchlief der Irak eine Ent-

Ba‘athifizierung, die die Auflösung der Ba‘ath-Partei und verschiedener, mit ihr verbundener Organisationen, 

umfasste. Es kam zu Verhaftungen ehemaliger hochrangiger Parteimitglieder sowie zur Säuberung des 

Staatsapparates, der Streitkräfte und der öffentlichen Verwaltung (UKHO 1.2020; vgl. ICTJ 3.2013). Im Zuge der 

Ent-Ba‘athifizierung wurden mit Wirkung vom 16.4.2003 alle militärischen Dienstgrade und Titel annulliert, 
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Wehrpflichtige und Mitarbeiter entlassen. In späterer Zeit konnten manche Ba‘ath Mitglieder wieder in den 

Dienst genommen werden, oft nach einem Rehabilitationskurs, die Kriterien für die Wiedereinsetzung waren 

jedoch unklar (ICTJ 3.2013). Schrittweise aufeinander folgende Gesetze zur Entfernung von Ba‘athisten aus dem 

öffentlichen Dienst basierten auf Schuld durch Assoziation anstatt individuell begangener und nachgewiesener 

Verbrechen (EUISS 10.2017). Einige mittel- bis hochrangige Ba‘athisten sind für schwere, unter dem Saddam-

Regime begangene Menschenrechtsverletzungen verantwortlich. Darüber hinaus wird berichtet, dass einige 

frühere Ba‘athisten Verbindungen zum sog. Islamischen Staat (IS) oder zu anderen aufständischen 

Organisationen, wie der „Armee der Männer des Naqshbandi-Ordens“ (JRTN, Jaysh Rijal al-Tariqa al-

Naqshbandiyya) haben (UKHO 1.2020). Obwohl viele Mitglieder der Ba’ath-Partei schiitisch waren, waren 

Sunniten in den oberen Rängen der Partei, im Militär und in den Sicherheitsdiensten überproportional vertreten. 

Sunniten stellen die Ent-Ba‘athifizierung wiederholt als „Ent-Sunnifizierung“ dar und beklagen, dass der Prozess 

zu einem Instrument konfessioneller Politik geworden ist (ICTJ 3.2013). Eine Vielzahl von ehemaligen Mitgliedern 

der seit 2003 verbotenen Ba‘ath-Partei ist, soweit nicht ins Ausland geflüchtet, häufig aufgrund der 

Anschuldigung terroristischer Aktivitäten in Haft. Viele von ihnen haben weder Zugang zu Anwälten noch Kontakt 

zu ihren Familien (AA 21.1.2021). Das 2006 verabschiedete irakische Ent-Ba‘athifizierungs-Gesetz verbietet 

ehemaligen Mitgliedern der Partei und des Regimes, führende Positionen, einschließlich Parlamentssitze, zu 

bekleiden (Anadolu 2.4.2018). Vormalige Ba‘athisthen, zumeist Sunniten, sind daher von einer Teilnahme an 

Wahlen ausgeschlossen (CEIP 25.2.2010; vgl. Anadolu 2.4.2018). 2008 hat das irakische Parlament das generelle 

Verbot für vormalige Ba‘athisten in Regierungspositionen zu arbeiten aufgehoben. Hochrangige Ba‘athisten 

blieben von Regierungspositionen ausgeschlossen (NYT 13.1.2008). Tausende vormalige Ba’ath-Mitglieder 

wurden in die Reihen des Islamischen Staats (IS) aufgenommen (Reuters 11.12.2015). In dessen Anfangszeit 

drückte auch der mittlerweile verstorbene Feldmarschall Izzat Ibrahim al-Douri, seit der Hinrichtung Saddam 

Husseins 2006, Anführer der im Untergrund weiterbestehenden Überreste der Ba’ath Partei, seine 

Unterstützung aus, bevor er sich später von ihm distanzierte (Al-Monitor 27.10.2020).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• Al-Monitor (27.10.2020): Iraqi Baath Party announces death of top adviser to Saddam Hussein, https://www.al-

monitor.com/originals/2020/10/saddam-advisor-douri-dead-baath -iraq.html , Zugriff 25.8.2021  

• Anadolu Agency (2.4.2018): Candidates barred from Iraq polls for Baath Party links, https: 

//www.aa.com.tr/en/middle-east/candidates-barred-from-iraq-polls-for-baath-party-links/1 106380 , Zugriff 

25.8.2021 

• CEIP - Carnegie Endowment for International Peace (25.2.2010): De-Baathification As A Political Tool: 

Commission Ruling Bans Political Parties and Leaders, https://carnegieen dowment.org/2010/01/26/de-

baathification-as-political-tool-commission-ruling-bans-politi cal-parties-and-leaders-pub-24778 , Zugriff 

13.3.2020  

• EASO - European Asylum Support Office (1.2021): Country Guidance: Iraq; Common analysis and guidance note, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2045437/Country_Guidanc e_Iraq_2021.pdf , Zugriff 3.3.2021  
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• EB - Encyclopaedia Britannica (o.D.) Baʿth Party, https://www.britannica.com/topic/BathParty , Zugriff 

25.8.2021  

• EUISS - European Union Institute for Security Studies (10.2017): Meet Iraq’s Sunni Arabs: A strategic profile, 

https://www.iss.europa.eu/sites/default/files/EUISSFiles/Brief%2026% 20Iraq%27s%20Sunnis_0.pdf , Zugriff 

25.8.2021  

• ICTJ - International Center for Transitional Justice (3.2013): A bitter legacy: Lessons of De-Baathification in Iraq, 

https://www.ictj.org/sites/default/files/ICTJ-Report-Iraq-De-Baa thification-2013-ENG.pdf , Zugriff 13.3.2020  

• Reuters (11.12.2015): How Saddam’s men help Islamic State rule, https://www.reuters.co 

m/investigates/special-report/mideast-crisis-iraq-islamicstate/ , Zugriff 25.8.2021  

• UK Home Office [UK] (1.2020): Country Policy and Information Note Iraq: Ba’athists, https: 

//www.ecoi.net/en/file/local/2024163/Iraq_-_Baathists_-_CPIN_-_v2.0_-_January_2020_- _EXT.pdf , Zugriff 

1.4.2021  

• UK Home Office [UK] (1.2021): Country Policy and Information Note Iraq: Sunni Arabs, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2043500/Iraq_-_Sunni_Arabs_-_CPIN_-_v3.0_-_Janua ry_2021_-_ext.pdf , 

Zugriff 1.4.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

Bewegungsfreiheit  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die irakische Verfassung und andere nationale Rechtsinstrumente erkennen das Recht aller Bürger auf 

Freizügigkeit, Reise- und Aufenthaltsfreiheit im ganzen Land an. Die Regierung respektiert das Recht auf 

Bewegungsfreiheit jedoch nicht konsequent. In einigen Fällen beschränken die Behörden die Bewegungsfreiheit 

von IDPs und verbieten Bewohnern von IDP-Lagern, ohne eine Genehmigung das Lager zu verlassen. Das Gesetz 

erlaubt es den Sicherheitskräften, als Reaktion auf Sicherheitsbedrohungen und Angriffe, die Bewegungsfreiheit 

im Land einzuschränken, Ausgangssperren zu verhängen, Gebiete abzuriegeln und zu durchsuchen (USDOS 

30.3.2021). 

In vielen Teilen des Landes, die von der IS-Kontrolle befreit wurden, kam es zu Bewegungseinschränkungen für 

Zivilisten, darunter sunnitische Araber sowie ethnische und religiöse Minderheiten, aufgrund von 

Kontrollpunkten von Sicherheitskräften (ISF, PMF, Peshmerga) (USDOS 30.3.2021). Checkpoints unterliegen oft 

undurchschaubaren Regeln verschiedenster Gruppierungen (NYT 2.4.2018). Der sog. Islamische Staat (IS) richtet 

falsche Checkpoints an Straßen zur Hauptstadt ein, um Zivilisten zu entführen bzw. Angriffe auf Sicherheitskräfte 

und Zivilisten zu verüben (AI 26.2.2019; vgl. Zeidel/al-Hashimis 6.2019). Kämpfer des sog. IS haben ihre 

Entführungsaktivitäten in den zwischen der kurdischen und irakischen Regierung umstrittenen Gebieten 

verstärkt (Rudaw 1.2.2020). So wurden beispielsweise Anfang 2020 bei zwei Vorfällen in den umstrittenen 

Gebieten von Diyala und Salah ad-Din, in der Garmiyan Region, mehrere Zivilisten an IS-Checkpoints entführt 

(Rudaw 1.2.2020; vgl. K24 31.1.2020, K24 2.2.2020). Die Garmiyan-Verwaltung ist eine inoffizielle Provinz der 

Kurdischen Region im Irak (KRI), die die drei Distrikte Kalar, Kifri und Chamchamal umfasst. Regionale kurdische 

Peshmerga- und Asayish-Kräfte sind für die Sicherheit in Garmiyan zuständig, während nationale irakische Kräfte 

die Region im Süden und Westen kontrollieren (K24 2.2.2020).  
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Der offizielle Wohnort wird durch die Aufenthaltskarte ausgewiesen. Bei einem Umzug muss eine neue 

Aufenthaltskarte beschafft werden, ebenso bei einer Rückkehr in die Heimatregion, sollte die ursprüngliche 

Bescheinigung fehlen (FIS 17.6.2019). Es gab zahlreiche Berichte, dass Sicherheitskräfte (ISF, Peshmerga, PMF) 

aus ethno-konfessionellen Gründen Bestimmungen, welche Aufenthaltsgenehmigungen vorschreiben, selektiv 

umgesetzt haben, um die Einreise von Personen in befreite Gebiete unter ihrer Kontrolle zu beschränken (USDOS 

30.3.2021). Angesichts der massiven Vertreibung von Menschen aufgrund der IS-Expansion und der 

anschließenden Militäroperationen gegen den IS zwischen 2014 und 2017 führten viele lokale Behörden strenge 

Einreise- und Aufenthaltsbeschränkungen ein, darunter unter anderem Bürgschafts-Anforderungen und in 

einigen Gebieten nahezu vollständige Einreiseverbote für Personen, die aus ehemals vom IS kontrollierten oder 

konfliktbehafteten Gebieten geflohen sind, insbesondere sunnitische Araber, einschließlich Personen, die aus 

einem Drittland in den Irak zurückkehren. Die Zugangs- und Aufenthaltsbedingungen sind nicht immer klar 

definiert und/oder die Umsetzung kann je nach Sicherheitslage variieren oder sich ändern. Bürgschafts-

Anforderungen sind in der Regel weder gesetzlich verankert noch werden sie offiziell bekannt gegeben (UNHCR 

11.1.2021).  

Die Bewegungsfreiheit verbesserte sich etwas, nachdem die vom sog. IS kontrollierten Gebiete wieder unter 

staatliche Kontrolle gebracht wurden (FH 3.3.2021). Die Regierung verlangt von Bürgern, die das Land verlassen, 

eine Ausreisegenehmigung. Diese Vorschrift wird jedoch nicht konsequent durchgesetzt (USDOS 30.3.2021). Eine 

Einreise in den Irak ist mit einem gültigen und von der irakischen Regierung anerkannten irakischen Nationalpass 

möglich. Die irakische Botschaft stellt zudem Passersatzpapiere an irakische Staatsangehörige zur einmaligen 

Einreise in den Irak aus. Iraker mit gültigem Reisepass genießen Reisefreiheit und können die Landesgrenzen 

problemlos passieren (AA 22.1.2021). Nach dem Ausbruch der COVID-19-Pandemie im März 2020 führten die 

Behörden auf nationaler und regionaler Ebene eine Reihe von Beschränkungen ein, darunter auch für die interne 

Bewe97 gungsfreiheit (UNHCR 11.1.2021. So war etwa die Bewegungsfreiheit in den großen Städten und 

zwischen den einzelnen Gouvernements zum Teil stark eingeschränkt (GIZ 1.2021a). Die Vorgehensweise der 

lokalen Behörden bei der Durchsetzung dieser Beschränkungen war in den einzelnen Gouvernements 

unterschiedlich. Die meisten Beschränkungen wurden ab August 2020 wieder aufgehoben (UNHCR 11.1.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• AI - Amnesty International (26.2.2019): Human rights in the Middle East and North Africa: Review of 2018 - Iraq 

[MDE 14/9901/2019], https://www.ecoi.net/en/file/local/2003674/M DE1499012019ENGLISH.pdf , Zugriff 

16.3.2021 • FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021  

• FIS - Finnish Migrations Service [Finnland] (17.6.2019): Irak: Tiendonhankintamatka Bagdadiin Helmikuussa 

2019 Paluut Kotialueille (Entisille ISIS-Alueille); Ajankohtaista Irakilaisista Asiakirjoista, 

https://migri.fi/documents/5202425/5914056/Irak+Tiedonhankintamatk 

a+Bagdadiin+helmikuussa+2019+Paluut+kotialueille+%28entisille+ISIS-alueille%29 

%3B+ajankohtaista+irakilaisista+asiakirjoista.pdf/c5019f7f-e3f7-981b-7cea-3edc1303aa 

78/Irak+Tiedonhankintamatka+Bagdadiin+helmikuussa+2019+Paluut+kotialueille+% 28entisille+ISIS-
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alueille%29%3B+ajankohtaista+irakilaisista+asiakirjoista.pdf , Zugriff 13.3.2020 • GIZ - Deutsche Gesellschaft für 

internationale Zusammenarbeit (1.2021a): Irak - Geschichte & Staat, https://www.liportal.de/irak/geschichte-

staat/ , Zugriff 16.3.2021 [Anm.: Der Link ist nicht mehr abrufbar. Die Daten sind jedoch bei der 

Staatendokumentation archiviert und einsehbar.]  

• K24 - Kurdistan 24 (31.1.2020): ISIS kidnaps 7 civilians at fake checkpoint in Kurdistan’s Garmiyan region, 

https://www.kurdistan24.net/en/story/21800-ISIS-kidnaps-7-civilians-at -fake-checkpoint-in-

Kurdistan%E2%80%99s-Garmiyan-region , Zugriff 16.3.2021  

• K24 - Kurdistan 24 (2.2.2020): ISIS abducts two brothers at fake checkpoint in Garmiyan, 

https://www.kurdistan24.net/en/story/21816-ISIS-abducts-two-brothers-at-fake-checkpoin t-in-Garmiyan , 

Zugriff 16.3.2021  

• NYT - New York Times, The (2.4.2018): In Iraq, I Found Checkpoints as Endless as the Whims of Armed Men, 

https://www.nytimes.com/2018/04/02/magazine/iraq-sinjar-checkp oints-militias.html , Zugriff 13.3.2020  

• Rudaw (1.2.2020): ISIS kidnaps 9 civilians in two nights in disputed areas of Diyala, Saladin provinces, 

https://www.rudaw.net/english/middleeast/iraq/010220201 , Zugriff 16.3.2021  

• UNHCR - UN High Commissioner for Refugees (11.1.2021): Relevant Country of Origin Information to Assist 

with the Application of UNHCR’s Country Guidance on Iraq; Ability of Persons Originating from Formerly ISIS-

Held or Conflict-Affected Areas to Legally Access and Remain in Proposed Areas of Internal Relocation, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2 043432/5ffc243b4.pdf , Zugriff 1.3.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html, Zugriff 1.4.2021  

• Zeidel, Ronan/ al-Hashimis, Hisham in: Terrorism Research Initiative (6.2019): A Phoenix Rising from the Ashes? 

Daesh after its Territorial Losses in Iraq and Syria, https://www.js tor.org/stable/26681907 , Zugriff 3.3.2021 98  

Einreise und Einwanderung in den Irak unter der Zentralregierung 

Letzte Änderung: 14.09.2021  

Die Regierung verlangt von Bürgern, die das Land verlassen, eine Ausreisegenehmigung. Diese Vorschrift wird 

jedoch nicht konsequent durchgesetzt (USDOS 30.3.2021). Eine Einreise in den Irak ist mit einem gültigen und 

von der irakischen Regierung anerkannten irakischen Nationalpass möglich. Die irakische Botschaft stellt zudem 

Passersatzpapiere an irakische Staatsangehörige zur einmaligen Einreise in den Irak aus. Iraker mit gültigem 

Reisepass genießen Reisefreiheit und können die Landesgrenzen problemlos passieren (AA 22.1.2021). Es gibt 

keine Bürgschaftsanforderungen für die Einreise in die Gouvernements Babil, Bagdad, Basra, Dhi-Qar, Diyala, 

Kerbala, Kirkuk, Maysan, Muthanna, Najaf, Qadissiyah und Wassit. Bürgschaftsanforderungen für die Einreise in 

die Gouvernements Maysan und Muthanna wurden 2020 aufgehoben (UNHCR 11.1.2021). Lokale PMF-Gruppen 

verhinderten in gewissen Gebieten die Rückkehr von Binnenvertriebenen, beispielsweise nach Salah ad-Din oder 

von Christen in mehrere Städte in der Ninewa-Ebene, darunter Bartalla und Qaraqosh (USDOS 30.3.2021). Für 

die Niederlassung in den verschiedenen Gouvernements existieren für Personen aus den vormals vom sog. IS 

kontrollierten Gebieten, insbesondere für sunnitische Araber, einschließlich Personen, die aus einem Drittland 

in den Irak zurückkehren, unterschiedliche Regelungen. Für eine Ansiedlung in Bagdad werden zwei Bürgen aus 

der Nachbarschaft benötigt, in der die Person wohnen möchte, sowie ein Unterstützungsschreiben des lokalen 

Mukhtar (Anm.: etwa Dorf-, Gemeindevorsteher). Für die Ansiedlung in Diyala, sowie in den südlichen 

Gouvernements Babil, Basra, Dhi-Qar, Kerbala, Maysan, Muthanna, Najaf, Qadisiya und Wassit sind ein Bürge 

und ein Unterstützungsschreiben des lokalen Mukhtar erforderlich. Ausnahmen stellen der nördliche Bezirks 

Muqdadiyah, der Unterbezirk Saadiyah im Bezirk Khanaqin, sowie der Norden des Unterbezriks Al-Udhim im 
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Bezirk Khalis dar, in denen Unterstützungsschreiben des lokalen Mukhtar, des nationalen Sicherheitsdiensts 

(National Security Service, NSS) und des Nachrichtendienstes notwendig sind. Für die Ansiedlung in der Stadt 

Kirkuk wird ein Unterstützungsschreiben des lokalen Mukhtar benötigt (UNHCR 11.1.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , 

Zugriff 3.3.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

• UNHCR - UN High Commissioner for Refugees (11.1.2021): Relevant Country of Origin Information to Assist 

with the Application of UNHCR’s Country Guidance on Iraq; Ability of Persons Originating from Formerly ISIS-

Held or Conflict-Affected Areas to Legally Access and Remain in Proposed Areas of Internal Relocation, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2 043432/5ffc243b4.pdf, Zugriff 1.3.2021  

Einreise und Einwanderung in die Kurdische Region im Irak (KRI)  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die Kurdischen Region im Irak (KRI) schränkt die Bewegungsfreiheit in den von ihr verwalteten Gebieten für 

Nicht-Einheimische ein (USDOS 30.3.2021). Es wird für die Einreise in die Gouvernements Dohuk, Erbil und 

Sulaymaniyah wird kein Bürge benötigt (UNHCR 11.1.2021). Inner-irakische Migration aus dem Zentralirak in die 

KRI ist grundsätzlich möglich. Durch ein Registrierungsverfahren wird der Zuzug jedoch kontrolliert (AA 

21.1.2021). Wer dauerhaft bleiben möchte, muss sich bei der kurdischen Geheimpolizei (Asayish-Behörde) des 

jeweiligen Bezirks anmelden (AA 21.1.2021; vgl. UNHRC 11.1.2021). Eine Sicherheitsfreigabe durch die Asayish 

ist dabei in allen Regionen der KRI notwendig (UNHCR 11.1.2021). Die Behörden verlangen von Nicht-

Ortsansässigen, dass sie einen in der Region ansässigen Bürgen vorweisen können (USDOS 11.3.2020). Eine 

zusätzliche Anforderung für alleinstehende arabische und turkmenische Männer ist, dass sie eine feste 

Anstellung und ein Unterstützungsschreiben ihres Arbeitgebers vorweisen müssen. In Dohuk muss eine Person 

in Begleitung des Bürgen, der die Einreise ermöglicht, vorstellig werden, um eine Aufenthaltsgenehmigung zu 

erhalten (UNHCR 11.1.2021). Die Aufenthaltsgenehmigung ist in der Regel einjährig erneuerbar (UNHCR 

11.1.2021; vgl. USDOS 30.3.2021). Personen ohne feste Anstellung erhalten jedoch nur eine einmonatige, 

erneuerbare Genehmigung. Auch alleinstehende arabische und turkmenische Männer erhalten generell nur eine 

monatlich erneuerbare Aufenthaltsgenehmigung. Unter Vorlage des Nachweises einer regulären Beschäftigung 

und eines Unterstützungsschreibens ihres Arbeitgebers können sie auch eine einjährige 

Aufenthaltsgenehmigung beantragen (UNHCR 11.1.2021).  

Informationen über die Anzahl der Anträge und Ablehnungen werden nicht veröffentlicht (AA 21.1.2021). Bürger, 

die aus dem Zentral- oder Südirak in die KRI einreisen (egal welcher ethno-religiösen Gruppe sie angehörten, 

auch Kurden) müssen Checkpoints passieren und Personen- und Fahrzeugkontrollen über sich ergehen lassen 

(USDOS 30.3.2021). Die kurdischen Behörden wenden Beschränkungen regional unterschiedlich streng an. Die 

Wiedereinreise von IDPs und Flüchtlingen wird - je nach ethno-religiösem Hintergrund und Rückkehrgebiet - 

mehr oder weniger restriktiv gehandhabt (USDOS 30.3.2021). Die kurdischen Behörden haben Tausende von 
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Arabern daran gehindert, in ihre Dörfer im Unterbezirk Rabia und im Bezirk Hamdaniya im Gouvernement 

Ninewa zurückzukehren, Gebiete, aus denen kurdische Einheiten 2014 den IS vertrieben und die territoriale 

Kontrolle übernommen hatten. Gleichzeitig jedoch erlaubte die KRG kurdischen Dorfbewohnern, in diese 

Gebiete zurückzukehren (HRW 13.1.2021). Checkpoints werden manchmal für längere Zeit geschlossen. Beamte 

hindern Personen, die ihrer Meinung nach ein Sicherheitsrisiko darstellen könnten, an der Einreise in die Region. 

Die Einreise ist für Männer oft schwieriger, insbesondere für arabische Männer, die ohne Familie reisen (USDOS 

30.3.2021).  

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 

ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% 100 

C3%Bcber_die_asyl-_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St 

and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf , Zugriff 3.3.2021  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 28.1.2021  

• UNHCR - UN High Commissioner for Refugees (11.1.2021): Relevant Country of Origin Information to Assist 

with the Application of UNHCR’s Country Guidance on Iraq; Ability of Persons Originating from Formerly ISIS-

Held or Conflict-Affected Areas to Legally Access and Remain in Proposed Areas of Internal Relocation, 

https://www.ecoi.net/en/file/local/2 043432/5ffc243b4.pdf , Zugriff 1.3.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2048100.html , Zugriff 1.4.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (11.3.2020): Country Report on Human Rights Practices 2019 – Iraq, 

https://www.ecoi.net/de/dokument/2026340.html , Zugriff 2.2.2021  

Grundversorgung und Wirtschaft  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Der Staat kann die Grundversorgung der Bürger nicht kontinuierlich und in allen Landesteilen gewährleisten. 

Einige Städte und Siedlungen sind weitgehend zerstört. Die Stabilisierungsbemühungen und der Wiederaufbau 

durch die irakische Regierung werden intensiv vom United Nations Development Programme (UNDP) und 

internationalen Gebern unterstützt (AA 22.1.2021). Wiederaufbauprogramme liefen vor der Corona-Krise 

vorsichtig an (GIZ 1.2021b). Versorgungsengpässe bei Strom und Wasser sowie die mangelnde 

Arbeitsbeschaffung sind die Gründe für die andauernden Proteste in Iraks großen Städten (GIZ 1.2021b). Die 

Versorgungslage für die irakische Wohnbevölkerung stellt sich, je nach Region, sehr unterschiedlich dar. Die 

Knappheit an Strom und sauberem Trinkwasser hat 2018 zu mehreren, zum Teil gewalttätigen Protesten im 

Süden geführt (GIZ 1.2021d). Nach Angaben der Weltbank (2018) leben 70% der Iraker in Städten, die 

Lebensbedingungen von einem großen Teil der städtischen Bevölkerung ist prekär, ohne ausreichenden Zugang 

zu grundlegenden öffentlichen Dienstleistungen. Die über Jahrzehnte durch internationale Isolation und Krieg 

vernachlässigte Infrastruktur ist sanierungsbedürftig (AA 22.1.2021).  

 
 

Wirtschaftslage  
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Die größtenteils staatlich geführte Wirtschaft Iraks wird vom Ölsektor dominiert (Fanak 5.6.2020). Dieser 

erwirtschaftet seit Jahren rund 90 bis 95% der Staatseinnahmen (AA 22.1.2021; vgl. GIZ 1.2021b). Abseits des 

Ölsektors besitzt der Irak kaum eigene Industrie. Hauptarbeitgeber ist der Staat (AA 22.1.2021). Die seit 2020 

sinkenden Ölpreise und die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie haben sich negativ auf die 

Wirtschaftsentwicklung niedergeschlagen, die wirtschaftlichen Probleme des Iraks verstärkt und zwei Jahre der 

stetigen Erholung zunichtegemacht (WB 5.4.2021; vgl. GIZ 1.2021b). Der Ölpreis fiel im April 2020 auf einen 

Tiefststand von 13,8 US-Dollar (Wing 2.6.2021). Im Zuge dessen haben sich auch die bestehenden 

wirtschaftlichen und sozialen Schwachstellen vertieft und den öffentlichen Unmut, der bereits vor COVID-19 

bestand, noch verstärkt. Die Fähigkeit der irakischen Regierung ein Konjunkturpaket für eine Wirtschaft zu 

schnüren, die in hohem Maße von Ölexporten abhängig ist, um Wachstum und Einnahmen zu erzielen, wird 

durch den fehlenden fiskalischen Spielraum eingeschränkt. Infolgedessen hat das Land die größte Schrumpfung 

seiner Wirtschaft seit 2003 erlebt (WB 5.4.2021). Die Prognosen der ökonomischen Entwicklung im Irak sind 

schlechter denn je (GIZ 1.2021b). Die wirtschaftlichen Aussichten des Irak hängen von der weiteren Entwicklung 

der COVID-19-Pandemie, den globalen Aussichten am Ölmarkt und von der Umsetzung von Reformen ab (WB 

5.4.2021). Seit Februar 2021 liegt der Ölpreis wieder über 60 US-Dollar/Barrel (Wing 2.6.2021). Es wird daher 

erwartet, dass sich die irakische Wirtschaft allmählich erholen wird (WB 5.4.2021).  

Ein wichtiger Faktor für die Landwirtschaft, vor allem im Süden des Irak, sind die Umweltzerstörung und der 

Klimawandel. Abnehmende Niederschläge, höhere Temperaturen und flussaufwärts gelegene Staudämme in der 

Türkei und im Iran haben den Wasserfluss im Euphrat und Tigris Becken verringert, in dem die Gouvernements 

Basra, Dhi Qar und Missan liegen. Die Verringerung des Wasserflusses hat Auswirkungen auf den Zugang zu 

Wasser, der für den Anbau von Pflanzen entscheidend ist (Altai 14.6.2021). Die Arbeitslosenquote im Irak stieg 

von 12,76% im Jahr 2019 auf 13,74% im Jahr 2020 (TE 2021). Laut Schätzung der Vereinten Nationen beträgt die 

Arbeitslosenquote 11%, bei Jugendlichen unter 24 Jahren ist sie doppelt so hoch und liegt bei 22,8%. Unter den 

IDPs sind fast 24% arbeitslos oder unterbeschäftigt (im Vergleich zu 18% im Landesdurchschnitt) (GIZ 1.2021b). 

Verschiedene Quellen geben, mit Verweis auf Regierungsquellen, Arbeitslosenquoten im Land zwischen 13,8% 

und 40% an (ACCORD 28.9.2021). Darüber hinaus ist fast ein Viertel der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 

nicht ausgelastet, also entweder arbeitslos oder unterbeschäftigt. Bei Frauen, die am Arbeitsmarkt teilnehmen, 

ist die Wahrscheinlichkeit höher, dass sie arbeitslos, unter- oder teilzeitbeschäftigt sind (ILO 2021). Besonders 

hoch ist die Arbeitslosigkeit bei IDPs, die in Lagern leben, wo 29% der Haushalte angaben, dass mindestens ein 

Mitglied arbeitslos ist und aktiv nach Arbeit sucht. Bei IDPs, die außerhalb von Lagern leben, sind es 22% und 

18% bei Rückkehrern (OCHA 2.2021). Die Arbeitsmarktbeteiligung im Irak war mit 48,7% im Jahr 2019 bereits vor 

der Ausbreitung des COVID-19-Virus eine der niedrigsten der Welt (IOM 18.6.2021; vgl. ILO 2021). Der 

wirtschaftliche Abschwung im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie hat die Beschäftigungsmöglichkeiten 

deutlich reduziert und die Löhne gesenkt (IOM 18.6.2021). Die Weltbank schätzt den Anteil der 

Arbeitssuchenden unter 24-Jährigen auf ca. 32%. Die Arbeitsmarktbeteiligung der Frauen liegt wesentlich unter 

dem Durchschnitt der MENA-Region (GIZ 1.2021b). Je nach Quelle liegt sie bei rund 12% (DFAT 17.8.2020), bzw. 

wird sie auf rund 20% geschätzt (ILO 2021). Die Frauenarbeitslosigkeit liegt bei etwa 29,7% (DFAT 17.8.2020).  

Einer Befragung vom Februar 2021 zufolge liegt das Durchschnittsgehalt für Fachkräfte im Irak bei 384 USD (~ 

561.180 IQD), das für ungelernte Arbeiter bei 215 USD (~ 314.200 IQD). Es zeigt sich dabei ein deutlicher 

Unterschied im Lohnniveau zwischen den vom Islamischen Staat (IS) zurückeroberten Gebieten und jenen, die 

nicht durch den IS besetzt waren. Für Fachkräfte liegt das Durchschnittsgehalt in den zurückeroberten Gebieten 

bei 289 USD (~ 422.350 IQD) 102 und in Gebieten, die nicht vom Konflikt betroffen waren, bei 460 USD (~ 672.250 
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IQD). Für ungelernten Arbeitskräften betragen die Durchschnittslöhne in den zurückeroberten Gebieten 158 USD 

(~ 230.900 IQD) und in Gebieten die nicht vom Konflikt betroffen waren 263 USD (~ 384.350 IQD). Die Armutsrate 

ist infolge der Wirtschaftskrise bis Juli 2020 auf ca. 30% angestiegen (AA 22.1.2021; vgl. ILO 2021), Laut Weltbank 

lag sie Anfang 2021 bei 22,5% (WB 5.4.2021). Dabei ist die Armutsrate in ländlichen Gebieten deutlich höher als 

in städtischen (ILO 2021). Aufgrund der COVID-19-Pandemie hatte die irakische Regierung Schwierigkeiten, die 

Gehälter der sechs Millionen Staatsbediensteten zu zahlen, und Millionen von Menschen, die im privaten und 

informellen Sektor arbeiten, haben ihre Beschäftigung und ihre Lebensgrundlage verloren. Nach Schätzungen 

von UNICEF und der Weltbankgruppe fielen im Jahr 2020 schätzungsweise 4,5 Millionen Iraker unter die 

Armutsgrenze von 1,90 US-Dollar pro Tag (IOM 18.6.2021). Einhergehend mit dem neuerlichen Ansteigen der 

Ölpreise wird auch eine Reduktion der Armutsrate um 7 bis 14% erwartet (WB 5.4.2021). Die Löhne liegen 

zwischen 200 und 2.500 USD (163,8 und 2.047,45 EUR), je nach Qualifikation und Ausbildung. Für ungelernte 

Arbeitskräfte liegt das Lohnniveau etwa zwischen 200 und 400 USD (163,8 und327,59 EUR) pro Monat (IOM 

18.6.2021). Nahrungsmittelversorgung Der Irak ist in hohem Maße von Nahrungsmittelimporten 

(schätzungsweise 50% des Nahrungsmittelbedarfs) abhängig (FAO 30.6.2020). Grundnahrungsmittel sind in allen 

Gouvernements verfügbar (IOM 18.6.2021). Aufgrund von Panikkäufen im Zusammenhang mit der COVID-19-

Pandemie kam es in den letzten beiden Märzwochen 2020 zu einem vorübergehenden Preisanstieg für 

Lebensmittel. Strenge Preiskontrollmaßnahmen der Regierung führten ab April 2020 zuerst zu einer 

Stabilisierung der Preise und ab Mai 2020 wieder zu einer Normalisierung (FAO 30.6.2020). Die lokalen Märkte 

haben sich in allen Gouvernements als widerstandsfähig angesichts der Pandemie bewährt (OCHA 2.2021). 

Vor der Covid-19-Krise war eines von fünf Kindern unter fünf Jahren unterernährt. 3,3 Millionen Kinder sind laut 

UNICEF immer noch auf humanitäre Unterstützung angewiesen (AA 21.1.2021). Etwa 4,1 Millionen Iraker 

benötigen humanitäre Hilfe (FAO 11.6.2021). Alle Iraker, die als Familie registriert sind und über ein monatliches 

Einkommen von höchstens 1.000.000 IQD (558,14 EUR) verfügen, haben Anspruch auf Zugang zum Public 

Distribution System (PDS) (IOM 18.6.2021). Das PDS ist ein universelles Lebensmittelsubventionsprogramm der 

irakischen Regierung, das als Sozialschutzprogramm kostenlose Lebensmittel subventioniert oder verteilt (WB 

2.2020). Formal erfordert die Registrierung für das PDS die irakische Staatsbürgerschaft sowie die Anerkennung 

als „Familie“, die durch einen rechtsgültigen Ehevertrag oder eine Verwandtschaft ersten Grades (Eltern, Kinder) 

erreicht wird. Alleinstehende Rückkehrer können sich bei ihren Verwandten ersten Grades registrieren lassen, 

z.B. bei ihrer Mutter oder ihrem Vater. Sollten alleinstehende Rückkehrer keine Familienangehörigen haben, 103 

bei denen sie sich anmelden können, erhalten sie keine PDS-Unterstützung (IOM 18.6.2021). Die angeschlagene 

finanzielle Lage des Irak wirkt sich auch auf das PDS aus (WB 5.4.2021), insbesondere der niedrige Ölpreis 

schränkt die Mittel ein (USDOS 30.3.2021). Der Anteil der Haushalte, der im Rahmen des PDS Überweisungen 

erhalten hat, ist um etwa 8% gesunken. Der Verlust von Haushaltseinkommen und Sozialhilfe hat die Anfälligkeit 

für Ernährungsunsicherheit erhöht (WB 5.4.2021). Das Programm wird von den Behörden jedoch nur sporadisch 

und unregelmäßig umgesetzt, mit begrenztem Zugang in den wiedereroberten Gebieten. Die Behörden verteilen 

nicht jeden Monat alle Waren, und nicht in jedem Gouvernement haben alle Binnenvertriebenen (IDPs) Zugang 

zum PDS. Es wird berichtet, dass IDPs den Zugang zum PDS verloren haben, aufgrund der Voraussetzung, dass 

Bürger nur an ihrem registrierten Wohnort PDS-Rationen und andere Dienstleistungen beantragen können 

(USDOS 30.3.2021).  

Aufgrund der Dürre kam es 2021 zu Ernteausfällen im Gouvernement Ninewa, sodass das 

Landwirtschaftsministerium (MoA) im April 2021 den Transport von Weizen und Gerste zwischen der KRI und 
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dem Rest des Landes einschränkte, mit Ausnahme des Transfers in die Lagerhäuser des MoA, um Spekulanten 

und Schmuggler einzudämmen (FAO 11.6.2021).  

Wasserversorgung  

Die Hauptwasserquellen des Irak sind der Euphrat und der Tigris, die 98% des Oberflächenwassers des Landes 

liefern (AGSIW 27.8.2021). Etwa 70% des irakischen Wassers haben ihren Ursprung in Gebieten außerhalb des 

Landes (GRI 24.11.2019). Beide Flüsse entspringen in der Türkei, während der Euphrat durch Syrien fließt und 

einige Nebenflüsse durch den Iran fließen (AGSIW 27.8.2021). Der Wasserfluss aus diesen Ländern wurde durch 

Staudammprojekte stark, um etwa 80% reduziert (GRI 24.11.2019; vgl. AGSIW 27.8.2021). Das verbleibende 

Wasser wird zu einem großen Teil für die Landwirtschaft genutzt, die rund 13 der 38 Millionen Einwohner des 

Landes ernährt (GRI 24.11.2019). 2019 berichtete die Internationale Organisation für Migration der Vereinten 

Nationen (IOM), dass 21.314 Iraker in den südlichen und zentralen Gouvernements des Irak aufgrund von 

Trinkwassermangel vertrieben wurden. Spannungen zwischen den Stämmen um Wasser nehmen zu. Der 

Wassermangel in den südlichen Gouvernements wie Missan und Dhi Qar und die immer wiederkehrenden 

Dürreperioden sind bereits die Hauptursache für lokale Konflikte (AGSIW 27.8.2021). Da die 

Niederschlagsperiode 2020/2021 die zweit niedrigste seit 40 Jahren war, kam es zu einer Verringerung der 

Wassermenge im Tigris und Euphrat um 29% bzw. 73% (UNICEF 29.8.2021). Trinkwasser ist in allen 

Gouvernements verfügbar (IOM 18.6.2021).  

Fast drei von fünf Kindern im Irak haben jedoch keinen Zugang zu einer sicheren Wasserversorgung, und weniger 

als die Hälfte aller Schulen im Land haben Zugang zu einer grundlegenden Wasserversorgung (UNICEF 29.8.2021). 

Die Wasserversorgung im Irak wird durch marode und teilweise im Krieg zerstörte Leitungen in Mitleidenschaft 

gezogen. Dies führt zu hohen Transportverlusten und Seuchengefahr. Im gesamten Land verfügt heute nur etwa 

die Hälfte der Bevölkerung über Zugang zu sauberem Wasser. (Industrie)abfälle führen zusätzlich zu 

Verschmutzung (AA 22.1.2021).  

Stromversorgung  

Die Stromversorgung des Irak ist im Vergleich zu der Zeit vor 2003 schlecht (AA 22.1.2021). Die meisten irakischen 

Städte haben keine 24-Stunden-Stromversorgung (DW 8.7.2021). Die Stromversorgung deckt nur etwa 60% der 

Nachfrage ab, wobei etwa 20% der Bevölkerung überhaupt keinen Zugang zu Elektrizität haben. Die verfügbare 

Kapazität variiert je nach Gebiet und Jahreszeit (Fanack 2020). Besonders in den Sommermonaten wird die 

Versorgungslage strapaziert (DW 8.7.2021). Selbst in Bagdad ist die öffentliche Stromversorgung vor allem in den 

Sommermonaten häufig unterbrochen (AA 22.1.2021). Das irakische Stromnetz verliert bei der 

Stromübertragung zwischen 40 und 50%. Dieser Verlust hat sowohl technische Gründe, z.B. beschädigte, 

unzureichend funktionierende oder veraltete Stromübertragungsanlagen, als auch nichttechnische Gründe wie 

Diebstahl oder Manipulation. So wird zum Beispiel dem Islamischen Staat (IS) vorgeworfen Strommasten 

sabotiert zu haben (DW 8.7.2021).  

Der IS hat im Jahr 2021 vermehrt das irakische Stromnetz angegriffen, indem er wiederholt Strommasten 

gesprengt hat (Wing 6.9.2021; vgl. Anadolu 2.7.2021). Allein im August 2021 wurden Masten in Bagdad, Babil, 

Diyala, Kirkuk, Ninewa und Salah ad-Din sabotiert (Wing 6.9.2021). Sabotageakte werden in jüngster Zeit 

zunehmend an Umspannwerken in Städten verübt und zielen auch auf die Trinkwasserversorgung, die 

Wasseraufbereitung und auf den Krankenhausbetrieb ab (VOA 14.8.2021). Am 2.7.2021 kam es zu einem 
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stundenlangen, landesweiten Stromausfall (Anadolu 2.7.2021; vgl. BBC 2.7.2021). Nur die Kurdische Region im 

Irak war davon nicht betroffen (BBC 2.7.2021). Häufige Stromausfälle führen zu Protesten. Mitte 2021 haben 

wütende Iraker Kraftwerke in Bagdad und Diyala gestürmt. Ende Juni 2021 ist der irakische Elektrizitätsminister, 

Majed Mahdi Hantoush, zurückgetreten (DW 8.7.2021).  
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Anbar  

Anbar gehört zu den Gouvernements, in denen die kritische Infrastruktur infolge des Konflikts mit dem sog. 

Islamischen Staat (IS) stark beeinträchtigt wurde. Dies gilt insbesondere für Schäden an Wohnhäusern, in der 

Landwirtschaft, an wichtigen kommunalen Dienstleistungen sowie in Industrie und Handel. Wiederaufbau und 

Sanierungsmaßnahmen wurden in den Jahren 2019 und 2020 fortgesetzt (EASO 1.2021). Laut einer Befragung 

im Distrikt Al-Qa’im vom Februar 2021 liegen die derzeitigen Durchschnittsgehälter für Fachkräfte bei 162 USD 

(~ 236.750 IQD) und reichen von unter 100 bis 345 USD (~ 146.141 bis 504.190 IQD). Nur wenige Arbeitgeber 

gaben an, auch ungelernte Arbeitskräfte zu beschäftigen, die im Durchschnitt 106 USD (~ 154.910 IQD) erhielten 

(IOM 9.2021h). Im Distrikt Fallujah ist das Durchschnittsgehalt für Fachkräfte wegen der COVID-19-Pandemie von 

347 USD (~ 507.110 IQD) auf 220 USD (~ 321.510 IQD) gesunken, für ungelernte Arbeitskräfte von 290 USD (~ 

423.810 IQD) auf 207 USD (~ 302.510 IQD) (IOM 9.2021i). Im Jahr 2018 waren etwa 1,31% der Bevölkerung des 

Gouvernements Anbar von akuter Armut betroffen und 4,65% waren armutsgefährdet (OPHI 10.9.2020). Das 

Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen (WFP) nennt Anbar als eines von fünf irakischen 

Gouvernements mit hoher Ernährungsunsicherheit (WFP 1.2021). Etwa 18,45% der Bevölkerung Anbars (rund 

330.900 Personen) sind unzureichend ernährt. Für rund 34,33% (rund 615.700 Personen) ist die Deckung des 

Nahrungsmittelbedarfs kritisch (WFP 9.2021). Bei der Verfügbarkeit von Lebensmitteln und anderen Waren hat 

Anbar im Zuge einer Untersuchung vom Juli 2020 zehn von zehn möglichen Punkten erhalten (WB, WFP, FAO, 

IFAD 9.2020). Die Bevölkerung der Anbars ist in erster Linie auf den Euphrat als Wasserquelle für häusliche, 

industrielle und landwirtschaftliche Verwendung angewiesen (NAS 16.2.2021). Im Jahr 2017 lag der Anteil der 

Bevölkerung mit Trinkwasserversorgung in Anbar bei 80% (CSO 2018k). Die Dürreperiode bedroht den 

Wasserzugang. Einige Familien in Anbar, die keinen Zugang zu Flusswasser haben, geben bis zu 80 USD (~ 116.860 

IQD) pro Monat für Wasser aus (NRC 23.8.2021). Die Stromversorgung in Anbar ist in einigen Städten auf weniger 

als zwei Stunden pro Tag gesunken. Die Einwohner sind fast ausschließlich auf Besitzer privater Generatoren 

angewiesen. Einwohner zahlen ein Viertel, bis zu einem Drittel ihres Monatsgehaltes, um generatorenerzeugten 

Strom zu kaufen (Shafaq 4.6.2021). UNDP hat den Bau eines Umspannwerks in al-Qa’im finanziert, das 2021 

fertiggestellt wurde (UNIraq 15.9.2021).  

Diyala 

Diyala hat durch den Konflikt mit dem sog. IS erhebliche Schäden an seiner Infrastruktur erlitten. Der Agrarsektor, 

Schulen, der Energiesektor, die Wasserressourcen sowie der Hygiene- und Gesundheitssektor sind betroffen. Es 

wird über Wiederaufbau und die Instandsetzungsmaßnahmen berichtet (EASO 1.2021). Einer Umfrage zufolge 

gingen 29% der befragten Personen in Diyala einer formellen Beschäftigung nach, 28% einer informellen und 

42% gingen keiner Beschäftigung nach. Als Gründe für Arbeitslosigkeit werden ein Mangel an Startkapital, der 

Lockdown aufgrund von COVID-19 (22%) und ein Mangel an verfügbaren Jobs genannt (DRC 4.2020). Einer 

Umfrage im Distrikt Al-Khalis vom Februar 2021 zufolge haben die meisten Arbeitgeber Gehälter wegen COVID-

19 gekürzt. Einige zahlten monatelang keine Gehälter, und manche reduzierten die Anzahl ihrer Beschäftigten. 

Die Durchschnittsgehälter für Fachkräfte liegen bei 170 USD (~ 248.440 IQD) und reichen von unter 100 bis 350 

USD (~ 146.140 bis 511.490 IQD). Vor der Pandemie war der Durchschnittslohn mit 224 USD (~ 327.360 IQD) 

höher. Nur wenige Arbeitgeber gaben an ungelernte Arbeitskräfte zu beschäftigen (IOM 9.2021j). Auch im 

Distrikt Al-Muqdadiya haben Arbeitgeber Löhne gekürzt, und es kam auch zu Entlassungen. Im Privatsektor 

beschäftigte Frauen waren Berichten zufolge stärker betroffen als Bedienstete im öffentlichen Sektor. Die 

Durchschnittsgehälter für Fachkräfte liegen zwischen 322 USD und 433 USD (~ 470.580 bis 632.790 IQD) (IOM 
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9.2021k). Im Distrikt Khanaqin haben Arbeitgeber etwa 70% ihrer Angestellten gehalten. Einige Angestellte 

haben gekündigt, entweder weil ihre Gehälter nicht gezahlt, oder weil sie gekürzt wurden. Die 

Durchschnittsgehälter von Fachkräften liegen bei USD 228 (~ 333.200 IQD), zwischen 200 und 300 USD (~ 292280 

bis 438.420 IQD). Vor der COVID-19- Pandemie lag das Durchschnittsgehalt bei 292 USD (~ 426.730 IQD). Nur 

wenige Arbeitgeber gaben an ungelernte Arbeitskräfte mit einem Durchschnittsgehalt von 178 USD (~ 260.130 

IQD) zu beschäftigen, etwas niedriger als vor COVID-19 (IOM 9.2021l). 117 Im Jahr 2018 waren etwa 0,21% der 

Bevölkerung des Gouvernements Diyala von akuter Armut betroffen und 3,64% waren armutsgefährdet (OPHI 

10.9.2020). Etwa 14,46% der Bevölkerung Diyalas (rund 207.600 Personen) leidet unter unzureichender 

Nahrungsmittelaufnahme. Für rund 10,84% (rund 155.700 Personen) ist die Deckung des Nahrungsmittelbedarfs 

kritisch (WFP 9.2021). Bei der Verfügbarkeit von Lebensmitteln und anderen Waren hat Diyala im Zuge einer 

Untersuchung vom Juli 2020 zehn von zehn möglichen Punkten erhalten (WB, WFP, FAO, IFAD 9.2020). Im Jahr 

2017 lag der Anteil der Bevölkerung mit Trinkwasserversorgung in Diyala bei 89,3% (CSO 2018l). Wegen des 

niedrigen Wasserpegels des Khurasan-Flusses, der Hauptwasserquelle im Distrikt Baquba, mussten Ende Mai 

2021 vier Wasseraufbereitungsanlagen in Baquba, Buhriz, al-Abbara und al-Tahrir abgeschaltet werden. Durch 

die Abschaltungen waren fast 400.000 Bewohner von der Wasserversorgung abgeschnitten (Shafaq 25.5.2021). 

Dem sog. Islamischen Staat (IS) werden Sabotageakte auf Strommasten, unter anderem auch im Gouvernement 

Diyala vorgeworfen. Die meisten solcher Anschläge finden in den nordirakischen Gouvernements Diyala, Kirkuk 

und Ninewa statt (New Arab 6.7.2021). Anfang August 2021 kam es in einigen Gebieten des Gouvernements zu 

einem totalem Stromausfall, verursacht durch die häufigen Sabotageakte des IS gegen Strommasten (Kirkuk Now 

7.8.2021). Mitte 2021 haben wütende Iraker aufgrund von häufigen Stromausfällen unter anderem ein Kraftwerk 

in Diyala gestürmt (DW 8.7.2021).  

Kirkuk  

Einer Umfrage im Distrikt Hawija vom Februar 2021 zufolge ist das Durchschnittsgehalt im Vergleich zum Niveau 

vor der COVID-19-Pandemie gesunken. Für Fachkräfte ist der Durchschnittslohn von 282 USD (~ 412.120 IQD) 

auf unter 200 USD (~ 292.280 IQD) gefallen, für ungelernte Arbeitskräfte von 165 USD (~ 241.130 IQD) auf 105 

USD (~ 153.450 IQD). Arbeitgeber haben durchschnittlich nur etwa 44% ihrer Angestellten gehalten (IOM 

9.2021m). Im Jahr 2018 waren etwa 0,44% der Bevölkerung des Gouvernements Kirkuk von akuter Armut 

betroffen und 1,9% waren armutsgefährdet (OPHI 10.9.2020). Etwa 9,8% der Bevölkerung Kirkuks (rund 152.200 

Personen) sind unzureichend ernährt. Für rund 3,92% (rund 60.900 Personen) ist die Deckung des 

Nahrungsmittelbedarfs kritisch (WFP 9.2021). Bei der Verfügbarkeit von Lebensmitteln und anderen Waren liegt 

Kirkuk hinter allen anderen irakischen Gouvernements. Außer Kirkuk haben alle Gouvernements bei der Frage 

von Verfügbarkeit von Waren zehn von zehn möglichen Punkten erhalten, Kirkuk nur 8,3 Punkte (ACCORD 

28.9.2021; vgl. WB, WFP, FAO, IFAD 9.2020). Im Jahr 2017 lag der Anteil der Bevölkerung mit 

Trinkwasserversorgung in Kirkuk bei 89,7% (CSO 2018m). Über 2.000 Familien im kurdischen Viertel der Stadt 

Kirkuk waren im Mai 2021 von Auswirkungen einer Wasserknappheit betroffen. Berichte zufolge erfolgte die 

Versorgung mit Wasser, welches unsauber war, nur alle zwei bis sieben Tage. Einwohner mussten Wasser kaufen, 

das jedoch zu salzhaltig zum trinken gewesen sei (Rudaw 29.5.2021). Das Gouverne118 ment Kirkuk ist für seinen 

Wasserbedarf für Bewässerung, als Trinkwasser und für industriellen Gebrauch hauptsächlich auf Grundwasser 

angewiesen. Eine Untersuchung der Wasserqualität von 60 Brunnen im Gouvernement hat bei 30 der getesteten 

Brunnen eine Kontaminierung des Wassers mit Coliformen- und E-coli Bakterien ergeben. Die Untersuchung der 

entnommenen Proben hat außerdem ergeben, dass die meisten Parameter für eine Verwendung als Trinkwasser 

nicht erreicht wurden. Die Qualität hat sich im Untersuchungszeitraum von 2017 bis 2019 verschlechtert 
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(Tameemi 2020). Die Stromversorgung der Stadt Kirkuk durch das nationale Energienetz ist laut dem 

Pressesprecher der Direktion für Elektrizität in Kirkuk abwechselnd für drei Stunden aktiv und für drei Stunden 

inaktiv. In manchen Stadtvierteln Kirkuks, wie Qadisiya, Nasir und Askari, stehen den Einwohnern weniger als 

zehn Stunden Strom am Tag zur Verfügung (Kirkuk Now 7.8.2021). Im Mai 2021 hat mangelhafte 

Stromversorgung die Versorgung mit Wasser in der Stadt Kirkuk beeinträchtigt (Rudaw 29.5.2021). Mangelnde 

Stromversorgung durch das nationale Stromnetz und durch den Ausfall von Generatoren beeinträchtigt auch die 

Erbringung gewisser medizinischer Dienste, die beständige Stromzufuhr erfordern, z.B. im Rahimawa-

Gesundheitszentrum, einem der größten staatlichen Krankenhäuser der Stadt Kirkuk (Kirkuk Now 20.4.2021). 

Dem IS werden Sabotageakte auf Strommasten, unter anderem auch im Gouvernement Kirkuk vorgeworfen 

(New Arab 6.7.2021). Anfang August 2021 kam es in einigen Gebieten des Gouvernements zu einem totalem 

Stromausfall, verursacht durch die häufigen Sabotageakte des IS gegen Strommasten (Kirkuk Now 7.8.2021).  

Ninewa  

Im Jahr 2018 waren etwa 1,54% der Bevölkerung des Gouvernements Ninewa von akuter Armut betroffen und 

3,01% waren armutsgefährdet (OPHI 10.9.2020). In drei Distrikten des Gouvernement Ninewa, Hamdaniya, Tal 

Afar und Sinjar wird die hohe Arbeitslosigkeit als größere Bedrohung als der IS angesehen. Viele sind der Ansicht, 

dass sich die Einwohner ihrer Gemeinden aus wirtschaftlicher Not den diversen Sicherheitsakteuren anschließen 

würden (USIP 22.6.2021).  

Einer Umfrage im Distrikt Al-Bakir vom Februar 2021 zufolge liegt das Durchschnittsgehalt für Fachkräfte 

zwischen 34 und 612 USD (~ 49.690 bis 894.390 IQD), das für ungelernte Arbeiter zwischen 82 und 408 USD (~ 

119.840 bis 596.260 IQD). Der Umfrage zufolge ist etwa die Hälfte der Familien sehr bedürftig, und mehr als 80% 

der jungen Menschen sind arbeitslos (IOM 9.2021n).  

Im Distrikt Al-Shikhan liegt das Durchschnittsgehalt bei 275 USD (~ 401.890 IQD), zwischen 100 und 690 USD (~ 

146140 bis 1.008.380 IQD). Etwa die Hälfte der Arbeitgeber gibt an, ungelernte Arbeitskräfte zu beschäftigen, 

die im Durchschnitt 200 USD (~ 292.280 IQD) erhalten, wobei die Löhne von unter 100 bis zu 480 USD (~ 146.140 

bis 701.480 IQD) reichten. (IOM 9.2021o).  

Im Distrikt Ba’aj Markaz liegt das Durchschnittsgehalt für Fachkräfte bei 168 USD (~ 245.520 IQD), und reicht von 

etwa 100 bis zu 310 USD (~ 146.140 bis 453.0450 IQD). Allerdings gab nur ein Drittel der befragten Arbeitgeber 

an Fachkräfte zu beschäftigen. Nur ein Unternehmen gab an ungelernte Arbeitskräfte zu beschäftigen (IOM 

9.2021p). In Tel Azer im Distrikt Ba’aj verdient eine Fachkraft durchschnittlich 185 USD (270.360 IQD), wobei 119 

die Spanne zwischen unter 100 bis 345 USD (~ 146.140 bis 504.190 IQD) reicht. Es gaben jedoch nur 71% der 

befragten Arbeitgeber an, qualifizierte Arbeitskräfte zu beschäftigen, und einige wenige haben ungelernte 

Arbeitskräfte. Manche beschäftigen auch Verwandte, die nicht bezahlt werden (IOM 9.2021q). In Bab Lakash, in 

Mossul erhalten Fachkräfte im Durchschnitt 188 USD (~ 274750 IQD), ungelernte Arbeitnehmer 122 USD (~ 

178.290 IQD). Mehr als die Hälfte der Familien in der Gemeinde wird als vulnerable eingestuft. Etwa 75% der 

Jugendlichen sind arbeitslos (IOM 9.2021r).  

In Qayrawan im Distrikt Sinjar liegen die Durchschnittslöhne für qualifizierte Arbeitskräfte zwischen 61 und 102 

USD (~ 89.150 bis 149.060), mit einem Durchschnitt von 85 USD (~ 124.220 IQD). Nur ein Drittel der Unternehmen 

gibt an Fachkräfte zu beschäftigen. Ungelernte Arbeitskräfte werden der Umfrage zufolge von keinem 

Unternehmen angestellt. Frauen verdienen nach Schätzungen im Durchschnitt 42 USD (~ 61.380 IQD) (IOM 
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9.2021s). In den Ortschaften Tel Banat und Tel Qassab in Sinjar reicht die Gehaltsspanne für Fachkräfte von 100 

und 600 USD (~ 146.140 bis 876.850 IQD), wobei das Durchschnittsgehalt bei 234 USD (~ 341.970 IQD) liegt. Nur 

67% der Arbeitgeber geben jedoch an Fachkräfte zu beschäftigen. Wenige haben ungelernte Arbeitskräfte 

angestellt (IOM 9.2021t).  

Im Distrikt Tel Afar liegt das Durchschnittsgehalt für Fachkräfte bei 233 USD (~ 340.510 IQD), reicht von 100 bis 

544 USD (~ 146.140 bis 795.010 IQD). Etwa die Hälfte der Arbeitgeber gibt an auch ungelernte Arbeitskräfte zu 

beschäftigen, deren Durchschnittsgehalt bei 162 USD (~ 236.750 IQD) liegt. Die Spanne reicht von unter 85 USD 

bis zu 340 USD (~ 124.220 bis 496.880 IQD). Der Umfrage zufolge leben etwa 30% bis 40% der Familien in Tel 

Afar unterhalb der Armutsgrenze. Etwa 60% der Jugendlichen sind arbeitslos. Arbeitslosigkeit ist besonders unter 

Frauen und Menschen mit Behinderungen besonders hoch (IOM 9.2021u).  

Das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen (WFP) nennt Ninewa als eines von fünf irakischen 

Gouvernements mit hoher Ernährungsunsicherheit (WFP 1.2021). Etwa 10,28% der Bevölkerung Ninewas (rund 

375.500 Personen) sind unzureichend ernährt. Für rund 11,7% (rund 427.300 Personen) ist die Deckung des 

Nahrungsmittelbedarfs kritisch (WFP 9.2021). Bei der Verfügbarkeit von Lebensmitteln und anderen Waren hat 

Ninewa im Zuge einer Untersuchung vom Juli 2020 zehn von zehn möglichen Punkten erhalten (WB, WFP, FAO, 

IFAD 9.2020). Im Sommer 2021 kam es in NInewa zu dürrebedingten Ernteausfällen. Das 

Landwirtschaftsministerium (MOA) schränkte daher den Handel von Weizen und Gerste zwischen der KRI und 

dem Rest des Landes ein, mit Ausnahme des Transfers in Lagerhäuser des MOA, um spekulative Händler und 

Schmuggler davon abzuhalten, von den höheren Inlandspreisen zu profitieren (FAO 11.6.2021). Im Jahr 2017 lag 

der Anteil der Bevölkerung mit Trinkwasserversorgung in Ninewa bei 87,1% (CSO 2018n).  

Fehlender Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen, wie Wasser- und Stromversorgung, bleibt eine 

Herausforderungen für ländliche Gebiete der Ninewa Ebene und den Distrikt Sinjar (EASO 1.2021). Dem IS 

werden Sabotageakte auf Strommasten, unter anderem auch im Gouvernement Ninewa vorgeworfen (New Arab 

6.7.2021).  

Salah ad-Din  

Salah ad-Din ist eines der Gouvernements, in denen infolge des Konflikts mit dem sog. IS besonders hohe Schäden 

an der Infrastruktur entstanden sind, darunter in der Landwirtschaft, in der Wasserversorgung, sowie im Sanitär- 

und Hygienesektor. Der Wiederaufbau ging im Jahr 2019 nur langsam voran (EASO 1.2021). Die Erwerbsquote in 

Salah ad-Din ist von 10,8% im Jahr 2016 auf 9,5% im Jahr 2017 gefallen. Auch die Arbeitslosenrate ist gefallen, 

von 40,8% im Jahr 2016 auf 38,2% im Jahr 2017 (CSO 2018c; vgl. ACCORD 10.9.2021). Einer Umfrage zufolge 

gingen 21% der befragten Personen in Salah ad-Din einer formellen Beschäftigung nach, 36% einer informellen 

und 49% gingen keiner Beschäftigung nach. Als Gründe für Arbeitslosigkeit werden ein Mangel an Startkapital, 

der Lockdown aufgrund von COVID-19 (22%) und ein Mangel an verfügbaren Jobs genannt (DRC 4.2020). Einer 

Umfrage im Distrikt Baiji vom Februar 2021 zufolge liegt das Durchschnittseinkommen für Fachkräfte bei 189 

USD und reicht von 68 bis 282 USD (~ 99.380 bis 412.120 IQD). Für ungelernte Arbeiter liegt das 

Durchschnittsgehalt bei 115 USD (~ 168.060 IQD) (IOM 9.2021v). Im Jahr 2018 waren etwa 0,27% der 

Bevölkerung des Gouvernements Salah ad-Din von akuter Armut betroffen und 2,58% waren armutsgefährdet 

(OPHI 10.9.2020). Das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen (WFP) nennt Salah ad-Din als eines von 

fünf irakischen Gouvernements mit hoher Ernährungsunsicherheit (WFP 1.2021). Etwa 1,85% der Bevölkerung 
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Salah ad-Dins (rund 26.200 Personen) sind unzureichende ernährt. Für rund 6,17% (rund 87.100 Personen) ist 

die Deckung des Nahrungsmittelbedarfs kritisch (WFP 9.2021). Bei der Verfügbarkeit von Lebensmitteln und 

anderen Waren hat Salah ad-Din im Zuge einer Untersuchung vom Juli 2020 zehn von zehn möglichen Punkten 

erhalten (WB, WFP, FAO, IFAD 9.2020). Im Jahr 2017 lag der Anteil der Bevölkerung mit Trinkwasserversorgung 

in Salah ad-Din bei 63,2% (CSO 2018o). Anfang August 2021 kam es in einigen Gebieten des Gouvernements 

Salah ad-Din zu einem totalem Stromausfall, verursacht durch die häufigen Sabotageakte des IS gegen 

Strommasten (Kirkuk Now 7.8.2021).  
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Rückkehr  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Die freiwillige Rückkehrbewegung irakischer Flüchtlinge aus anderen Staaten befindet sich, im Vergleich zu 

anderen Herkunftsstaaten, auf einem relativ hohen Niveau. Die Sicherheit von Rückkehrern ist von einer Vielzahl 

von Faktoren abhängig, unter anderem von ihrer ethnischen und konfessionellen Zugehörigkeit, ihrer politischen 

Orientierung und den Verhältnissen vor Ort (AA 22.1.2021). 132 Zu den größten Herausforderung für Rückkehrer 

zählen die Suche nach einem Arbeitsplatz bzw. Einkommen. Andere Herausforderungen bestehen in der Suche 

nach einer bezahlbaren Wohnung, psychische und psychologische Probleme, sowie negative Reaktionen von 

Freunden und Familie zu Hause im Irak (IOM 2.2018). Reintegration und Sicherheit werden durch Schutz, 
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Stabilisierung, Rechtsstaatlichkeit und sozialen Zusammenhalt beeinflusst. An vielen Orten bleiben auch nach 

der Niederlage des sog. Islamischen Staates (IS) Quellen der Gewalt bestehen, die Rückkehrer betreffen können. 

In einigen Fällen kann Gewalt sogar durch die tatsächliche Rückkehr verschiedener Bevölkerungsgruppen an 

einen bestimmten Ort geschürt werden. Gewaltrisiken bleiben anhaltende Angriffe des IS oder anderer 

bewaffneter Gruppen, aber auch soziale Konflikte in Form von ethnischkonfessionellen oder stammesbedingten 

Spannungen und Gewalt, darunter auch Racheakte. Auch politische Konkurrenz spielt bei diesem Risiko eine 

Rolle, da verschiedene Sicherheitsakteure in der fragmentierten Sicherheitskonfiguration nach dem Konflikt im 

Irak um territoriale Vorherrschaft ringen (IOM 2021). Eine Untersuchung von 2020, zu der fast 7.000 

Binnenvertriebene und 2.700 Rückkehrer befragt wurden, hat ergeben, dass die Zahl der Rückkehrerhaushalte, 

die mehr als 20% ihrer monatlichen Gesamtausgaben für Gesundheit oder Medikamente ausgeben, im Jahr 2020 

stark, auf 38% gestiegen ist (im Vergleich zu 7% im Jahr 2019) (IOM 18.6.2021). Hinsichtlich der Beschäftigung 

berichteten etwa 12% der befragten Rückkehrerhaushalte von vorübergehender und 1% von dauerhafter COVID-

19-bedingter Arbeitslosigkeit. In der Kurdischen Region im Irak (KRI) waren mehrere Distrikte im Gouvernement 

Erbil besonders von COVID-19-bedingter Arbeitslosigkeit betroffen. 71% der IDP- und Rückkehrerhaushalte im 

Distrikt Rawanduz meldeten vorübergehende oder dauerhafte Arbeitslosigkeit aufgrund von COVID-19, im 

Distrkt Shaqlawa waren es 56%.  

Im Gouvernement Sulaymaniyah war der Distrikt Dokan mit 52% am stärksten betroffen. Im föderalen Irak war 

der Distrikt Al-Kut im Gouvernement Wassit am stärksten von COVID-19-bedingter Arbeitslosigkeit betroffen. 

56% seiner IDP- und Rückkehrerhaushalte meldeten vorübergehende oder dauerhafte Arbeitslosigkeit aufgrund 

von COVID-19 (IOM 18.6.2021). Im Jahr 2020 hatten 59% der Rückkehrer ein durchschnittliches 

Monatseinkommen von weniger als 480.000 Irakischen Dinar (IQD) (~ 267,90 EUR) (im Vergleich zu 55% im Jahr 

2019 und 71% im Jahr 2018). Bei Rückkehrerhaushalten, die von alleinstehenden Frauen geführten wurden, lag 

der Anteil sogar bei 79%. In der KRI waren die Haushaltseinkommen von Binnenvertriebenen und 

Rückkehrerhaushalten im Jahr 2020 besonders niedrig: In den Bezirken Chamchamal, Halabcha, Rania und und 

Dokan im Gouvernement Sulaymaniyah und im Bezirk Koysinjag im Gouvernement Erbil hatten im 

Berichtszeitraum der MCNA-VIII-Erhebung (Juli - September 2021) zwischen 92% und 93% der 

Rückkehrerhaushalte ein Monatseinkommen von weniger als 480.000 IQD (IOM 18.6.2021). Die lange Zeit sehr 

angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt wird zusehends besser, jedoch gibt es sehr viel mehr Kauf- als 

Mietangebote. In der Zeit nach Saddam Hussein sind die Besitzverhältnisse von Immobilien zuweilen noch 

ungeklärt. Nicht jeder Vermieter besitzt auch eine ausreichende Legitimation zur Vermietung (GIZ 1.2021d).  

Um die Rückkehr von Flüchtlingen in die Herkunftsgebiete zu erleichtern, fianziert das UNDP die Umsetzung von 

Projekten zur Wiederherstellung der Infrastruktur, der Existenzgrundlagen und des sozialen Zusammenhalts in 

Anbar, Diyala, Kirkuk, Ninewa und Salah ad-Din. Darüber hinaus führte das Programm der Vereinten Nationen 

für Won- und Siedlungswesen (UN-Habitat) Schnellbewertungen von zerstörten Häusern in Gebieten von Ninewa 

durch und unterstützte 2.190 Familien, deren Häuser zerstört wurden, bei der Registrierung von 

Entschädigungsansprüchen. UN-Habitat stellte weiterhin Wohnberechtigungsscheine für jesidische Rückkehrer 

in Sinjar aus (UNSC 3.8.2021). Es gibt mehrere Organisationen, die Unterstützung bei der Wiedereingliederung 

anbieten, darunter ETTC (Europäisches Technologie- und Ausbildungszentrum), IOM (Internationale 

Organisation für Migration) und GMAC (Deutsche Zentrum für Jobs, Migration und Reintegration). Ebenso gibt 

es mehrere NGOs, die bedürftigen Menschen finanzielle und administrative Unterstützung bereitstellen sowie 

Institutionen, die Darlehen für Rückkehrer anbieten. Beispielsweise Bright Future Institution in Erbil, die Al-Thiqa 

Bank, CHF International/Vitas Iraq, die National Bank of Iraq, die Al-Rasheed Bank und die Byblos Bank (IOM 
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18.6.2021). In der KRI gibt es mehr junge Menschen, die sich nach ihrer Rückkehr organisieren. Eine Fortführung 

dieser Tendenzen wird aber ganz wesentlich davon abhängen, ob sich die wirtschaftliche Lage in der KRI kurz- 

und mittelfristig verbessern wird (AA 22.1.2021).  
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Staatsbürgerschaft und Dokumente  

Letzte Änderung: 15.10.2021  

Artikel 18 der irakischen Verfassung besagt, dass jede Person, die zumindest über einen irakischen Elternteil 

verfügt, die Staatsbürgerschaft erhält und somit Anspruch auf Ausweispapiere hat (Irakische 

Nationalversammlung 15.10.2005; vgl. USDOS 30.3.2021). Dies wird in Artikel 3 des irakischen 

Staatsbürgerschaftsgesetzes von 2006 bestätigt, jedoch wird in Artikel 4 darauf hingewiesen, dass Personen, die 

außerhalb des Iraks von einer irakischen Mutter geboren werden und deren Vater entweder unbekannt oder 

staatenlos ist, vom Minister für die irakischen Staatsbürgerschaft in Betracht gezogen werden können. Dies 

geschieht, wenn sich die besagte Person innerhalb eines Jahres nach ihrer Vollmündigkeit für die irakische 

Staatsbürgerschaft entscheidet. Wenn dies aus schwierigen Gründen unmöglich ist, kann die Person trotzdem 

noch um die irakische Staatsbürgerschaft ansuchen. In jedem Fall muss der Antragsteller zum Zeitpunkt seiner 

Bewerbung aber im Irak ansässig sein (Irakische Nationalversammlung 7.3.2006). Eine Doppelstaatsbürgerschaft 

ist per Staatsbürgerschaftsgesetz No.26/2006, Artikel 10 erlaubt (RoI MoFA 2021b). Für die Ausstellung einer 

Geburtsurkunde für ein im Ausland geborenes Kind ist eine Registrierung bei der Konsularabteilung einer 

irakischen Botschaft notwendig. Der Vater der Kindes muss in der Konsularabteilung der Botschaft anwesend 

sein. Im Fall seines Ablebens ist der Ehevertrag ein erforderliches Dokument, um die Vaterschaft des Kindes zu 

belegen. Innerhalb von zwei Monaten nach dem Geburtstermin muss eine beglaubigte Geburtsbestätigung von 
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der zuständigen Behörde des Landes, in dem die Geburt erfolgte, vorgelegt werden. Bei Verspätung ist eine 

Gebühr für die verzögerte Registrierung in Höhe von zehntausend irakischen Dinar [Anm.: 5,69 € (Stand 

April.2021)] zu bezahlen (RoI MoFA 2021a). Laut dem irakischen Passgesetz kann jede Person über 18 Jahren, 

unabhängig von ihrem Geschlecht und ohne Erlaubnis des Vormunds einen Pass erhalten (Irakisches 

Innenministerium 2017). Ein Personalausweis wird etwa für den Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen wie 

Nahrungsmittelhilfe, Gesundheitsversorgung, Beschäftigung, Bildung und Wohnen benötigt (USDOS 30.3.2021; 

vgl. FIS 17.6.2019). Er wird auch für die Beantragung anderer amtlicher Dokumente, wie den Reisepass, benötigt 

(FIS 17.6.2019). Im Oktober 2015 ist ein neues nationales Ausweisgesetz in Kraft getreten. Laut diesem soll ein 

neuer biometrischer Personalausweis vier Karten ersetzen: den alten Personalausweis, den 

Staatsangehörigkeitsnachweis, den Aufenthaltsnachweis und den Lebensmittelausweis. Seit der Jahreswende 

2015/2016 werden die neuen Ausweise sukzessive ausgestellt, bisher mehr als zehn Millionen (FIS 17.6.2019). In 

den seit 2016 ausgestellten Personalausweisen ist die Religionszugehörigkeit des Inhabers nicht mehr vermerkt, 

obwohl bei der Online-Beantragung immer noch nach dieser Information gefragt wird, und ein Datenchip auf 

dem Ausweis weiterhin Angaben zur Religion enthält (USDOS 12.5.2021). Viele Iraker besitzen nach wie vor ihren 

alten Personalausweis und den erforderlichen Staatsbürgerschaftsnachweis. Zwar haben die alten Ausweise kein 

Ablaufdatum, doch werden sie laut irakischen Behörden im Jahr 2024 ihre Gültigkeit verlieren. Die alten 

Ausweise werden dabei nach wie vor an Orten ausgegeben, an denen die notwendigen Gegebenheiten für die 

Ausstellung der neuen Dokumente nicht vorhanden sind. Da Ausweise in der Regel nur an 135 den Orten der 

Aufenthaltsmeldung ausgestellt werden, benötigen IDPs häufig die Hilfe anderer, um zumindest an einen alten 

Ausweis zu kommen (FIS 17.6.2019). Jedoch können Frauen ohne die Zustimmung eines männlichen Vormunds 

oder gesetzlichen Vertreters weder einen Reisepass beantragen (USDOS 30.3.2021; vgl. FH 3.3.2021) noch einen 

Personalausweis bekommen, der etwa für den Zugang zu Nahrungsmittelhilfe, Gesundheitsversorgung, 

Beschäftigung, Bildung und Wohnen benötigt wird (USDOS 30.3.2021). Auch Personen, denen ein Naheverhältnis 

zum sog. Islamischen Staat (IS) vorgeworfen wird, in der Regel aufgrund ihres Familiennamens, ihrer 

Stammeszugehörigkeit oder ihres Herkunftsgebiets, sind von Auswirkungen der Verweigerung eines Passes 

betroffen (HRW 13.1.2021). Der sog. IS konfiszierte und zerstörte routinemäßig zivile und andere staatlich 

ausgestellte Dokumente und stellte stattdessen eigene Dokumente aus, die vom irakischen Staat nicht anerkannt 

werden. Heiratsurkunden, die in den vom sog. IS kontrollierten Gebieten ausgestellt wurden, werden zum 

Beispiel von der irakischen Regierung nicht anerkannt (CCiC 1.4.2021; vfl. NRC 4.2019).  

Viele Familien haben ihre Dokumente während der Kämpfe verloren oder sie wurden von Sicherheitskräften 

konfisziert - entweder nachdem sie aus den vom IS kontrollierten Gebieten geflohen waren oder als sie in den 

Lagern für Binnenvertriebene (IDPs) ankamen. Fehlende Sicherheitsfreigaben hindern Familien daran, zivile 

Dokumente zu erhalten oder zu erneuern. Bis heute fehlen schätzungsweise 37.980 Irakern, die in 

Binnenvertriebenenlagern leben, diverse zivile Dokumente (CCiC 1.4.2021). Jedes Dokument, ob als 

Totalfälschung oder als echte Urkunde mit unrichtigem Inhalt, ist gegen Bezahlung zu beschaffen. Auch 

gefälschte Beglaubigungsstempel des irakischen Außenministeriums sind in Umlauf. Zudem kann nicht von einer 

verlässlichen Vorbeglaubigungskette ausgegangen werden (AA 22.1.2021). 

 
 

Quellen:  

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (22.1.2021): Auswärtiges Amt, Bericht über die asylund 

abschiebungsrelevante Lage in der Republik Irak (Stand: Januar 2021), https://www. 
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ecoi.net/en/file/local/2057645/Deutschland___Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_% C3%Bcber_die_asyl-

_und_abschiebungsrelevante_Lage_in_der_Republik_Irak_%28St and_Januar_2021%29%2C_22.01.2021.pdf 

,Zugriff 3.3.2021  

• CCiC - Center for Civilians in Conflict (1.4.2021): Ignoring Iraq’s Most Vulnerable: The Plight of Displaced 

Persons, https://civiliansinconflict.org/wp-content/uploads/2021/04/C IVIC_Iraq_Report_Final-Web.pdf , 

Zugriff 8.6.2021  

• FH - Freedom House (3.3.2021): Freedom in the World 2021 – Iraq, https://www.ecoi.net 

/en/document/2046520.html , Zugriff 3.3.2021  

• FIS - Finnish Immigration Service [Finnland] (17.6.2019): Irak: Tiendonhankintamatka Bagdadiin Helmikuussa 

2019 Paluut Kotialueille (Entisille ISIS-Alueille); Ajankohtaista Irakilaisista Asiakirjoista, 

https://migri.fi/documents/5202425/5914056/Irak+Tiedonhankin 

tamatka+Bagdadiin+helmikuussa+2019+Paluut+kotialueille+%28entisille+ISIS-alueill 

e%29%3B+ajankohtaista+irakilaisista+asiakirjoista.pdf/c5019f7f-e3f7-981b-7cea-3edc 

1303aa78/Irak+Tiedonhankintamatka+Bagdadiin+helmikuussa+2019+Paluut+kotialue ille+%28entisille+ISIS-

alueille%29%3B+ajankohtaista+irakilaisista+asiakirjoista.pdf , Zugriff 13.3.2020 136  

• HRW - Human Rights Watch (13.1.2021): World Report 2021 - Iraq, https://www.ecoi.net 

/de/dokument/2043505.html , Zugriff 10.2.2021  

• Irakische Nationalversammlung [Irak] (9.9.2015): Iraq: Passports Law (2015), inoffizielle englische Übersetzung, 

https://www.refworld.org/docid/5c755e247.html , Zugriff 10.2.2021  

• Irakische Nationalversammlung [Irak] (7.3.2006): Iraqi Nationality Law, Law 26 of 2006,inoffizielle englische 

Übersetzung, https://www.refworld.org/docid/4b1e364c2.html , Zugriff 10.2.2021  

• Irakische Nationalversammlung [Irak] (15.10.2005): Constitution of the Republic of Iraq, inoffizielle englische 

Übersetzung, http://www.refworld.org/topic,50ffbce524d,50ffbce525 c,454f50804,0,,LEGISLATION,IRQ.html , 

Zugriff 10.2.2021 

• NRC - Norwegian Refugee Council [Norwegen] (4.2019): Barriers from birth: Undocumented children in Iraq 

sentenced to a life on the margins, https://reliefweb.int/sites/reliefweb. int/files/resources/barriers-from-birth-

--report.pdf , 1.4.2021  

• RoI MoFA - Republic of Iraq, Ministry of Foreign Affairs [Irak] (2021a): Birth Certificate, 

https://www.mofa.gov.iq/birth-certificate , Zugriff 3.3.2021  

• RoI MoFA - Republic of Iraq, Ministry of Foreign Affairs [Irak] (2021b): Passport Issuance, 

https://www.mofa.gov.iq/passport-issuance , Zugriff 8.6.2021  

• USDOS - US Department of State [USA] (12.5.2021): 2020 Report on International Religious Freedom: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2051589.html , Zugriff 15.5.2021 • USDOS - US Department of State [USA] 

(30.3.2021): 2020 Country Report on Human Rights Practices: Iraq, 

https://www.ecoi.net/en/document/2048100.html , Zugriff 1.4.2021 

Aus im Rahmen der mündlichen Verhandlung ins Verfahren eingebrachten 

Anfragebeantwortung von ACCORD: Lage westlich orientierter Frauen im Irak, vom 

30.04.2018 ergibt sich: 

In einem Entscheidungstext des Bundesverwaltungsgerichts vom November 2017 finden sich folgende 

Informationen aus dem Länderinformationsblatt der BFA Staatendokumentation: 
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„Die Stellung der Frau hat sich im Vergleich zur Zeit des Saddam-Regimes teilweise deutlich 

verschlechtert. Die prekäre Sicherheitslage und wachsende fundamentalistische Tendenzen in Teilen 

der irakischen Gesellschaft haben negative Auswirkungen auf das Alltagsleben und die politischen 

Freiheiten von Frauen. Vor allem im schiitisch geprägten Südirak werden islamische Regeln, z. B. 

Kopftuchzwang an Schulen und Universitäten, stärker durchgesetzt. Frauen werden unter Druck gesetzt, 

ihre Freizügigkeit und Teilnahme am öffentlichen Leben einzuschränken (AA 7.2.2017). Unverheiratete 

oder verwitwete Frauen sind dabei einem besonders großen Risiko ausgesetzt, Opfer von sexuellen 

Schikanen zu werden (IISS 15.5.2017). […] 

Ehrenverbrechen bleiben im ganzen Land weiterhin ein ernstzunehmendes Problem (USDOS 3.3.2017), 

das sich derzeit sogar zunehmend verschärft. Die Gründe dafür sind u.a. die schwachen 

Strafverfolgungsbehörden, die Milizen, die stark an Macht gewonnen haben, sowie die zunehmende 

Verbreitung besonders strenger und konservativer religiöser Werte (IISS 15.5.2017). Ehrenmorde 

werden meist begangen, nachdem eine Frau eines der folgenden Dinge getan hat, oder dessen 

verdächtigt wird: eine Freundschaft oder voreheliche Beziehung mit einem Mann einzugehen, sich zu 

weigern einen von der Familie ausgewählten Mann zu heiraten, gegen den Willen der Familie zu 

heiraten, Ehebruch, oder das Opfer einer Vergewaltigung oder Entführung zu sein. […] 

Westlicher bzw. ‚nicht-konservativer‘ Lebens- und Kleidungsstil 

Durch den steigenden Einfluss von besonders konservativen Kräften, einschließlich der schiitischen 

Milizen, von denen viele mit politischen Akteuren verlinkt sind, geht der Trend deutlich in Richtung 

Einschränkung der persönlichen Freiheit der Bevölkerung. Die Milizen führen Regelungen ein, die sie für 

den ‚richtigen‘ islamischen Lebensstil halten (AIO 12.6.2017). Der Kleidungsstil, der von Frauen erwartet 

wird, ist im Irak über die letzten zwei Dekaden konservativer geworden. Dieses Phänomen hat sich nach 

2003 dadurch beschleunigt, dass sunnitische und schiitische religiöse Kräfte im Irak auf dem Vormarsch 

sind. Im IS-Gebiet gibt es einen strengen Dress Code, der strikt durchgesetzt wird. In schiitischen 

Gebieten, einschließlich Basra und Bagdad versuchen schiitische Milizen ebenfalls strikte 

Bekleidungsvorschriften durchzusetzen und sind für gewalttätige Übergriffe auf Frauen verantwortlich, 

deren Kleidungsstil als unangebracht angesehen wird. Über das Jahr 2006-2007 ist bekannt, dass Milizen 

in Basra und Diyala hunderte Frauen töteten, weil sie den Dress Code nicht eingehalten hatten. Es gibt 

Befürchtungen, dass ein solches Ausmaß erneut droht (Lattimer 23.6.2017). 

Frauen in von (schiitischen) Milizen kontrollierten Gebieten: 

In Gebieten, in denen es eine starke Präsenz von Milizen gibt (wie z. B. jenen der Volksmobilisierung - 

PMF), kommt es vor, dass diese Milizen in Bezug auf Frauen (aber auch ganz allgemein) konservativere 

kulturelle Normen und Konventionen einführen bzw. sogar gewaltsam erzwingen (AIO 12.6.2017). In 

von diesen Milizen kontrollierten Gebieten werden die Rechte von Frauen eingeschränkt. Einige Milizen 

tun dies systematisch (IISS 15.5.2017). Ob und wie weit dies geht, hängt nicht nur von der jeweiligen 

Miliz ab, sondern auch von den jeweiligen lokalen Kommandanten. Die Milizen schränken die Rechte 

von Frauen nicht nur in jenen Gebieten ein, die unter ihrer Kontrolle stehen, sondern auch in den 

Städten wie z.B. Bagdad und Basra, in denen der Einfluss der Milizen sehr groß ist. Die Milizen operieren 

diesbezüglich ungestraft, zum Teil auch in Komplizenschaft mit den lokalen Behörden (Lattimer 
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23.6.2017). Es wird z.B. auch von Übergriffen auf bzw. Morden an Frauen berichtet, die in Bordells 

arbeiten, oder die die ‚falsche‘ Kleidung tragen (Lattimer 24.7.2017).“ (BVwG, 8. November 2017) 

Das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen (European Asylum Support Office, EASO) gibt in einer 

Mitschrift eines Herkunftsländertreffens bezüglich Irak vom Juli 2017 die Aussage von Mark Lattimer, dem Leiter 

der Initiative Ceasefire Centre for Civilian Rights, wieder. Seinen Angaben zufolge seien viele Frauen wegen 

politischer Aktivitäten oder auch wegen des Begehens moralischer Verbrechen ermordet worden seien. Es habe 

Dutzende Fälle in Basra gegeben, in denen Frauen von Milizen getötet worden seien, weil sie in 

kompromittierenden Situationen oder mit der falschen Kleidung angetroffen worden seien: 

„In addition to that, women do also suffer from other types of conflict related violence – approximately 

14,000 women killed in relation to conflict-linked violence, separate from family related violence. Many 

of these are women killed in indiscriminate violence, but also there have been scores of women who 

targeted for assassination because of their political activities but also because of commission of moral 

crimes. Asaib Ahl al haq in Baghdad – mass killings found in alleged brothels – they have gone into a 

house they say is a brothel and killed everyone inside. There have been dozens of cases of women 

turning up in Basra with notes saying they were found wearing the wrong clothes or in comprising 

positions and have been killed by militias. There is a general vulnerability in Iraqi society, but once she 

has to leave or flee the home situation, that vulnerability can become extreme. One of the most 

worrying things is that if a women faces abuse in the home, which can be extreme, then she has the 

situation that if she then leaves, there is nowhere safe for her to turn.” (EASO, Juli 2017, S. 22) 

In seinem im August 2017 veröffentlichten Jahresbericht zur Religionsfreiheit (Beobachtungszeitraum: 2016) 

berichtet das USDOS, dass VertreterInnen christlicher NGOs angegeben hätten, einige Muslime würden 

weiterhin Frauen und Mädchen, egal welcher religiösen Zugehörigkeit, bedrohen, weil sie sich weigern würden, 

einen Hidschab zu tragen, weil sie einen westlichen Kleidungsstil hätten oder weil sie sich nicht an die strengen 

Auslegungen islamischer Normen, die das öffentliche Verhalten dominieren würden, halten würden. Zahlreiche 

Frauen, auch Christinnen, hätten berichtet, sie würden nach Schikanen einen Hidschab tragen: 

„According to representatives of Christian NGOs, some Muslims continued to threaten women and girls, 

regardless of their religious affiliation, for refusing to wear the hijab, for dressing in Western-style 

clothing, or for not adhering to strict interpretations of Islamic norms governing public behavior. 

Numerous women, including Christians and Sabaean-Mandaeans, reported opting to wear the hijab 

after being harassed.“ (USDOS, 15. August 2017) 

Iraq Civil Society Solidarity Initiative (ICSSI), ein Netzwerk von internationalen und irakischen 

zivilgesellschaftlichen Organisationen, die Menschenrechte fördern, berichtet im Oktober 2016 über einen 

Vorfall in Basra, bei dem ein Café Ziel eines Bombenangriffs geworden sei, weil es Frauen beschäftigt habe: 

„It was the second bombing of its kind. And after the incident, those clearing the wreckage in the Coffee 

Time Café in central Basra found a flyer describing the cafes as ‘the house of the devil’ and threatening 

all those who worked in the cafes with death and other dreadful retribution. 

The first attack had been on another café in July and the perpetrators used an improvised explosive 

device on the side of the road. This was followed by further attacks targeting venues that were used as 
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casinos on the edges of city waterways, including one called the Arous Al Basra in early September; 

these tend to be popular with tourists coming to the relatively peaceful southern Iraqi city. Beside the 

casinos there are also many cafes in these areas, frequented by young people and by families. In the 

Arous Al Basra bombing, a man died and there have been many injuries. A worker from Bangladesh was 

injured in the Coffee Time Café bombing. 

The apparent reason for the attacks in the town? Women employees in the cafes. 

Basra isn’t really under threat from Sunni Muslim extremists like the Islamic State group, because almost 

all the population here is Shiite Muslim and security is tight. 

‘This café and others have employed women in service-related fields,’ says Huda Kareem, 32, one of 

former employees at the Arous Al Basra. Kareem had been working at the venue for around two years 

but now she and many of her colleagues no longer have a job or an income. ‘Extremists have attacked 

the venues and cafes because they employ women, and that means that opportunities that were 

available to us have closed off.’ 

Despite assurances from the local government that they will protect them, most of the women 

employed in local cafes and tourist venues have decided to leave their jobs for the time being, Kareem 

confirms. Nobody knows if the female employees will return to work. The other fear is that the religious 

extremists, believing women shouldn’t work at all, may attack other places where women work, 

including in shopping malls and beauty salons.“ (ICSSI, 19. Oktober 2016) 

Quellen: (Zugriff auf alle Quellen am 30. April 2018) 

 BVwG – Bundesverwaltungsgericht: Entscheidungstext L512 1417529-1/33E, 8. November 2017 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Bvwg/BVWGT_20171108_L512_1417528_1_00/BVWGT_20171108_L51

2_1417528_1_00.html 

 EASO – European Asylum Support Office: EASO COI Meeting Report: Iraq; Practical Cooperation 

Meeting, 25-26 April 2017, Brussels, Juli 2017 

https://www.ecoi.net/en/file/local/1404903/90_1501570991_easo-2017-07-iraq-meeting-report.pdf 

 ICSSI - Iraq Civil Society Solidarity Initiative: House Of The Devil? Religious Extremists Bomb Cafes In 

Basra Because They Employ Women, 19. Oktober 2016 

http://www.iraqicivilsociety.org/archives/5981 

 USDOS – US Department of State: 2016 Report on International Religious Freedom - Iraq, 15. August 

2017 

https://www.ecoi.net/de/dokument/1408145.html 

Aus den im Rahmen der mündlichen Verhandlung ins Verfahren eingebrachtem UNHCR-

Erwägungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus dem Irak fliehen mit Fokus speziell auf 

die Meinungsfreiheit vom Mai 2019 ergibt sich: 

Im ganzen Irak sind Journalisten und andere Medienschaffende Berichten zufolge dem Risiko von Belästigung, 

Einschüchterung, körperlichen Angriffen, Beschlagnahme oder Zerstörung von Ausrüstung, willkürlicher 

Verhaftung, Verfolgung (z.B. wegen Verleumdungsklagen)495 und in manchen Fällen von Entführung und Tötung 

durch unterschiedliche Akteure wie zentrale, regionale oder lokale Behörden, die ISF und damit verbundene 

Kräfte, ISIS sowie durch Politiker, Stammesangehörige und Geschäftsleute und deren Sicherheitspersonal 
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ausgesetzt.496 Besonders betroffen sind davon Berichten zufolge Journalisten und andere Medienschaffende, die 

über Demonstrationen berichten, kontroverse politische oder andere sensible Themen wie Korruption, 

Machtmissbrauch, schwache Regierungskapazität oder die mangelhafte Sicherheitslage untersuchen oder die als 

kritisch gegenüber Regierungsbeamten und mit der Regierung verbundenen Personen wahrgenommen 

werden.497 Da die meisten irakischen Nachrichten- und Fernsehsender (einschließlich in der Autonomen Region 

Kurdistan) politischen Parteien, parteinahen bewaffneten Gruppen oder den Behörden gehören,498 sind diese 

Medienkanäle und ihre Angestellten Berichten zufolge aufgrund einer politischen Einstellung oder 

konfessionellen Zugehörigkeit, die ihnen basierend auf den Standpunkten und Anschauungen ihrer Arbeitgeber 

unterstellt wird, ebenfalls gefährdet.499 Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Berichts wird ein neues „Gesetz über 

informationstechnologische Verbrechen“, auch als Gesetz zur Internetkriminalität bekannt, vom Parlament 

geprüft. Beobachter merkten an, dass das Gesetz eine weitere Bedrohung für die Meinungsfreiheit darstellt, da 

es lange Gefängnisstrafen, einschließlich lebenslanger Haftstrafen und Geldstrafen von bis zu 50 Millionen 

irakischen Dinars (42.000 USD) vorsehen würde – und zwar für Aussagen im Internet, die in den Bereich vage 

formulierter Bestimmungen wie „die Untergrabung der Unabhängigkeit des Landes bzw. seines Friedens oder 

seiner wirtschaftlichen, politischen, militärischen oder sicherheitsbezogenen Interessen“ fallen.500 In der 

Autonomen Region Kurdistan sind Journalisten und andere Medienschaffende, die kritische Berichterstattung 

über politische und andere sensible Themen betreiben, Berichten zufolge Einschüchterung, körperlichen 

Angriffen, Beschlagnahme oder Zerstörung von Ausrüstung, willkürlichen Festnahmen und politisch motivierter 

strafrechtlicher Verfolgung (z.B. aufgrund von Verleumdungs- oder Terrorismusvorwürfen), und zwar 

vorwiegend durch die Behörden der Regionalregierung Kurdistan, ausgesetzt.501 In einigen Fällen wurden 

Journalisten laut Berichten auch Opfer von Entführungen und Tötungen. Allerdings wurden die meisten dieser 

Fälle bisher nicht gelöst, da sie Berichten zufolge nicht unverzüglich und transparent durch die Behörden 

untersucht wurden.502 Fälle von Einmischung in journalistische Aktivitäten und Angriffe auf Journalisten, 

Medienschaffende und Medienkanäle, die als kritisch gegenüber der Regionalregierung Kurdistan gelten, werden 

am häufigsten während politischer Ereignisse oder Sicherheitskrisen gemeldet.503  

UNHCR vertritt die Ansicht, dass Journalisten und andere Medienschaffende, die kritische Berichterstattung über 

politische und andere sensible Themen betreiben, abhängig von den spezifischen Umständen des jeweiligen Falls 

aufgrund ihrer tatsächlichen oder der ihnen unterstellten politischen Meinung, ihrer religiösen Ansichten 

und/oder aus anderen maßgeblichen Gründen wahrscheinlich internationalen Flüchtlingsschutz benötigen. 

Quellen: 

495 „Im (…) Irak (Rang 156) verklagen Politiker und Geschäftsleute Journalisten, lassen diese verhaften oder üben 

Druck auf die Medien aus, für welche die Journalisten arbeiten, sodass diese gezwungen sind, sich selbst zu 

zensieren“; RSF, 2019 RSF Index: Middle East’s Journalists Deliberately Targeted, April 2019, 

https://bit.ly/2IVpmgt.  

496 Das Komitee zum Schutz von Journalisten (CPJ) verzeichnete die Tötung von 185 Journalisten seit 2003. Die 

Mehrheit wurde gezielt ermordet, während die Übrigen im Kreuzfeuer oder anderen Handlungen willkürlicher 

Gewalt starben. Zwischen 2012 und 2017 wurde ein erneuter massiver Anstieg an Tötungen verzeichnet, 

einschließlich sechs Tötungen im Jahr 2015 (allesamt gezielte „Morde“ durch „politische Gruppierungen“), sechs 

im Jahr 2016 (einschließlich zwei gezielter Morde durch „politische Gruppierungen“ laut CPJ) und acht im Jahr 

2017 (ein Mord durch eine „politische Gruppierung“). Im Jahr 2018 wurden vom Komitee zum Schutz von 

Journalisten (CPJ) keine Tötungen verzeichnet; CPJ, Journalists Killed in Iraq since 1992, Zugriff: 30. April 2019, 
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https://cpj.org/mideast/iraq/. Im Jahr 2018 erreichte der Irak den dritten Platz im jährlichen “Impunity Index” 

[Straffreiheitsindex; Übersetzung durch UNHCR] des CPJ; CPJ, Getting Away with Murder, 29. Oktober 2018, 

https://cpj.org/x/74ad. Im World Press Freedom Index (weltweite Rangliste der Pressefreiheit) von 2018 der 

Organisation Reporter ohne Grenzen (RSF) erhielt der Irak Platz 156 von 180 Ländern; RSF, 2019 RSF Index: 

Middle East’s Journalists Deliberately Targeted, April 2019, https://bit.ly/2IVpmgt. Siehe auch RSF, Still 

Dangerous for Journalists, accessed 30 April 2019, https://rsf.org/en/iraq; CPJ, Iraqi Militias Use Threats, 

Violence to Keep Basra Press in Line, 19. Februar 2019, http://bit.ly/2F6pfet; UNESCO, Director General 

Condemns Killing of Samir Ali Hussein Shgara in Iraq, 19. Januar 2019, https://shar.es/amarKt; The Arab Weekly, 

Journalism under Threat in Iraq’s South, 2. Dezember 2018, https://bit.ly/2TMNV1x; UNAMI, Report on Human 

Rights in Iraq: July to December 2017, 8. Juli 2018, http://www.refworld.org/docid/5b6afc544.html, S. vii, 17; 

The New Arab, Journalists Fight to Survive in Iraq, Dreaming of a Career Beyond War Reporting, 12. Juni 2018, 

https://bit.ly/2zkTWL3. 

497 „Investigative Berichterstattung über Korruption und Veruntreuung setzt Journalisten ernsthaften 

Bedrohungen aus“ [Übersetzung durch UNHCR]; RSF, Still Dangerous for Journalists, Zugriff: 30. April 2019, 

https://rsf.org/en/iraq. Siehe auch Abschnitt III.A.3 („Tatsächliche oder vermeintliche Gegner der Regierung oder 

von Personen, die mit der Regierung verbunden sind“) und III.A.4 („Tatsächliche oder vermeintliche Gegner der 

Regionalregierung Kurdistan oder von Personen, die mit der Regionalregierung Kurdistan verbunden sind“).  

498 Al-Ahram Weekly, Free Speech under Attack in Iraq, 2. August 2018, https://bit.ly/2APz8i6; Freedom House, 

Freedom of the Press 2017  Iraq, 1. November 2017, http://www.refworld.org/docid/59fc67e0a.html; GICJ, 

GICJ Submissions to the 35th Session of the Human Rights Council, Juni 2017, http://bit.ly/2FDe7F1, S. 8; Media 

in Cooperation and Transition, In Defence of the Iraqi Media: Between Fuelling Conflict and Healthy Pluralism, 

2017, http://bit.ly/2HAipxt, S. 6, 9-10, 21. Für einen Überblick über die Medienkanäle in der Autonome Region 

Kurdistan und deren politische Zugehörigkeit siehe Research Directorate, Immigration and Refugee Board of 

Canada, Iraq: Media in Kurdistan, Including Social Media; Political Affiliations of Media Outlets; Treatment of 

Journalists (2016-January 2019) [IRQ106240.E], 4. Februar 2019, 

https://www.ecoi.net/en/document/2003518.html.  

499 „Für einen Medienkanal zu arbeiten, der einer Miliz gehört, ist kein Garant für Sicherheit im Irak (...), da 

Bedrohungen durch rivalisierende Milizen erfolgen könnten“ [Übersetzung durch UNHCR]; The New Arab, 

Journalists Fight to Survive in Iraq, Dreaming of a Career Beyond War Reporting, 12. Juni 2018, 

https://bit.ly/2zkTWL3. „(...) die schärfsten Einschränkungen der Pressefreiheit werden nicht von der Regierung 

verhängt, sondern von nicht-staatlichen Akteuren (...). Tatsächlich greifen bewaffnete Milizen und 

Extremistengruppen regelmäßig Journalisten und Medienkanäle an, die deshalb widerwillig sind, sich heiklen 

Themen anzunehmen, die mit diesen Gruppen zusammenhängen. (...) Journalisten gaben an, dass von ihnen 

erwartet wird, die staatlichen und nicht-staatlichen Gruppen in ihrem Kampf zu unterstützen und bezüglich der 

von diesen Gruppen begangenen Menschenrechtsverletzungen ein Auge zuzudrücken“ [Übersetzung durch 

UNHCR]; MiCT, In Defence of the Iraqi Media: Between Fuelling Conflict and Healthy Pluralism, 2017, 

http://bit.ly/2HAipxt, S. 11 Siehe auch Al-Ahram Weekly, Free Speech under Attack in Iraq, 2. August 2018, 

https://bit.ly/2APz8i6; Al Jazeera, Is Iraq the most Dangerous Country for Journalists?, 1. November 2017, 

http://bit.ly/2nmdoB1.  
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500 Amnesty International, Iraq: Fist Around Freedom of Expression Tightens, 1. März 2019, 

http://bit.ly/2UBDMpc. Siehe auch Al Jazeera, Freedom of Expression Is under Threat in Iraq, again, 6. März 2019, 

https://aje.io/pqjnp; GC4HR, Iraq: Freedom of Opinion and Expression at Risk under New Cybercrime Law which 

Imposes Penalties of Life Imprisonment, 15. Januar 2019, http://bit.ly/2W0Eexp.  

501 Im Jahr 2018 erfasste der Kurdistan Journalists Syndicate [Kurdische Journalistenverband; Übersetzung durch 

UNHCR] 132 gewalttätige Übergriffe gegen Journalisten in der Region Kurdistan und den umkämpften Gebieten, 

einschließlich 70 Vorfälle, in denen die Medien daran gehindert wurden, über Ereignisse zu berichten; 43 Fälle 

von Überfällen, Beschimpfungen und Prügeleien; 13 Fälle von Verhaftung; ein Todesfall; vier Fälle von 

Schießereien und die Absetzung von zwei Fernsehsendern; Rudaw, Journalists Barred from Events Biggest Press 

Problem in 2018: Local Watchdog, 13. Januar 2019, https://bit.ly/2IKVxkB. Die lokale Gruppe zum Schutz der 

Pressefreiheit Metro Center to Defend Journalists dokumentierte im Jahr 2017 419 Übergriffe auf 338 

Journalisten und Medienkanäle in der Autonome Region Kurdistan, was einen deutlichen Anstieg im Vergleich 

zu 2016 darstellt, in dem 175 Übergriffe auf 148 Journalisten und Medienkanäle erfasst wurden. Im Jahr 2017 

starben sechs Journalisten; zwei davon wurden Behauptungen zufolge ermordet. Andere erfasste Vorfälle 

umfassen: Behinderungen [im Sinne eines Hindern am Berichterstatten] (206 Vorfälle), Angriffe und Schläge (58), 

Verhaftung ohne Haftbefehl (33), Beschlagnahme und Zerstörung journalistischer Ausrüstung (jeweils 25 und 

12), Drohungen (18) und Anschläge auf Medienbüros (8); Metro Center, The Law Does not Protect Us Lack of 

Supremacy of Law Menaces Democracy and Freedom of Press, 13. Januar 2018, http://bit.ly/2FrnUxm; NRT, 

Metro Center: Six Journalists Died in Kurdistan During 2017, Januar 2018, http://bit.ly/2nuxEQr; Metro, The 

Annual Report on Violations Against Journalists in Kurdistan Region – Iraq 2016, 16. Januar 2017, 

https://bit.ly/2iHHvOg, S. 2. Siehe auch Amnesty International, Iraq: Fist Around Freedom of Expression Tightens, 

1. März 2019, http://bit.ly/2UBDMpc, S. 3-4; UNAMI, Report on Human Rights in Iraq: July to December 2017, 8. 

Juli 2018, http://www.refworld.org/docid/5b6afc544.html, S. vii, 18-19; Bertelsmann Foundation, BTI 2018 

Country Report – Iraq, 2018 https://www.ecoi.net/en/file/local/1427413/488298_en.pdf, S. 11; CPJ, Kurdish 

Authorities Detain Journalist who Reported on Theft Verdict, 24. Mai 2017, https://cpj.org/x/6cd9; HRW, Iraq 

and Kurdistan Region Share Bad Behavior: Suppressing Media, 20. Dezember 2017, 

https://www.ecoi.net/en/document/1420462.html; RSF, Alarming Violence Against Journalists in Northern Iraq, 

31. Oktober 2017, https://www.ecoi.net/en/document/1416897.html; Niqash, When the Sword Is Mightier: 

Iraqi Kurdistan’s Murdered Journalists still Wait for Justice, 20. April 2017, https://bit.ly/2JycvP5.  

502 „Geäußerte Bedenken bezogen sich insbesondere auf den berichteten Mangel an effektiven Untersuchungen 

von Tötungen kurdischer Journalisten und in der Medienbranche tätiger Personen sowie auf das geringe bis nicht 

vorhandene Maß an Zur Verantwortung-Ziehen. Diese Straffreiheit hat zu einem allumfassenden Misstrauen in 

das Strafjustizsystem geführt und die Angst der Mediencommunity, weiterhin eine kritische Berichterstattung zu 

verfolgen, wiederum verstärkt. Diese Angst wird durch den Eindruck verstärkt, dass die einflussreichen Personen, 

die Gegenstand der Kritik der verstorbenen Journalisten waren, hinter deren Tötungen stecken könnten und 

vermutlich sogar den Schutz des Justizsystems genießen“ [Übersetzung durch UNHCR]; UN Human Rights 

Council, Report of the Special Rapporteur on Extrajudicial, Summary or Arbitrary Executions, 5. Juni 2018, 

http://www.refworld.org/docid/5b7ad39d4.html, Absatz 39. Siehe auch RSF, Iraq: Reopen Probe into Kurdish 

Editor’s Murder Five Years Ago, RSF Says, 5. Dezember 2018, 

https://www.ecoi.net/en/document/1453403.html; Rudaw, UNESCO Condemns Killing of Kurdish Journalist, 3. 

November 2017, http://bit.ly/2CN4fqM; CPJ, Kurdish Journalist Killed, Others Attacked amid post Referendum 

Tensions, 30. Oktober 2017, http://bit.ly/2EuG80r; Freedom House, Freedom of the Press 2017  Iraq, 1. 
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November 2017, http://www.refworld.org/docid/59fc67e0a.html; Niqash, Crackdown on Dissent – Deaths of 

Journalists in Sulaymaniyah Undermine History of Free Speech, 12. September 2017, http://bit.ly/2y79Fds; Ekurd 

Daily, ‘Armed Men’ Break into Kurdish NRT TV Office in Duhok, Iraqi Kurdistan, 1. September 2017, 

http://bit.ly/2qT89NF; Niqash, When the Sword Is Mightier: Iraqi Kurdistan’s Murdered Journalists still Wait for 

Justice, 20. April 2017, https://bit.ly/2JycvP5.  

503 Amnesty International, Human Rights in Iraq: Review of 2018, 26. Februar 2019, https://bit.ly/2EkxROr, S. 2; 

Freedom House, Freedom in the World 2019 – Iraq, 4. Februar 2019, 

https://www.ecoi.net/en/document/2002613.html; UNAMI, Report on Human Rights in Iraq: July to December 

2017, 8. Juli 2018, http://www.refworld.org/docid/5b6afc544.html, S. 18; ICSSI, The Reality of Freedom of Press 

and Expression in the Kurdistan Region in 2018 so far, 20. Mai 2018, https://bit.ly/2Lzcy27. Siehe auch Abschnitt 

III.A.4 („Tatsächliche oder vermeintliche Gegner der Regionalregierung Kurdistan oder von Personen, die mit der 

Regionalregierung Kurdistan verbunden sind“). 

2. Beweiswürdigung: 

Zum Verfahrensgang: 

Der oben unter Punkt I. angeführte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und 

unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakte des Bundesamtes für 

Fremdenwesen und Asyl (BFA) und der vorliegenden Gerichtsakten des 

Bundesverwaltungsgerichtes. 

Zu den Personen der beschwerdeführenden Parteien: 

Soweit in der gegenständlichen Rechtssache Feststellungen zu Identität (Namen, 

Geburtsdatum), Staatsbürgerschaft, Volksgruppen- und Religionszugehörigkeit, Bildungs- und 

Berufsweg, Muttersprache, Gesundheitszustand, Arbeitsfähigkeit und Familienstand der BF 

getroffen wurden, beruhen diese auf den widerspruchsfrei gebliebenen Angaben des BF1 und 

der BF2 vor dem BFA und im Rahmen der mündlichen Beschwerdeverhandlung vor dem 

BVwG, dem Inhalt der Beschwerden sowie dem Vorbringen in den Stellungnahmen vor dem 

erkennenden Gericht.  

Die Verwandtschaftsverhältnisse der BF zueinander folgen den jeweils übereinstimmenden 

Angaben der BF1 und BF2, den vorgelegten Identitätsdokumenten, Geburtsukrunden sowie 

der Hereitsurkunde und wurden auch in den Bescheiden der BF nicht in Zweifel gezogen. 

Der jeweilige Bildungsweg des BF1 und der BF2 ergibt sich aus den Angaben der beiden BF vor 

der belangten Behörde und in der mündlichen Verhandlung. Es traten dabei keine 

Widersprüche während der einzelnen Verfahrensstadien auf.  
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Die von BF1 absolvierten Deutschkurse folgen den diesbezezüglichen Bestätigungen im Akt. 

(siehe G307 2182686-1 (im Folgenden: Akt BF1) OZ 10; AS 345,347, 349, 369) und hat BF1 

durch Vorlage eines entsprechenden Zeugnisses die bestandene Integrationsprüfung belegen 

können (siehe Akt BF1 OZ 13). Ferner vermochte BF2 ebenfalls den Besuch von Deutschkursen 

(siehe G307 2182688-1 (im Folgenden: Akt BF2) OZ 8; AS 93, 95, 97) sowie die erfolgreiche 

Absolvierung der Integrationsprüfung auf des Niveaus „A2“ (siehe Akt BF1 OZ 4) durch Vorlage 

entsprechender Unterlagen belegen. 

Das ehrenamtliche Engagement des BF1, die Teilnahme am oben angeführten Workshop 

sowie die Absolvierung eines Erste-Hilfe-Kurses konnte dieser durch die Vorlage 

entsprechender Bestätigungen belegen (siehe Akt BF1 OZ 4, 10; Akt BF2 OZ8) und wurde auch 

seitens der BF2 eine Bestätigung über ihre Teilnahme am oben genannten Workshop in 

Vorlage gebracht (siehe Akt BF2 OZ 8).  

Die Erwerbslosigkeit von BF1 und BF2 ist dem Inhalt des auf deren Namen lautenden 

Sozialversicherungsdatenauszuges zu entnehmen. Ferner haben die besagten BF weder vor 

der belangten Behörde noch in der mündlichen Verhanldung die Ausübung von 

Erwerbstätigkeiten thematisiert, sondern vielmehr den Bezug von Leistungen aus der 

staatlichen Grundversorgung bestätigt, was auch dem GVS-Informationssystem entnommen 

werden kann. 

Der Verbleib der Verwandten von BF1 und BF2 folgt dem Vorbringen von BF1 und BF2 vor dem 

BFA und in der mündlichen Verhandlung.   

Die strafrechtliche Unbescholtenheit aller BF ist dem Amtswissen des BVwG durch 

Einsichtnahme in das Strafregister der Republik Österreich geschuldet. 

Der Schulbesuch von BF3 und BF4 sowie der Kindergartenbesuch von BF5 folgen diesbezüglich 

in Vorlage gebrachten entsprechenden Schul- bzw. Kindergartenbestätigungen (siehe Akt BF1 

OZ 4, 10). 

Ferner wurde ein den BF5 betreffendes psychologisches Gutachten des Klinischen- und 

Gesundheitspsychologen  XXXX vom XXXX .2021 (siehe Akt BF2 OZ 8), in Vorlage gebracht, aus 

welchem hervorgeht, dass dieser teilweise unterdurchnittliche intelektuelle Leistungen 

aufweist und einer logopädischen- sowie ergotherapeutischen Betreuung bedarf. Zudem wird 

in besagtem Gutachten festgehalten, dass die Einschulung des BF5 in die Vorschule im Herbst 

2021 anzudenken sei. 
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Die Führung des gemeinsamen Haushaltes der BF in Österreich konnte durch Einsichtnahme 

in das Zentrale Melderegister (ZMR) ermittelt werden. 

Zum Fluchtvorbringen: 

Das Vorbringen der BF zu den Gründen für das Verlassen des Herkunftsstaates und deren 

Situation im Fall der Rückkehr dorthin beruht auf deren Angaben in der Erstbefragung, dem 

Vorbringen in der Einvernahme vor der belangten Behörde, den Ausführungen in der 

gegenständlichen Beschwerde, in der mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden Gericht 

und in deren Stellungnahmen. 

Vorab ist festzuhalten, dass auf Grund der allgemeinen Lebenserfahrung davon ausgegangen 

werden kann, dass die BF umfassende und inhaltlich übereinstimmende Angaben zu den 

konkreten Umständen und dem Grund der Ausreise aus dem Herkunftsstaat machen können, 

zumal eine Person, die aus Furcht vor Verfolgung ihren Herkunftsstaat verlassen hat, in ihrer 

Einvernahme auf konkrete Befragung zu ihrer Flucht die ihr gebotene Möglichkeit wohl kaum 

ungenützt lassen wird, die Umstände und Gründe ihrer Flucht in umfassender und in sich 

konsistenter Weise darzulegen, um den beantragten Schutz vor Verfolgung auch möglichst 

rasch erhalten zu können. Es entspricht auch der allgemeinen Lebenserfahrung, dass eine mit 

Vernunft begabte Person, die behauptet, aus Furcht vor Verfolgung aus ihrem Herkunftsstaat 

geflüchtet zu sein, über wesentliche Ereignisse im Zusammenhang mit ihrer Flucht, die sich im 

Bewusstsein dieser Person einprägen, selbst nach einem längeren Zeitraum noch ausreichend 

konkrete, widerspruchsfreie und nachvollziehbare Angaben machen kann. 

Wie sich aus der Erstbefragung und der Einvernahme im Verfahren vor der belangten 

Behörde, der Beschwerde, den Stellungnahmen sowie der mündlichen Verhandlung vor dem 

BVwG ergibt, hatten die BF – wiederholt – ausreichend Zeit und Gelegenheit ihre jeweiligen 

Fluchtgründe umfassend und im Detail darzulegen sowie allfällige Beweismittel vorzulegen.  

Aus einer Gesamtschau der Angaben der BF ergibt sich jedoch, dass diese im gesamten 

Verfahren trotz zahlreicher Gelegenheiten nicht imstande waren, eine im Fall der Rückkehr in 

den Herkunftsstaat mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit bestehende Verfolgungsgefahr 

glaubhaft zu machen. Es konnte weder eine konkret gegen die Personen der BF gerichtete 

Verfolgungsgefahr festgestellt werden, noch sind im Verfahren sonst Anhaltspunkte 

hervorgekommen, die eine mögliche Verfolgung im Herkunftsstaat für wahrscheinlich 

erscheinen lassen hätten. 
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Die Fluchtgeschichten der BF weisen nicht nur Widersprüchlichkeiten auf, sondern lassen es 

die BF zudem an Details mangeln und traten Ungereimtheiten zu Tage, die bis dato nicht 

entkräftet werden konnten. 

Zum Fluchtvorbringen des BF1: 

BF1 brachte konsistent vor, im Jahr 2014 nach dem Einmach der Terrormiliz „IS“ in seinem 

Herkunftsgebiet von den Angehörigen dieser Miliz bedroht worden zu sein. In weiterer Folge 

sei er beginnend mit Mai 2014 auch über das Telefon fernmündlich und mittels SMS anonym 

bedroht worden, sodass er nach Samara übersiedelte. Die Drohanrufe und –SMS mehrten 

sich, sodass er im Juni 2014 nach Kirkuk umzog. Im März 2015 sei es jedoch erneut zu 

Drohanrufen sowie zu einem Angriff auf BF1 durch Einsatz eines Kfz gekommen. Auch sei ein 

Fahrzeug des BF1 von unbekannten Tätern in Beschlag genommen worden. Die Täter seien 

bis zuletzt ananonym geblieben, jedoch vermute der BF, dass Angehörige des „IS“ sowie 

schiitischer Milizen dafür verantwortlich seien, zumal sein Vater und Großvater hochrangige 

Positionen in der BAATH-Partei innegehabt hätten und dem BF1 aufgrund seiner berurlflichen 

Zusammenarbeit mit einer britischen Sicherheitsfirma eine Kooperation mit den Briten 

angelastete würde. 

Darüber hinaus sei es jedoch zu keinen Übergriffen auf den BF1 gekommen und habe er zudem 

keine Übergriffe vom „IS“ oder schiitischen Milizen auf andere Personen selbst miterlebt, 

sondern wisse er davon nur aus Erzählungen. Letztlich hätten schiitische Milizen im Jahr 

2016/2017 sich des Eigentums des BF1 im Herkunftsstaates bemächtigt und Liegenschaften 

seiner Familie zerstört. Auch werde nach wie vor im Irak von Seiten schiitischer Milizen gezielt 

nach BF1 gesucht. 

Insofern der BF1 eine konkrete Bedrohung durch Angehörige der Terrormiliz „IS“ im Zuge des 

Einmarsches derselben im Norden des Iraks im Jahr 2014 und versuchter Übernahme der 

Infrastruktur im besagtem Gebiet vorbringt, kann diesem – mit Blick auf die Länderberichte – 

kein Glauben geschenkt werden. Insbesondere, da BF1 vor dem BFA angab, im Zeitpunkt des 

Einmarsches des „IS“ in seinem Herkunftsgebiet – konket im Juni 2014 – dieses bereits 

verlassen zu haben und nach Samara gezogen zu sein. Darüber hinaus entbehrt das 

Vorbringen des BF1, aufgrund seiner damaligen Arbeit gezielt von Anhängern der „IS-Miliz“ 

gesucht zu werden und letztlich immer wieder nur bedroht worden zu sein, der 

Nachvollziehbarkeit. So lässt sich logisch nicht erklären, weshalb Angehörige einer militanten 

Gruppierung, die weder vor kriminellen Handlungen noch vor Mord zurückschrecken, es bei 

bloßen Drohungen belassen hätten sollen. Insbesondere, wenn diese – wie vom BF1 
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behauptet – sich die Mühe gemacht hätten, den BF1 zu beschatten. Vielmehr wäre davon 

auszugehen gewesen, dass besagte Personen den BF1 in ihre Gewalt gebracht hätten, anstelle 

Zeit mit bloßen Beschattungen und Drohungen zuzubringen. Ferner spricht der Umstand, dass 

BF1 trotz behaupteter Bedrohungen weiterhin über eine längere Zeit hinweg in seinem 

Herkunftsort verblieben und seiner Arbeit bei der besagten Firma nachgegangen sei, gegen 

das Bestehen einer tatsächlichen Bedrohung. Im Falle des Bestehens von mit seiner Arbeit 

und/oder seinem Aufenthaltsort in Verbindung stehender Bedrohung wäre davon auszugehen 

gewesen, dass BF1 unverzüglich den Ort seiner Gefährdung verlassen und auch seine Arbeit 

aufgegeben hätte. Insofern entbehrt das Vorbringen des BF1, wegen der Arbeit und seines 

Verdienstes in dem in Rede stehenden Unternehmen im Gefahrenberich verblieben zu sein, 

jeglicher Substanz. Wenn der BF1 auch vorbringt, sich innerhalb der Firma geschützt gefühlt 

zu haben, zumal diese gut gesichert gewesen sei, so weist dieses Vorbingen dennoch 

Widersprüchlichkeiten auf. So gab BF1 an, nach der Arbeit nach Hause oder zu einem Freund 

gefahren zu sein, sich sohin nicht durchgehend am Arbeitsplatz aufgehalten und sich somit – 

trotzt drohender Gefahr – wiederholt dem vermeintlichen Risiko eines Übergriffes ausgesetzt 

zu haben. Auch musste ihm bewusst gewesen sein, dass die Unterbringung seiner Familie bei 

seinen Schwiegereltern keinesfalls als taugliche Schutzmaßnahme vor Angriffen vor einer 

militanten Miliz angesehen werden kann.  

Darüber hinaus ist festzustellen, dass BF1 seine Fluchtgeschichte insofern steigerte, als er vor 

der belangten Behörde vorbrachte, während einer Autofahrt von einem fremden Pkw „bloß“ 

angefahren worden zu sein, während er in der gegenständlichen Beschwerde erstmals, unter 

Behauptung einer falschen Protokollierung vor dem BFA, vorbringt, die Insassen des besagten 

Fahrzeuges hätten auf ihn geschossen. Zudem bekräftigte BF1 dies in der mündlichen 

Verhandlung, ohne jedoch darlegen zu können, weshalb er das besagte Protokoll des BFA 

unterschrieben habe. Dies nach erfolgter Rückübersetzung und, ohne eine 

Falschdokumentation der seinerseits vorgebrachten Schilderungen des besagten Vorfalles zu 

monieren. Wie die am Ende des besagten Protokolls ersichtliche Dokumentation der vom BF1 

verlangten Änderungen im Protokoll aufzeigt, wurde ihm das besagte Protokoll rückübersetzt 

und die Möglichkeit von Änderungen eingeräumt. BF1 nahm jedoch von einem 

Korrekturwunsch der Protokollpassagen über den in Rede stehenden Vorfall Abstand und 

bestätigte vielmehr dessen ihnhaltiche Richtigkeit durch seine Unterschrift. Insofern erweist 

sich das Vorbringen des BF1 hinsichtlich einer Falschprotokollierung als nicht als glaubhaft. 

Deshalb ist von einer bewussten Steigerung seines Vorbringens zum Zwecke der Verbesserung 

seiner Aussichten auf Zuerkennung des internationalen Schutzes auszugehen, wenn er 

nunmehr von Schüssen auf sich spricht. Demzufolge bleibt festzuhalten, dass in einem bloßen 
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– sinngemäßen – Auffahrunfall kein gezielt gegen den BF1 gerichteter Angriff erkannt werden 

könne, dem Asylreelvanz zukommt. 

Zudem gab BF1 an, er habe die Täter nicht identifizieren können und keine weiteren Übergriffe 

auf sich erfahren. Aus diesem Grund könnte selbst bei Wahrunterstellung eine Zuordnung der 

geschilderten Vorkommnisse zu den genannten Milizen nicht zweifelsfrei erfolgen. Zudem war 

es nicht möglich, die Ernsthaftigkeit besagter Drohungen zu klären. In Ermangelung der 

Feststellbarkeit der Identität der Täter können letzlich auch deren Absichten nicht ergründet 

werden. So könnte der BF1 auch zufällig Opfer eines allgemeinen Angriffes oder nicht gezielt 

gegen ihn gerichteter Drohungen zu Zwecke des Herausfilterns von „IS“ Anhängern und –

Gegner gewesen sein. Ferner gab der BF an, dass es in seinem Herkunftsgebiet bis zum 

Einmarsch des „IS“ keine – schiitischen – Milizen gegeben habe. Zudem führte er in der 

mündlichen Verhandlung aus, erst seit dem Jahr 2016/2017 von schiitischen Milizen verfolgt 

und gesucht zu werden. Dies deshalb, weil sein Vater und Großvater Funktionen unter dem 

Regime Saddam Husseins innegehabt hätten und demzufolge immer die alle 

Familienangehörigen gesucht würden. Konkret befragt, relativierte BF1 sein Vorbringen 

insofern, als er ausweichend, ohne nähere Erklärung, vorbrachte, gemeint zu haben, seit 

2016/2017 von schiitischen Milizen gesucht zu werden. Ein konkreter Beginn der Bedrohung 

durch schiitische Milizen wurde seinerseits nicht mehr thematisiert. Weiters legte er auch 

nicht dar, wieso seine Familie und er trotz behaupteter Ausübung von Tätigkeiten unter 

Saddam Hussein erst nach dem Zerfall des Regims im Jahr 2003 noch dazu im Jahr 2016/2017 

Verfolgungen und Anfeindungen erfahren hätten sollen. 

Ferner blieb BF1 bei seinen Ausführungen hinsichtlich seiner beruflichen Tätigkeit sehr vage 

und vermochte trotz wiederholten Nachfragens seine konkreten Aufgabenbereiche in 

besagter Firma nicht genau zu erklären. Vor der belangten Behörde gab BF1 an, Tätigkeiten 

im Einkauf und Verkauf am Computer erledigt zu haben, ohne konkret benutzte Programme 

benennen zu können. In der mündlichen Verhandlung gab BF1 davon abweichend an, im 

Bereich der Kontrolle von Tankfahrzeugen gearbeitet zu haben. Diese seien elektronisch auf 

Bomben untersucht und zudem festgestellt worden, wieviel Öl diese getankt hätten. 

Demzufolge kann nicht festgestellt werden, dass BF1 aufgrund einer bedeutenten Stellung im 

besagten Unternehmen tatsächlich für Angehörige des „IS“ von Interesse gewesen wäre, was 

eine gezielte Verfolgung erklären könnte.  

Auch hinsichtlich des Vorbringens des BF1 vor dem BFA, mit einem kleinen Auto nach Samarra 

gefahren zu sein, zumal sein eigenes Auto laut seinem Nachbarn vom „IS“ beschlagtnahmt 

worden sei, weist in Zusammenschau mit seinen weiteren Ausführungen in der mündlichen 
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Verhandlung Widersprüchlichkeiten und Ungereimtheiten auf. Wenn er vor dem BFA allein 

bei der Erwähnung seines „Pajeros“ von seinem Auto sprach, so vermeinte er in der 

mündlichen Verhandlung erstmals zwei Autos in Besitz gehabt zu haben. Den besagten Pajero 

sowie einen KIA. Ersterer sei vom „IS“ beschlagnahmt und zweiterer von schiitischen Milizen 

konfisziert worden. Sowohl die Eigentümerschaft an zwei Fahrzeugen als auch die 

Beschlagnahme des KIA wurden von BF1 erstmalig in der mündlichen Verhandlung 

vorgebracht. Eine nähere Erklärung für das Verschweigen dieser Details vor dem BFA blieb der 

BF1 bis zuletzt schuldig.  

Im Übrigen ist festzuhalten, dass der vom BF1 eingestandene Umstand, er habe offiziell auf 

dem Luftweg aus dem Irak ausreisen können, ein weiteres Indiz darfür darstellt, dass er keiner 

gezielten Suche im Herkunftsstaat ausgesetzt gewesen ist. Widrigenfalls wäre nicht davon 

auszugehen gewesen, dass er es riskiert hätte, im Zuge einer Ausreise über offizielle 

internationale Vehkehrswege identifiziert zu werden. Auch widerspräche es der Logik, dass er 

vor dem Hintergrund der behaupteten Verfolgungsgefahr seine Frau und Kinder allein im Irak 

zurückließ. 

Abschließend ist festzuhalten, dass die vom RV 3 (Mag. Bertsch) in seiner abschließenden 

Stellungnahme ins Treffen geführten Argumente die oben geschilderte Unglaubwürdigkeit des 

BF 1 nicht beseitigen konnten, bekräftigte er doch, BF1 werde von schiitschen Milizen gesucht, 

sei verfolgt und angeschossen worden, ohne dies näher zu untermauern. 

Letzlich bestätigte BF2 das Vorbringen des BF1 nicht, sondern verweigerte in der mündlichen 

Verhandlung vielmehr die Aussage zu dessen Fluchtvorbringen. 

Zum Fluchtvorbringen der BF2: 

BF2 gab an, sich über Facebook im Herkunftsstaat kritisch über den „IS“ und schiitische Milizen 

geäußert zu haben. Demzufolge sei sie wiederholt über das besagte soziale Netzwerk, aber 

auch telefonisch bedroht worden. Die Drohungen gegen sie hätten letztlich in einer 

Verfolgungsfahrt und Beschuss durch unbekannte Täter gegipfelt. Am Tag darauf seien zudem 

fünf bewaffnete Männer zu ihr nach Hause gekommen, welche nach einem Feuergefecht mit 

Nachbarn und Mitglieder eines Turkmenen-Vereins letzlich unter Androhung von Gewalt 

wieder abgezogen seien. Danach habe BF2 alle Online-Postings sowie ihr Facebook-Konto 

gelöscht und sei gemeinsam mit ihren drei Kindern über den offiziellen Weg, konkret per 

Flugzeug, aus dem Irak ausgereist. 
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BF2 blieb bei ihren Angaben hinsichtlich des Überfalls durch fünf Personen sehr vage und 

lassen sich zwischen ihren Erzählungen vor dem BFA und jenen in der mündlichen 

Verhandlung Widersprüchlichkeiten feststellen. So gab BF2 vor dem BFA an, von den Tätern 

an den Haaren gezogen, beschimpft und respektlos behandelt worden zu sein. Konkrete 

Übergriffe auf ihren Onkel thematisierte sie jedoch nicht. In der mündlichen Verhandlung 

steigerte BF2 ihr Vorbringen insofern, als sie vorbrachte, sowohl sie als auch ihr Onkel seien 

von denTätern geschlagen worden, bevor ihnen Nachbarn und Mitglieder eines 

Turkmenenvereins zur Hilfe geeilt seien. 

Vor dem Hintergrund der notorisch bekannten Greueltaten von Mitgliedern des „IS“ und 

deren militärischer Stärke, aber auch des Umstandes, dass der Ehemann der BF2 aufgrund 

behaupteter Drohungen und Verfolgung durch Mitglieder der genannten Miliz seinen 

Herkunftsstaat verlassen habe müssen, erscheint es unglaubwürdig, dass BF2 sich durch 

Online-Postings einer zusätzlichen Gefahr seitens besagter Milizen ausgesetzt hätte. Auch 

widerspricht es der Logik, Drohungen zum trotz besagte Postings fortzuführen und am Telefon 

einer vermeintlich dem „IS“ oder einer schiitischen Miliz zugehörigen Person energisch 

entgegenzutreten. Dies insbesondere, weil BF2 damit rechnen hätte müssen, dass der 

besagten Person, welche deren Telefonnummer in Erfahrung bringen konnte, auch deren 

Identität wie auch ihr Aufenthaltsort bekannt sein müsste und sie mit ihrem Verhalten sich 

und ihre Kinder in eine große Gefahr gebracht hätte.  

Darüber hinaus machte BF2 keine konkreten Angaben zum Inhalt ihrer Postings, sondern zog 

sich vielmehr darauf zurück, sie habe behauptet, sich kritisch über den „IS“ und schiitische 

Milizen zu äußern und verbal für Frauenrechte eingesetzt zu haben. Ferner gab BF2 an, seit 

ihrer Ausreise aus dem Irak keine Postings mehr getätigt zu haben und zudem über keinen 

Social-Media-Account mehr zu verfügen. Beweise könne sie zudem keine vorlegen, zumal 

diese auf ihrem Mobiltelefon gespeichert gewesen wären, welches sie im Meer verloren 

hätte. Es erscheint jedoch nicht nachvollziehbar, dass eine Person, die behauptet Drohungen 

zuwider im Herkunftsstaat ihre kritsche Einstellung gegenüber sozialen, politischen und real 

gesellschaftlichen Bedingungen öffentlich gemacht zu haben, von einem Tag auf den anderen 

kritische Postings aufgibt und selbst nach einem mehrjährigen Aufenthalt in Österreich, von 

ihrem Recht auf Meinungsfreiheit nie wieder Gebrauch macht.    

Angesichts dessen vermochte BF2 auch nicht die Annahme einer westlich orientierten 

Lebenseinstellung iSd. Judikatur des VwGH (vgl. VwGH 13.11.2019, Ra 2019/18/0303) zu 

vermitteln. Der bloße Verweis darauf, sich im Herkunftsstaat nicht so kleiden zu können wie 

in Österreich und seine Meinung frei äußern zu wollen, allein genügt nicht, um derart 
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darzulegen, dass sie eine grundlegende und auch entsprechend verfestigte Änderung ihrer 

Lebensführung vorgenommen hätte, in der die Anerkennung, die Inanspruchnahme oder die 

Ausübung ihrer Grundrechte zum Ausdruck kommt, die zu einem wesentlichen Bestandteil 

ihrer Identität geworden wäre. Dies insbesondere vor dem Hintergrund der nach wie vor 

häufig gestellten Forderung von im Irak lebenden Frauen, ein Kopftuch zu tragen (vgl. VwGH 

13.11.2019, Ra 2019/18/0303). Dies hat sinngemäß auch für BF3 zu gelten, zumal es ihr bis 

dato nicht gelang, die Annahme einer westlichen Einstellung iSd. obigen Ausführungen 

darzulegen. Wie bereits oben ausgeführt – genügt die bloße Behauptung der Annahme einer 

Weltanschauung, die im Widerspruch zu im Herkunftsstaat vorherrschenden 

gesellschaftlichen Regeln steht, als dahingehender Glaubwürdigkeitsnachweis nicht. Weder 

BF2 noch BF3 vermochten – abgesehen von allgemeinen Vorteilen in Österreich, wie aus 

eigenem Antrieb einkaufen und spazieren zu gehen oder Kleidung ihrer Wahl zu tragen – 

konkrete Beispiele für die Umsetzung von – wie in der rechtichen Begründung noch näher 

dargelegt werden wird wird – im Irak nicht verwirklichbarer Grundrechte darzulegen.  Daran 

anknüpfend gelang es den BF in der abschließenden Stellungahme auch nicht, einen 

„Brückenschlag“ zu BF2 und BF3 zu tätigen.  

Auch in Bezug auf BF2 bracht RV3 in dessen Stellungnahme vor, BF2 werde (ebenfalls) vom IS 

gesucht, habe sie wegen Misshandlungen flüchten müssen und seien ihr Schändung und Tod 

in Aussicht gestellt worden. Letzteres hat BF2 zwar in der mündlichen Verhandlung behauptet, 

der in der Stellungnahme dahingehend getätigte Einwand vermag ihr Vorbringen als gesamtes 

jedoch nicht in eine asylrelevante Richtung wenden, zumal sie in der Verhandlung selbst 

gesagt hat, es sei niemand verletzt worden (VH-Protokoll Seite 19). Ferner konnte BF2 auch 

vor dem Bundesamt auf die Frage, ob nie jemand zu Schaden gekommen sei (AS 79) keine 

Angaben machen, die auf Misshandlungen ihrer Person hingedeutet hätten. 

Insofern BF1 und BF2 die Zerstörung ihrer Liegenschaften im Irak thematisieren, vermögen 

diese angesichts des zuvor Ausgeführten auch damit keine gezielten, asylrelevanten Angriffe 

darzulegen. Vielmehr lässt sich mit Blick auf die Länderfeststellungen erkennen, dass die 

Infrastruktur im Herkunftsgebiet der BF aufgrund des damaligen gewaltsamen Eindringens des 

„IS“ und des gegen diesen geführten Krieg seitens des Staates Irak, massiv in Mitleidenschaft 

gezogen wurde. Eine allfällige Zerstörung des Eigentums der BF aufgrund der besagten – alle 

im Kriegsgebiet zu gleichen Teilen betreffende – kriegerischen Auseinandersetzungen könnte 

demzufolge nicht ausgeschlossen werden und ließe sich daher allein aus der behaupteten 

Zerstörung keine gezielt gegen die BF gerichteten GFK-relevanten Handlungen ableiten. Das 

hätte sinngemäß für den behaupteten Diebstahl des Fahrzeuges des BF1 zu gelten. So kann 

den Länderfeststellungen entnommen werden, dass sowohl „IS“ als auch schiitische Milizen 
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nicht vor kriminellen Handlungen, insbesonder vor Diebstahl, zurückschreckten. Kriminelle 

Aktionen allein stellen jedoch nicht per se gezielt auf eine konkrete Person abgestellte 

Handlungen dar, sondern können in der Regel jeden treffen. So stellt beispielsweise ein 

zurückgelassenes Fahrzeug ein generell lukratives Ziel für derartige, teils kriminelle 

Gruppierungen dar. 

Zum Fluchtvorbringen der sonstigen BF: 

Hinischtlich der BF3 bis BF6 wurden keine eigenen Fluchtgründe vorgebracht, sondern 

beziehen sich diese auf jene des BF1 und der BF2. Die – durch die behaupteten 

Traumaschäden hervorgerufene – besondere Schutzwürdigkeit von BF5 wurde in der 

rechtlichen Beurteilung berücksichtigt. 

Im Ergebnis gelang es den BF sohin nicht, eine gezielte Verfolgung durch Mitlgieder des „IS“, 

schiitischen Milizen, Privatpersonen und/oder dem Staat Irak glaubhaft zu machen.  

Zur Lage im Herkunftsstaat: 

Die oben getroffenen Feststellungen zur allgemeinen Lage im Herkunftsstaat ergeben sich aus 

den vom BVwG in das Verfahren eingebrachten herkunftsstaatsbezogenen Erkenntnisquellen. 

Es wurden dabei Berichte verschiedenster allgemein anerkannter Institutionen berücksichtigt. 

Diese Quellen liegen dem Bundesverwaltungsgericht von Amts wegen vor und decken 

einander im Wesentlichen mit seinem Amtswissen aus der ständigen Beachtung der aktuellen 

Quellenlage (Einsicht in aktuelle Berichte zur Lage im Herkunftsstaat). 

Die erwähnten Länderberichte wurden zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung sowie 

in deren Rahmen in das Verfahren eingebracht. Hiezu wurde den BF die Möglichkeit einer 

Stellungnahme durch ihren RV eingeräumt, wovon sie auch mit Schreiben vom 25.11.2021 

Gebrauch machten.  

Die in das Verfahren eingeführten Länderberichte wurden nicht in Frage gestellt. Bei den 

angeführten Quellen handelt es sich um Berichte verschiedener anerkannter und teilweise vor 

Ort agierender staatlicher und nichtstaatlicher Organisationen, die in ihren Aussagen ein 

übereinstimmendes, schlüssiges Gesamtbild der Situation im Irak ergeben. 

Angesichts der Seriosität und Plausibilität der angeführten Erkenntnisquellen sowie des 

Umstandes, dass diese Berichte auf eine Vielzahl verschiedener, voneinander unabhängiger 

Quellen beruhen und dennoch ein in den Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne 
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wesentliche Widersprüche darbieten, besteht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu 

zweifeln. 

3. Rechtliche Beurteilung: 

Zu Spruchteil A): 

Der mit „Familienverfahren im Inland“ betitelte § 34 AsylG lautet: 

„§ 34. (1) Stellt ein Familienangehöriger von 

1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist; 

2. einem Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten (§ 8) zuerkannt worden ist oder 

3. einem Asylwerber einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewährung desselben 

Schutzes. 

(2) Die Behörde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehörigen eines Fremden, dem der Status des 

Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehörigen mit Bescheid den Status eines 

Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn 

1. dieser nicht straffällig geworden ist und 

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 3 Z 13, BGBl. I Nr. 84/2017) 

3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur 

Aberkennung dieses Status anhängig ist (§ 7). 

(3) Die Behörde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehörigen eines Fremden, dem der Status des 

subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehörigen mit Bescheid den Status eines 

subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn 

1. dieser nicht straffällig geworden ist; 

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 3 Z 13, BGBl. I Nr. 84/2017) 

3. gegen den Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur 

Aberkennung dieses Status anhängig ist (§ 9) und 

4. dem Familienangehörigen nicht der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen ist. 

(4) Die Behörde hat Anträge von Familienangehörigen eines Asylwerbers gesondert zu prüfen; die Verfahren sind 

unter einem zu führen; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehörigen den 

gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiär Schutzberechtigten 

zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Anträge wären 

als unzulässig zurückzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhält einen gesonderten Bescheid. Ist einem 

Fremden der faktische Abschiebeschutz gemäß § 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen 

Familienangehörigen zuzuerkennen. 

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß für das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht. 
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(6) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind nicht anzuwenden: 

1. auf Familienangehörige, die EWR-Bürger oder Schweizer Bürger sind; 

2. auf Familienangehörige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiär 

Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es 

handelt sich bei dem Familienangehörigen um ein minderjähriges lediges Kind; 

3. im Fall einer Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption (§ 30 NAG).“ 

Gemäß § 16 Abs. 3 BFA-VG gilt eine auch nur von einem betroffenen Familienmitglied 

erhobene Beschwerde gegen eine zurückweisende oder abweisende Entscheidung im 

Familienverfahren gemäß dem 4. Abschnitt des 4. Hauptstückes des AsylG 2005 auch als 

Beschwerde gegen die die anderen Familienangehörigen (§ 2 Z 22 AsylG 2005) betreffenden 

Entscheidungen; keine dieser Entscheidungen ist dann der Rechtskraft zugänglich. Allen 

Beschwerden gegen Entscheidungen im Familienverfahren kommt aufschiebende Wirkung zu, 

sobald zumindest einer Beschwerde im selben Familienverfahren aufschiebende Wirkung 

zukommt. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Z 22 AsylG gilt als Familienangehöriger, wer Elternteil eines minderjährigen 

Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjähriges lediges Kind eines 

Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten oder 

des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise 

des subsidiär Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat, sowie der 

gesetzliche Vertreter der Person, der internationaler Schutz zuerkannt worden ist, wenn diese 

minderjährig und nicht verheiratet ist, sofern dieses rechtserhebliche Verhältnis bereits vor 

der Einreise des subsidiär Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat; dies 

gilt weiters auch für eingetragene Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits vor 

der Einreise des subsidiär Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat. 

BF1 und BF2 sind miteinander verheiratet. Ihre Ehe bestand bereits vor der Einreise in das 

Bundesgebiet. BF3, BF4, BF5 und BF6 sind minderjährige Kinder von BF1 und BF2.  

Die BF gelten daher als Familienangehörige gemäß § 2 Abs. 1 Z 22 AsylG und sind für sie die 

Bestimmungen zum Familienverfahren gemäß § 34 AsylG anzuwenden.  

Zu Spruchpunkt I.: 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 

internationalen Schutz im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 gestellt hat, soweit dieser 

Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a oder 5 AsylG 2005 zurückzuweisen ist, der Status des 

Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im 
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Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flüchtlingskonvention – GFK, droht. 

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist anzusehen, wer sich aus 

wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 

bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb 

seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht 

gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge 

obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht 

in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit 

auch zumutbar ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, bedürfen sie 

nicht des Schutzes durch Asyl (VwGH 15.03.2001, 99/20/0036; 15.03.2001, 99/20/0134). 

Damit ist nicht das Erfordernis einer landesweiten Verfolgung gemeint, sondern vielmehr, dass 

sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr für den Betroffenen - mangels zumutbarer 

Ausweichmöglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates - im gesamten Herkunftsstaat auswirken 

muss (VwGH 09.11.2004, 2003/01/0534). Das Zumutbarkeitskalkül, das dem Konzept einer 

"internen Flucht- oder Schutzalternative" innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber 

dort nicht in eine ausweglose Lage gerät, zumal da auch wirtschaftliche Benachteiligungen 

dann asylrelevant sein können, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VwGH 29.03.2001, 

2000/20/0539; 17.03.2009, 2007/19/0459). 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist zentrales Element des 

Flüchtlingsbegriffes die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegründet kann eine 

Furcht nur dann sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers und unter 

Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (VwGH 

17.03.2009, 2007/19/0459; 28.05.2009, 2008/19/1031). Es kommt nicht darauf an, ob sich 

eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine 

mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde 

(VwGH 28.05.2009, 2008/19/1031; 06.11.2009, 2008/19/0012). Unter Verfolgung ist ein 

ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre 

des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die 

Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in 

das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr steht mit der 

wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der 

wohlbegründeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung 

mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung 
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genügt nicht (VwGH 25.01.2001, 2001/20/0011; 28.05.2009, 2008/19/1031). Die 

Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 

2 GFK nennt (VwGH 15.03.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache 

dafür sein, dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines 

vorigen Aufenthaltes befindet. Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; 

sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid (bzw. das Asylerkenntnis) erlassen wird; auf diesen 

Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maßgeblicher 

Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Gründen zu befürchten habe (VwGH 

09.03.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233). 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH 17.09.2003, 

2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann 

relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Gründen der GFK) gesetzt worden 

ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit 

Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese 

Handlungen - würden sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant wären. Eine von dritter 

Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur Asylgewährung führen, wenn sie von 

staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht 

abgewendet werden kann (VwGH 22.03.2000, 99/01/0256). 

Von einer mangelnden Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen 

werden, wenn der Staat nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe Dritter 

präventiv zu schützen (VwGH 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793). Für die 

Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer 

solchen ist nicht zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfähigkeit zur Voraussetzung hat, dass 

überhaupt keine Staatsgewalt besteht (VwGH 22.03.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, 

ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK genannten Gründen) verfolgt wird, trotz 

staatlichen Schutzes einen - asylrelevante Intensität erreichenden - Nachteil aus dieser 

Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (VwGH 13.11.2008, 

2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793). Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen 

Unterschied, ob er auf Grund staatlicher Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit 

einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit 

auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat nicht 

ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinn ist die Formulierung zu verstehen, dass 

der Herkunftsstaat nicht gewillt oder nicht in der Lage sei, Schutz zu gewähren (VwGH 

26.02.2002, 99/20/0509). In beiden Fällen ist es dem Verfolgten nicht möglich bzw. im Hinblick 

auf seine wohlbegründete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu 
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bedienen (VwGH 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793). 

Vorliegend ist festzuhalten, dass die BF eine asylrelvante Verfolgung nicht glaubhaft machen 

konnten: 

Im gegenständlichen Fall gelangte das BVwG aus den oben im Rahmen der Beweiswürdigung 

erörterten Gründen zum Ergebnis, dass BF1 und BF2 (wie auch deren Kinder) keiner 

individuellen Verfolgung im Herkunftsstaat ausgesetzt waren oder im Fall der Rückkehr 

ausgesetzt wären, sodass internationaler Schutz nicht zu gewähren ist.  

Die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt jedenfalls nicht, um den Status eines 

Asylberechtigten zu erhalten (VwGH vom 15.12.2015, Ra 2015/18/0100). Zudem liegen keine 

Anhaltspunkte vor, dass den BF eine über die allgemeinen Gefahren der im Irak gebietsweise 

herrschenden bürgerkriegsähnlichen Situation hinausgehende Gruppenverfolgung droht. 

Demzufolge lässt sich eine aktuelle Verfolgung der BF im Falle ihrer Rückkehr aus einer der in 

der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe nicht erkennen. 

Eine systematische Verfolgung und Diskriminierung der Sunniten im Irak, insbesondere in der 

Heimatregion der BF, durch staatliche Stellen oder Privatpersonen kann im Lichte der 

vorliegenden aktuellen Länderberichte nicht festgestellt werden. Sowohl im Parlament, als 

auch generell auf politischer Ebene sind Angehörige der sunnitischen Glaubensgemeinschaft 

vertreten. Sunniten nehmen, trotz der überwiegenden Präsenz schiitischer Milizen, am 

gesellschaftlichen und politischen Leben im Irak nach wie vor teil. Auch wenn die 

Kriegsgeschehnisse der vergangenen Jahre zu starken Ressentiments der Glaubensgruppen 

untereinander geführt haben, welche sich in die Bildung von "sunnitischen" und von 

"schiitischen" Regionen niedergeschlagen hat, ist es für Angehörige der sunnitischen 

Glaubensgemeinschaft dennoch möglich, im Irak zu leben, zu arbeiten, staatliche und 

politische Posten zu besetzen und am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen.  

Darüber hinaus lässt sich weder eine systematische Verfolgung von Frauen im Irak noch eine 

einer solchen Verfolgung gleichkommende konkrete Einschränkung der Lebensführung von 

Frauen – insbesondere im Herkunftgebiet der BF – im Herkunftsstaat mit Blick auf die 

Länderfeststellungen feststellen. Das Verwaltungsgericht verkennt keinesfalls, dass Frauen im 

Herkunftsstaat teils von traditions-, relgions-  und gesellschaftlich bedingten Einschränkungen 

in ihrer Lebensführung betroffen sind. Keine der besagten Einschränkungen sind jedoch, 

insbesondere im sunnitisch geprägten Herkunftsgebiet der BF, weder für sich allein noch in 

ihrer Gesamtheit von einer derart extremen – die Existenz gefährdenden – Natur, dass 



- 115 - 

allfällige Diskriminierungen in Verbindung mit der Art ihrer Durchsetzung das Ausmaß einer 

Verfolgung im Sinne der Flüchtlingskonvention erreichen (siehe zur geforderten 

Diskriminierungsintensität VwGH 16.04.2002, 99/20/0483). So kann den 

Länderveststellungen entommen werden, dass überwiegend im südlichen – großteils von 

Schiiten bewohnten – Teil des Iraks Frauen von Einschränkungen ihrer Lebensführung 

betroffen sind. Dies kann jedoch für den zentralen und nördlichen Teil des Irak nicht gesagt 

werden. Wenn auch das Bestehen allfälliger gesellschaftlicher Vorschriften, insbesondere im 

Hinblick auf Kleidungsvorschriften und bestimmten Verhaltsregeln für Frauen die bei 

Nichtbeachtung zu gesellschaftlicher Ächtung führen können, nicht ausgeschlossen werden 

können, so lässt sich den Länderfeststellungen dennoch entnehmen, dass Frauen im Irak 

politsch vertreten sind, Zugung zu Bildung haben und einer Arbeit nachgehen können. Zudem 

hat sich eine gesellschaftskritische Frauenbewegung im Irak zu etablieren begonnen, was – 

eine systematische Verfolgung ausschießend – wiederum dafürspricht, dass Frauen sich ihr 

Recht auf Meinungsfreiheit im Irak teils öffentlich einzufordern trauen und bestehende 

gesellschaftliche Vorgaben nicht ohne weiteres hingenommen werden.   

Zur Abweisung der Asylanträge sei erwähnt, dass auch ein wirtschaftlicher Nachteil unter 

bestimmten Voraussetzungen als Verfolgung im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention zu 

qualifizieren sein kann, im Ergebnis jedoch nur dann, wenn durch den Nachteil die 

Lebensgrundlage massiv bedroht ist und der Nachteil in einem Kausalzusammenhang mit den 

Gründen der Flüchtlingskonvention steht. Eine solche Bedrohung der Lebensgrundlage ist den 

Feststellungen zufolge nicht gegeben und ein derartiger Kausalzusammenhang im 

vorliegenden Fall auch nicht ersichtlich, zumal BF1 und BF2 nicht nur über hinreichende 

Bildung verfügen und im Irak bis zu ihrer Ausreise erwerbstätig waren.   

BF3 bis BF6 haben zudem keine eigenen Fluchtgründe vorgebracht. 

Entsprechend den oben getätigten Ausführungen ist es den BF nicht gelungen, darzutun, dass 

ihnen im Herkunftsstaat Irak asylrelevante Verfolgung droht, weshalb die Beschwerden gegen 

Spruchpunkt I. der angefochtenen Bescheide gemäß § 3 AsylG 2005 als unbegründet 

abzuweisen waren. 

Zu Spruchpunkt II.: 

Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 

internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des 

Asylberechtigten abgewiesen wird (Z 1), oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt 

worden ist (Z 2), der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine 
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Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat 

eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder 

Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung 

des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 

internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

Die Voraussetzungen dafür, einem Asylwerber gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 subsidiären Schutz 

zu gewähren, unterscheiden sich im Ergebnis nicht von jenen nach § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idF 

BGBl. I Nr. 101/2003 in Verbindung mit § 57 Abs. 1 FrG (VwGH 19.02.2004, 99/20/0573; 

28.06.2005, 2005/01/0080), weshalb zur Auslegung die Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen werden kann. 

Nach dieser Rechtsprechung ist Voraussetzung für eine positive Entscheidung betreffend den 

subsidiären Schutz, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche 

Stellen zumindest gebilligte oder infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt 

von diesen nicht abwendbare Gefährdung bzw. Bedrohung vorliege. Herrscht in einem Staat 

eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - 

auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der 

konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewährleisteten oder anderer in § 8 

Abs. 1 AsylG 2005 erwähnter Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der Abschiebung eines 

Fremden in diesen Staat entgegenstehen. Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle Bewohner 

des Landes in gleicher Weise zu erdulden hätten, könne nicht als Bedrohung im Sinn des § 57 

Abs. 1 FrG gewertet werden, trifft nicht zu (VwGH 08.06.2000, 99/20/0203; 17.09.2008, 

2008/23/0588). Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 MRK widersprechenden Behandlung 

in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine Abschiebung in 

diesen Staat als unzulässig erscheinen zu lassen; vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte 

dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde 

(VwGH 20.06.2002, 2002/18/0028; 06.11.2009, 2008/19/0174). 

Gemäß § 8 Abs. 3 und § 11 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Asylantrag auch in Bezug auf den 

subsidiären Schutz abzuweisen, wenn dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates 

vom Staat oder von sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil 

des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewährleistet werden und ihm der Aufenthalt in 

diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann ("innerstaatliche Fluchtalternative"). 

Schutz ist gewährleistet, wenn die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des 

subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind. 
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Der Asylwerber hat glaubhaft zu machen, dass er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also 

im Fall seiner Abschiebung in dem von seinem Antrag erfassten Staat gegeben wäre und durch 

staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht abgewendet werden kann. 

Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten 

"Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es 

nicht an (VwGH 26.02.2002, 99/20/0509; 22.08.2006, 2005/01/0718). Diese aktuelle 

Bedrohungssituation ist mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender Angaben 

darzutun, die durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwGH 

02.08.2000, 98/21/0461; 25.01.2001, 2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des 

Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstände, die in seiner Sphäre gelegen sind 

und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 

30.09.1993, 93/18/0214). 

Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, 

wie sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die 

bereits längere Zeit zurückliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach dieser 

Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstände hinzutreten, die ihnen einen 

aktuellen Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, 98/01/0122; 25.01.2001, 2001/20/0011). 

Unter „realer Gefahr“ ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete 

Gefahr möglicher Konsequenzen für den Betroffenen („a sufficiently real risk“) im Zielstaat zu 

verstehen (VwGH 19.02.2004, Zl. 99/20/0573; auch ErläutRV 952 BlgNR 22. GP zu  

§ 8 AsylG 2005). Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen und die 

drohende Maßnahme muss von einer bestimmten Intensität sein und ein Mindestmaß an 

Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu gelangen (zB VwGH 

26.06.1997, 95/21/0294; 25.01.2001, 2000/20/0438; 30.05.2001, 97/21/0560).  

Die Anerkennung des Vorliegens einer ernsthaften individuellen Bedrohung des Lebens oder 

der Unversehrtheit einer Person, die als Zivilperson die Gewährung von subsidiären Schutz 

beantragt, setzt nicht voraus, dass sie beweist, dass sie aufgrund von ihrer persönlichen 

Situation innewohnenden Umständen spezifisch betroffen ist. Eine solche Bedrohung liegt 

auch dann vor, wenn der den bestehenden bewaffneten Konflikt kennzeichnende Grad 

willkürlicher Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige Gründe für die Annahme 

bestehen, dass eine Zivilperson bei einer Rückkehr in das betreffende Land oder 

gegebenenfalls in die betroffene Region allein durch ihre Anwesenheit im Gebiet dieses Landes 

oder dieser Region tatsächlich Gefahr liefe, einer solchen Bedrohung ausgesetzt zu sein (vgl. 

EUGH 17.02.2009, Elgafaji, C-465/07, Slg. 2009, I-0000, Randnr. 45). 
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Gemäß der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes erfordert die Beurteilung des Vorliegens 

eines tatsächlichen Risikos eine ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem für die 

Zulässigkeit aufenthaltsbeendender Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK 

auch sonst gültigen Maßstab des "real risk", wobei sich die Gefahrenprognose auf die 

persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im 

Zielstaat zu beziehen hat (vgl. VwGH vom 31.03.2005, 2002/20/0582, 2005/20/0095). Dabei 

kann bei der Prüfung von außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten 

nur dann in der Außerlandesschaffung des Antragsstellers eine Verletzung des Art. 3 EMRK 

liegen, wenn außergewöhnliche, exzeptionelle Umstände, glaubhaft gemacht sind (vgl. EGMR, 

Urteil vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United Kingdom; VwGH 

21.08.2001, 2000/01/0443). 

Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 25.05.2016, Ra 2016/19/0036, 

erkannt hat, ist bei der Zuerkennung von subsidiärem Schutz eine Einzelfallprüfung 

vorzunehmen, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare Feststellungen zu der Frage zu 

treffen sind, ob einer Person im Fall der Rückkehr in ihren Herkunftsstaat die reale Gefahr 

(„real risk“) einer gegen Art. 3 EMRK verstoßenden Behandlung droht. Es bedarf einer 

ganzheitlichen Bewertung der möglichen Gefahr, die sich auf die persönliche Situation des 

Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat bezieht. 

Weiters hat der Verfassungsgerichtshof inzwischen wiederholt ausgesprochen, dass bei der 

Behandlung von Anträgen auf internationalen Schutz von Minderjährigen, unabhängig davon, 

ob diese unbegleitet sind oder gemeinsam mit ihren Eltern oder anderen Angehörigen leben, 

zur Beurteilung der Sicherheitslage einschlägige Herkunftsländerinformationen, in die auch 

die Erfahrungen in Bezug auf Kinder Eingang finden, bei entsprechend schlechter, volatiler 

allgemeiner Sicherheitslage jedenfalls erforderlich sind (vgl UNHCR-Richtlinien zum 

Internationalen Schutz: Asylanträge von Kindern im Zusammenhang mit Artikeln 1 A 2 und 1 F 

des Abkommens von 1951 bzw. des Protokolls von 1967 über die Rechtsstellung der 

Flüchtlinge, 22.12.2009, Rz 74). Bei Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte in den 

Herkunftsländerinformationen hat sich das Bundesverwaltungsgericht ausdrücklich mit der 

Situation von Minderjährigen auseinanderzusetzen (vgl etwa VfGH 23.09.2019, E 512-

517/2019 und VfGH 24.02.2020, E 3683-3686/2019-8 mwN). 

Eine besondere Vulnerabilität ist bei der Beurteilung, ob den revisionswerbenden Parteien bei 

einer Rückkehr in die Heimat eine Verletzung ihrer durch Art. 2 und 3 MRK geschützten Rechte 

droht, im Speziellen zu berücksichtigen (vgl. VwGH 21.3.2018, Ra 2017/18/0474 bis 0479; 

30.8.2017, Ra 2017/18/0089-0095, mwN). Im zitierten Revisionsfall war daher insbesondere 
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zu berücksichtigen, dass es sich bei den revisionswerbenden Parteien um eine Familie mit vier 

minderjährigen Kindern und somit - im Hinblick auf die Minderjährigkeit der dritt- bis 

sechstrevisionswerbenden Parteien - um eine besonders vulnerable und besonders 

schutzbedürftige Personengruppe handelte (vgl. die Definition schutzbedürftiger Personen in 

Art. 21 der EU-Richtlinie 2013/33/EU, Aufnahmerichtlinie), was eine konkrete 

Auseinandersetzung damit verlangt, welche Rückkehrsituation die revisionswerbenden 

Parteien im Heimatstaat tatsächlich vorfinden (VwGH 13.12.2018, Ra 2018/18/0336). 

Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes 

ergibt sich, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär 

Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 gegeben sind: 

Im gegenständlichen Fall handelt es sich bei den BF um eine Familie mit vier minderjährigen 

Kindern und betrifft der Fall somit besonders vulnerable Personen iSd Art. 21 der EU-Richtlinie 

2013/33/EU, Aufnahmerichtlinie. Hinzu kommt, dass BF6 erst rund 8 Monate und BF5 erst 

rund 6 ½ Jahre alt und daher besonders schutzbedürftig sind. Zudem wurde BF6 in Österreich 

geboren sowie bisher zur Gänze, BF5 zum überwiegenden Teil in Österreich sozialisiert. BF3 

und BF4 gehen in Österreich zur Schule, wobei BF3 diese im Herkunftsstaat nur für ein paar 

Monate besucht hat. BF6 weist darüber hinaus einen vermehrten Betreuungsbedarf auf.  

Auch wenn der VwGH wiederholt darauf hingewiesen hat, dass eine schwierige 

Lebenssituation (bei der Arbeitsplatz- und Wohnraumsuche sowie in wirtschaftlicher 

Hinsicht), die ein Asylwerber bei Rückführung in das als innerstaatliche Fluchtalternative 

geprüfte Gebiet vorfände, für sich betrachtet nicht ausreicht, um eine innerstaatliche 

Fluchtalternative zu verneinen, (02.08.2018, Ra 2017/19/0229; 29.05.2018, Ra 2018/20/0146; 

23.01.2018, Ra 2018/18/0001; 08.08.2017, Ra 2017/19/0118), ist anzumerken, dass es sich 

bei den jeweiligen Fremden um alleinstehende Männer handelte.  

Aus den herangezogenen Länderberichten ergibt sich insbesondere, dass Kinder Opfer der 

kriegerischen Auseinandersetzungen der letzten Jahre waren und sind. Sie sind in 

überproportionaler Weise von der schwierigen humanitären Lage betroffen. Die 

Sicherheitslage und die große Zahl zerstörter Schulen verhindern mancherorts den 

Schulbesuch, sodass die Alphabetisierungsrate in den letzten 15 Jahren drastisch gefallen ist 

(aktuell bei 79,7 Prozent), besonders in ländlichen Gebieten. Über ein Viertel aller Kinder im 

Irak lebt in Armut. Dabei waren, über die letzten Jahrzehnte, Kinder im Süden des Landes und 

in ländlichen Gebieten am stärksten betroffen. Armut wirkt sich nicht nur negativ auf die 

Bildung, sondern auch auf die Gesundheit von Kindern aus. 22,6 Prozent der Kinder im Irak 
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sind unterernährt. Ein Viertel aller Kinder unter fünf Jahren sind physisch unterentwickelt bzw. 

im Wachstum zurückgeblieben. Es gibt keine Berichte, wonach von staatlicher Seite Kinder 

zum Dienst in den Sicherheitskräften einberufen oder rekrutiert werden. Kinder sind jedoch 

weiterhin in hohem Maße von gewaltsamer Rekrutierung und Verwendung durch mehrere im 

Irak operierende bewaffnete Gruppen gefährdet, einschließlich (aber nicht nur) durch den IS, 

die PMF, Stammesgruppierungen, die Kurdische Arbeiterpartei PKK, und vom Iran 

unterstützte Milizen. PMF-Einheiten rekrutieren weiterhin Kinder, bilden diese militärisch aus 

und setzen sie ein. Im Südirak und in den schiitischen Gegenden von Bagdad erinnern Plakate 

an gefallene minderjährige Kämpfer, die vornehmlich für die Brigaden der Asa’ib Ahl al-Haqq 

(AAH) und der Kata’ib Hizbollah (KH) gekämpft hatten. Die PMF bot nach eigenen Angaben im 

Jahr 2017 militärische Ausbildungskurse für Kinder und Jugendliche im Alter von 15-25 Jahren 

an. 

Vor diesem wie dem Hintergrund der nach wie vor besonders für Kinder volatilen 

Sicherheitslage bestünde die konkrete Gefahr, dass die Eltern (BF1 und BF2) ihren vier Kindern 

(BF3 bis BF6) keinen ausreichenden familiären Rückhalt geben könnten. 

Dazu kommt generell, dass der Staat den Eintritt der von Art. 3 EMRK verpönten 

Beeinträchtigung nicht effektiv verhindern kann, wie schon die Geschehnisse in der 

Vergangenheit gezeigt haben. Auch das Widererstarken des „IS“ im Irak lässt keine 

Verbesserung der konkreten Lage in naher Zukunft erkennen.   

Den Beschwerden zu den Spruchpunkten II. war daher unter Abwägung der persönlichen 

Gründe der minderjährigen BF3 bis BF6 Folge zu geben, diese Spruchpunkte aufzuheben und 

die Zuerkennung des Status von subsidiär Schutzberechtigen auszusprechen. 

Dies hatte nicht nur für die Bescheide des BF3 bis BF6 zu erfolgen, sondern auch für jene von 

BF1 und BF2, wie sich aus § 34 Abs. 2 bis 4 AsylG ergibt. 

Demnach erhalten diese Familienangehörigen den gleichen Schutzumfang, als bei ihnen keine 

Ausschlussgründe gemäß § 34 Abs. 3 AsylG vorliegen und war spruchgemäß zu entscheiden. 

Im Fall der BF liegt neben den Erwägungen zur allgemeinen Lage zudem im Falle der Rückkehr 

in den Irak mit hinreichender Wahrscheinlichkeit die von der Judikatur geforderte 

Exzeptionalität der Umstände vor, die im Falle ihrer Abschiebung dortin zu einer Verletzung 

ihrer Rechte iSd Art. 3 EMRK führte. 

Folglich war BF3 bis BF6 jeweils gemäß § 8 Abs. 1 AsylG der Status von subsidiär 

Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Irak zuzuerkennen. Da sich BF1 und BF2 
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im selben Verfahren wie BF3 bis BF4 befinden und erstere beiden deren Erziehungsberechtigte 

sind, war diesen der gleiche Schutzsstatus einzuräumen. 

Zu Spruchpunkt III.: 

Gemäß § 8 Abs. 4 AsylG ist einem Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzberechtigten 

zuerkannt wird, vom Bundesamt oder vom Bundesverwaltungsgericht gleichzeitig eine 

befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiär Schutzberechtigter zu erteilen. Die 

Aufenthaltsberechtigung gilt ein Jahr und wird im Falle des weiteren Vorliegens der 

Voraussetzungen über Antrag des Fremden vom Bundesamt für jeweils zwei weitere Jahre 

verlängert. Nach einem Antrag des Fremden besteht die Aufenthaltsberechtigung bis zur 

rechtskräftigen Entscheidung über die Verlängerung des Aufenthaltsrechts, wenn der Antrag 

auf Verlängerung vor Ablauf der Aufenthaltsberechtigung gestellt worden ist. 

Das BVwG hat den BF mit gegenständlichem Erkenntnis den Status eine subsidiär 

Schutzberechtigten zuerkannt, sodass eine befristete Aufenthaltsberechtigung in der Dauer 

von einem Jahr, beginnend mit der rechtskräftigen Zustellung des gegenständlichen 

Erkenntnisses, zu erteilen ist. 

Zu den weiteren Spruchpunkten in den bekämpften Bescheiden: 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 

Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung der Außerlandesbringung gemäß dem 8. 

Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl 

bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des 

Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird. 

Den BF wurde mit gegenständlichem Erkenntnis der Status von subsidiär Schutzberechtigten 

zuerkannt und daher ihrem Antrag auf internationalen Schutz diesbezüglich stattgegeben. 

Die Voraussetzungen gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG zur Erlassung einer Rückkehrentscheidung 

und damit in weiterer Folge auch der Abspruch über die Erteilung eines Aufenthaltstitels aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß § 57 AsylG, die Zulässigkeit der Abschiebung 

gemäß § 52 Abs. 9 FPG iVm § 46 FPG sowie die Frist zur freiwilligen Ausreise liegen daher nicht 

mehr vor, weshalb die restlichen Spruchpunkte ersatzlos zu beheben waren. 

 
 

Zu Spruchteil B): Unzulässigkeit der Revision: 
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Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen. 

Die Revision gegen die gegenständliche Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht 

zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der 

bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer 

Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine 

grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen 

grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht 

worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. 

Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen, oben zitierten 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, des Verfassungsgerichtshofes und des EGMR 

zu Fragen des Asyls, zur Überschreitung der Eingriffsschwelle des Art. 3 EMRK und zu Fragen 

des Art. 8 EMRK ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; die vorliegende Rechtsprechung 

des Verwaltungsgerichtshofes ist auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine 

sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfragen vor. Das 

Bundesverwaltungsgericht hat sich bei allen erheblichen Rechtsfragen an der Rechtsprechung 

des Verwaltungsgerichtshofes, des Verfassungsgerichtshofes und des EGMR orientiert und 

hat diese – soweit erforderlich – auch zitiert. 

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeführte Judikatur des VwGH ist zwar zu früheren 

Rechtslagen ergangen, sie ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich 

meist völlig gleichlautenden Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverändert 

übertragbar. 


